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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG) 


A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
1 1 . Juli 2007 über die Ausübung bestimmter Rechte von Aktionären in börsen- 
notierten Gesellschaften (ABI. L 184, S. 17; sog. Aktionärsrechterichtlinie) ist in 
deutsches Recht umzusetzen. Sie zielt auf die Verbesserung der Aktionärsinfor- 
mation bei börsennotierten Gesellschaften sowie die Erleichterung der grenz- 
überschreitenden Ausübung von Aktionärsrechten. Die Richtlinienumsetzung 
soll zugleich zum Anlass genommen werden, das Aktienrecht insbesondere auf 
den von der Richtlinie angesprochenen Gebieten zur Entlastung der Gesellschaf- 
ten und zugleich im Interesse der Aktionäre zu modernisieren, deregulieren und 
flexibilisieren. Darüber hinaus sollen für den Bereich der Kapitalaufbringung 
durch Sacheinlagen sowie für den Erwerb eigener Aktien Deregulierangsoptio- 
nen aus der Änderung der Richtlinie 77/91/EWG des Rates in Bezug auf die 
Gründung von Aktiengesellschaften und die Erhaltung und Änderung ihres 
Kapitals durch die Richtlinie 2006/68/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. September 2006 (ABI. L 264, S. 32) genutzt werden. 

Ein weiteres Ziel des Entwurfs ist die Eindämmung missbräuchlicher Aktio- 
närsklagen. Zu diesem Zweck wurde bereits im Rahmen des Gesetzes zur Unter- 
nehmensintegrität und zur Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG) un- 
ter anderem ein Freigabeverfahren bei der Anfechtungsklage eingeführt, das dem 
konzem- und umwandlungsrechtlichen Freigabeverfahren entspricht. Diese Re- 
gelungen haben bereits Wirkung gezeigt, dennoch hat sich das Klägerfeld ausge- 
weitet. Die Regelungen sollten daher präzisiert und ergänzt werden. 


B. Lösung 

Die Transparenzanforderungen im Vorfeld der Hauptversammlung werden wei- 
ter modernisiert und der Zugang zu Informationen für den Aktionär verbessert. 
Zudem werden insbesondere im Interesse gebietsfremder Aktionäre Erleichte- 
rungen für die Wahrnehmung der Rechte in Bezug auf die Hauptversammlung 
vorgesehen. So kann die Gesellschaft künftig eine Teilnahme an der Hauptver- 
sammlung und eine Ausübung des Stimmrechts auf elektronischem Wege zulas- 
sen und den Aktionären zudem die Möglichkeit der Briefwahl eröffnen. 

Im Bereich der Stimmrechtsvertretung wird insbesondere das Depotstimmrecht 
der Banken erheblich dereguliert und die Möglichkeit der Bevollmächtigung 
eines Kreditinstituts flexibler, kostengünstiger und damit attraktiver ausgestaltet. 
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Die Sachgründung wird dereguliert, indem bei der Einbringung bestimmter Ge- 
genstände auf eine externe Werthaltigkeitsprüfung verzichtet wird. Für den Er- 
werb eigener Aktien durch die Gesellschaft wird die Flöchstgeltungsdauer des 
Ermächtigungsbeschlusses der Etauptversammlung von bisher 1 8 Monaten auf 
künftig fünf Jahre verlängert. 

Zur weiteren Bekämpfung missbräuchlicher Anfechtungsklagen wird in den 
Regelungen zum Freigabeverfahren die Interessenabwägungsklausel präzisiert. 
Zudem wird das Verfahren durch mehrere Maßnahmen verkürzt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Durch den Wegfall der präventiven Werthaltigkeitsermittlung bei Sacheinlagen 
in bestimmten Fällen verringert sich der Arbeitsaufwand der Registergerichte. 
Dadurch werden die Haushalte der Länder geringfügig entlastet. 

Zusätzlicher Vollzugsaufwand für die Haushalte des Bundes und der Gemeinden 
entsteht nicht. 


E. Sonstige Kosten 

Für die Gesellschaften ergibt sich aus der Möglichkeit, Mitteilungen im Zusam- 
menhang mit der Hauptversammlung nicht mehr in Papierform, sondern nur 
noch elektronisch über die Kreditinstitute zu übermitteln, ein Einsparpotential 
von ca. 50 Mio. Euro jährlich. Es ist allerdings davon auszugehen, dass dieses 
zunächst nur von einzelnen Gesellschaften ausgeschöpft wird. Zusätzliche Kos- 
tenentlastungen ergeben sich aus den weiteren Deregulierungsmaßnahmen, ins- 
besondere der Befreiung von einer externen Werthaltigkeitsprüfung bei be- 
stimmten Sacheinlagen, der Möglichkeit, Dokumente nicht mehr in Papierform 
in den Geschäftsräumen oder während der Hauptversammlung auszulegen, son- 
dern elektronisch zugänglich zu machen, sowie der Verlängerang der Geltungs- 
dauer des Hauptversammlungsbeschlusses zum Erwerb eigener Aktien von 
1 8 Monaten auf fünf Jahre. Ferner sollte die Harmonisierung der Fristen im Vor- 
feld der Hauptversammlung zur Vermeidung von Doppel- und Nachversendun- 
gen beitragen und damit Kosten sparen. Für die Kreditinstitute resultieren erheb- 
liche Kostenersparnisse aus der Deregulierung des Depotstimmrechts. 

Die Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie erfordert für börsennotierte Gesell- 
schaften insbesondere Anpassungen im Bereich der Einberafung der Hauptver- 
sammlung (Inhalt der Einberufung, Zuleitung an Medien). Zudem müssen elek- 
tronische Wege für die Übermittlung von Vollmachtsnachweisen vorgehalten 
werden, wodurch im Einzelfall marginale zusätzliche Kosten entstehen können. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise oder das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Der Gesetzentwurf betrifft ganz überwiegend nur an die Aktionäre gerichtete 
Informationen der Gesellschaften. Hinsichtlich der Frage, ob es sich hierbei um 
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Informationspflichten im Sinne des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen 
Normenkontrollrates (NKR-Gesetz) handelt, besteht noch Prüfungsbedarf. 

Für die Bürgerinnen und Bürger und für die Verwaltung werden keine Informa- 
tionspflichten eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. Durch die Streichung des 
§71 Absatz 3 Satz 3 des Aktiengesetzes wird eine Meldepflicht der Gesellschaf- 
ten gegenüber der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht abgeschafft, 
die sich als überflüssig erwiesen hat. Hierdurch werden Bürokratiekosten in 
Höhe von ca. 6 900 Euro jährlich gespart. 
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Bundesrepubi^ik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, Januar 2009 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG) 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates ist als Anlage 3 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 853. Sitzung am 19. Dezember 2008 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 4 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG)^ 

Vom . . . 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


(§33 Abs. 2 Nr. 4) abgesehen werden, soweit eingebracht 
werden sollen: 


Artikel 1 
Artikel 2 

Artikel 3 

Artikel 4 
Artikel 5 
Artikel 6 
Artikel 7 
Artikel 8 
Artikel 9 
Artikel 10 
Artikel 1 1 

Artikel 12 
Artikel 13 
Artikel 14 
Artikel 15 


Inhaltsübersicht 

Änderung des Aktiengesetzes 

Änderung des Einführungsgesetzes zum Aktien- 
gesetz 

Änderung des Wertpapiererwerbs- und Übemah- 
megesetzes 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Änderung der Aktionärsforumsverordnung 

Änderung des SE-Ausführungsgesetzes 

Änderung des SCE-Ausführungsgesetzes 

Änderung der Prüfungsberichtsverordnung 

Änderung des Mitbestimmungsgesetzes 

Änderung des Drittelbeteiligungsgesetzes 

Änderung des Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreiten- 
den Verschmelzung 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Änderung des Investmentgesetzes 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Änderung der Verordnung über den Ersatz von 
Aufwendungen der Kreditinstitute 


1 . übertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. la des Wert- 
papierhandelsgesetzes, wenn sie mit dem gewichteten 
Durchschnittspreis bewertet werden, zu dem sie wäh- 
rend der letzten drei Monate vor dem Tag ihrer tatsäch- 
lichen Einbringung auf einem oder mehreren organi- 
sierten Märkten im Sinne von § 2 Abs. 5 des Wert- 
papierhandelsgesetzes gehandelt worden sind, 

2. andere als die in Nummer 1 genarmten Vermögensge- 
genstände, wenn eine Bewertung zu Grunde gelegt 
wird, die ein unabhängiger, ausreichend vorgebildeter 
und erfahrener Sachverständiger nach den allgemein 
anerkarmten Bewertungsgrundsätzen mit dem beizu- 
legenden Zeitwert ermittelt hat und wenn der Bewer- 
tungsstichtag nicht mehr als sechs Monate vor dem 
Tag der tatsächlichen Einbringung liegt. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der gewich- 
tete Durchschnittspreis der Wertpapiere oder Geldmarkt- 
instrumente (Absatz 1 Nr. 1) durch außergewöhnliche 
Umstände erheblich beeinflusst worden ist oder werm an- 
zunehmen ist, dass der beizulegende Zeitwert der anderen 
Vermögensgegenstände (Absatz 1 Nr. 2) am Tag ihrer tat- 
sächlichen Einbringung auf Grund neuer oder neu be- 
kannt gewordener Umstände erheblich niedriger ist als 
der von dem Sachverständigen angenommene Wert.“ 

2. Dem § 34 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 


Artikel 16 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. 1 
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Nach § 33 wird folgender § 33a eingefugt: 

„§ 33a 

Sachgründung ohne externe Gründungsprüfung 

( 1 ) Von einer Prüfung durch Gründungsprüfer kann bei 
einer Gründung mit Sacheinlagen oder Sachübernahmen 


^ Dieses Gesetz dient der Umsetzung 

- der Richtlinie 2006/68/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. September 2006 zur Änderung der Richtlinie 77/91/ 
EWG des Rates in Bezug auf die Gründung von Aktiengesellschaf- 
ten und die Erhaltung und Änderung ihres Kapitals (ABI. L 264, 
S. 32) und 

- der Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 1 1 . Juli 2007 über die Ausübung bestimmter Rechte von 
Aktionären in börsennotierten Gesellschaften (ABI. L 184, S. 17). 


„In dem Prüfungsbericht der Mitglieder des Vorstands 
und des Aufsichtsrats katm davon sowie von Ausführun- 
gen zu Absatz 1 Nr. 2 abgesehen werden, soweit nach 
§ 33a von einer externen Gründungsprüfung abgesehen 
wird.“ 

3. Nach § 37 wird folgender § 37a eingefügt: 

„§ 37a 

Anmeldung bei Sachgründung 
ohne externe Gründungsprüfung 

( 1 ) Wird nach § 3 3 a von einer externen Gründungsprü- 
fung abgesehen, ist dies in der Anmeldung zu erklären. 
Der Gegenstand jeder Sacheinlage oder Sachübernahme 
ist zu beschreiben. Die Anmeldung muss die Erklärung 
enthalten, dass der Wert der Sacheinlagen oder Sachüber- 
nahmen den geringsten Ausgabebetrag der dafür zu ge- 
währenden Aktien oder den Wert der dafür zu gewähren- 
den Leistungen erreicht. Der Wert, die Quelle der Bewer- 
tung sowie die angewandte Bewertungsmethode sind 
anzugeben. 

(2) In der Anmeldung haben die Anmeldenden außer- 
dem zu versichern, dass ihnen außergewöhnliche Um- 
stände, die den gewichteten Durchschnittspreis der einzu- 
bringenden Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente im 
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Sinne von § 33a Abs. 1 Nr. 1 während der letzten drei Mo- 
nate vor dem Tag ihrer tatsächlichen Einbringung erheb- 
lich beeinflusst haben könnten, oder Umstände, die dar- 
aufhindeuten, dass der beizulegende Zeitwert der Vermö- 
gensgegenstände im Sinne von § 33a Abs. 1 Nr. 2 am Tag 
ihrer tatsächlichen Einbringung auf Grund neuer oder neu 
bekannt gewordener Umstände erheblich niedriger ist als 
der von dem Sachverständigen angenommene Wert, nicht 
bekannt geworden sind. 

(3) Der Anmeldung sind beizufügen: 

1. Unterlagen über die Ermittlung des gewichteten 
Durchschnittspreises, zu dem die einzubringenden 
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente während der 
letzten drei Monate vor dem Tag ihrer tatsächlichen 
Einbringung auf einem organisierten Markt gehandelt 
worden sind, 

2. jedes Sachverständigengutachten, auf das sich die Be- 
wertung in den Fällen des § 33a Abs. 1 Nr. 2 stützt.“ 

4. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Enthält die Anmeldung die Erklärung nach 
§ 37a Abs. 1 Satz 1, hat das Gericht hinsichtlich der 
Werthaltigkeit der Sacheinlagen oder Sachübernah- 
men ausschließlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
des § 37a erfüllt sind. Lediglich bei einer offenkundi- 
gen und erheblichen Überbewertung kann das Gericht 
die Eintragung ablehnen.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Verpflichtungen nach den Sätzen 2 und 3 
entfallen, wenn der Vertrag für denselben Zeit- 
raum über die Internetseite der Gesellschaft zu- 
gänglich ist.“ 

bb) In dem bisherigen Satz 4 wird das Wort „auszule- 
gen“ durch die Wörter „zugänglich zu machen“ 
ersetzt. 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Unter den Voraussetzungen des § 33a kann von einer 
Prüfung durch Gründungsprüfer abgesehen werden.“ 

c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird nach Absatz 4 Satz 3 von einer externen Grün- 
dungsprüfung abgesehen, gilt § 37a entsprechend.“ 

d) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Enthält die Anmeldung die Erklärung nach § 37a 
Abs. 1 Satz 1, gilt § 38 Abs. 3 entsprechend.“ 

6. § 7 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 7 Satz 3 und Nr. 8 Satz 1 wird jeweils 
die Angabe „18 Monate“ durch die Wörter „fünf Jah- 
re“ ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben. 


7. § 118 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Satzung kann vorsehen oder den Vorstand dazu 
ermächtigen vorzusehen, dass die Aktionäre an der 
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren 
Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und 
sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teil- 
weise im Wege elektronischer Kommunikation aus- 
üben können.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Satzung karm vorsehen oder den Vorstand 
dazu ermächtigen vorzusehen, dass Aktionäre ihre 
Stimmen, auch ohne an der Versammlung teilzuneh- 
men, schriftlich oder im Wege elektronischer Kom- 
ruunikation abgeben dürfen (Briefwahl).“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 . 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt ge- 
fasst: 

„(4) Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß 
§ 129 Abs. 1 kann vorsehen oder den Vorstand dazu 
ermächtigen vorzusehen, die Bild- und Tonübertra- 
gung der Versammlung zuzulassen.“ 

8. § 120 Abs. 3 Satz 2 und 3 wird aufgehoben. 

9. § 121 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Einberufung muss die Firma, den Sitz der 
Gesellschaft sowie Zeit und Ort der Hauptversamru- 
lung enthalten. Zudem ist die Tagesordnung anzuge- 
ben. Bei börsennotierten Gesellschaften hat der Vor- 
stand oder, wenn der Aufsichtsrat die Versammlung 
einberuft, der Aufsichtsrat in der Einberufung ferner 
anzugeben: 

1 . die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Ver- 
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts so- 
wie gegebenenfalls den Nachweisstichtag nach 
§ 123 Abs. 3 Satz 3; 

2. das Verfahren für die Stimmabgabe 

a) durch einen Bevollmächtigten unter Hinweis 
auf die Formulare, die für die Erteilung einer 
Stimmrechtsvollmacht zu verwenden sind, und 
auf die Art und Weise, wie der Gesellschaft ein 
Nachweis über die Bestellung eines Bevoll- 
mächtigten elektronisch übermittelt werden 
kann sowie 

b) durch Briefwahl oder im Wege der elektroni- 
schen Kommunikation gemäß § 118 Abs. 1 
Satz 2, soweit die Satzung eine entsprechende 
Form der Stimmrechtsausübung vorsieht; 

3. die Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 
Abs. 1, den §§ 127, 131 Abs. 1; die Angaben kön- 
nen sich auf die Fristen für die Ausübung der 
Rechte beschränken, wenn im Übrigen ein Hin- 
weis auf weitergehende Erläuterungen auf der 
Intemetseite der Gesellschaft aufgenomruen wird; 

4. die Internetseite der Gesellschaft, über die die In- 
formationen nach § 124a zugänglich sind.“ 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 16/11642 


b) Dem Absatz 4 Satz 1 wird folgender Satz vorange- 
stellt: 

„Die Einberufung ist in den Gesellschaftsblättern 
bekannt zu machen.“ 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefugt: 

„(4a) Bei börsennotierten Gesellschaften, die 
nicht ausschließlich Namensaktien ausgegeben ha- 
ben und die Einberufung den Aktionären nicht un- 
mittelbar nach Absatz 4 Satz 2 und 3 übersenden, ist 
die Einberufung spätestens zum Zeitpunkt der Be- 
kanntmachung solchen Medien zur Veröffentli- 
chung zuzuleiten, bei denen davon ausgegangen 
werden kann, dass sie die Information in der gesam- 
ten Europäischen Union verbreiten.“ 

d) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Ver- 
sammlung zurückberechnet werden, ist der Tag der 
Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem 
Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. 
Die §§187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbör- 
sennotierten Gesellschaften karm die Satzung eine 
andere Berechnung der Frist bestimmen.“ 

10. § 122 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Wörter „zur Beschlussfassung einer Hauptver- 
sammlung“ werden durch die Wörter „auf die Tages- 
ordnung gesetzt und“ ersetzt. 

b) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlan- 
gen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft 
mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesell- 
schaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung 
zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurech- 
nen.“ 

11. § 123 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Tag der Einberufung ist nicht mitzurechnen.“ 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden durch die folgenden Ab- 
sätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Die Satzung kaim die Teilnahme an der 
Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimm- 
rechts davon abhängig machen, dass die Aktionäre 
sich vor der Versammlung anmelden. Die Anmel- 
dung muss der Gesellschaft unter der in der Einberu- 
fung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs 
Tage vor der Versammlung zugehen, sofern die Sat- 
zung keine kürzere, in Kalendertagen zu bemessen- 
de Frist vorsieht. Der Tag des Zugangs ist nicht mit- 
zurechnen. Die Mindestfrist des Absatzes 1 verlän- 
gert sich um die Tage der Anmeldefrist des Satzes 2. 

(3) Bei Inhaberaktien kann die Satzung bestim- 
men, wie die Berechtigung zur Teilnahme an der 
Versammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts 
nachzuweisen ist; Absatz 2 Satz 4 gilt in diesem Fall 


entsprechend. Bei börsennotierten Gesellschaften 
reicht ein in Textform erstellter besonderer Nach- 
weis des Anteilsbesitzes durch das depotführende 
Institut aus. Der Nachweis hat sich bei börsennotier- 
ten Gesellschaften auf den Beginn des 2 1 . Tages vor 
der Versammlung zu beziehen und muss der Gesell- 
schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteil- 
ten Adresse mindestens sechs Tage vor der Ver- 
sammlung zugehen, sofern die Satzung keine kürze- 
re, in Kalendertagen zu bemessende Frist vorsieht. 
Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Im Ver- 
hältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der 
Versammlung oder die Ausübung des Stimmrechts 
als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat.“ 

12. § 124 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 124 

Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen, 
Vorschläge zur Beschlussfassung“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 ver- 
langt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge- 
setzt werden, so sind diese entweder bereits mit der 
Einberufung oder andernfalls unverzüglich nach Zu- 
gang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 
Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt bei börsennotier- 
ten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Be- 
kanntmachung und Zuleitung haben dabei in glei- 
cher Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen.“ 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Bekanntma- 
chung der Tagesordnung“ durch das Wort „Bekannt- 
machung“ ersetzt. 

13. Nach § 124 wird folgender § 124a eingefugt: 

„§ 124a 

Veröffentlichungen auf der Intemetseite 
der Gesellschaft 

Bei börsennotierten Gesellschaften müssen alsbald 
nach der Einberufung der Hauptversammlung über die 
Intemetseite der Gesellschaft zugänglich sein: 

1 . der Inhalt der Einbemfung; 

2. eine Erläutemng, wenn zu einem Gegenstand der 
Tagesordnung kein Beschluss gefasst werden soll; 

3. die der Versammlung zugänglich zu machenden 
Unterlagen; 

4. die Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im 
Zeitpunkt der Einbemfung, einschließlich getrennter 
Angaben zur Gesamtzahl für jede Aktiengattung; 

5. gegebenenfalls die Formulare, die bei Stimmabgabe 
durch Vertretung oder bei Stimmabgabe mittels 
Briefwahl zu verwenden sind, sofern diese Formula- 
re den Aktionären nicht direkt übermittelt werden. 

Ein nach Einbemfung der Versammlung bei der Gesell- 
schaft eingegangenes Verlangen von Aktionären im 
Sinne von § 122 Abs. 2 ist unverzüglich nach seinem 
Eingang bei der Gesellschaft in gleicher Weise zugäng- 
lich zu machen.“ 
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14. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Vorstand hat mindestens 2 1 Tage vor der 
Versammlung den Kreditinstituten und den Ver- 
einigungen von Aktionären, die in der letzten 
Hauptversammlung Stimmrechte für Aktionäre 
ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, 
die Einberufung der Hauptversammlung mitzu- 
teilen.“ 

bb) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze einge- 
fügt: 

„Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. 
Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu än- 
dern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften 
die geänderte Tagesordnung mitzuteilen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den 
Aktionären zu machen, die es verlangen oder zu Be- 
ginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktio- 
när im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen 
sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den 
Weg elektronischer Kommunikation beschränken.“ 

c) In Absatz 5 werden die Wörter „nach Maßgabe der 
vorstehenden Absätze“ gestrichen. 

15. § 126 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „spätestens zwei Wo- 
chen vor dem Tage der Hauptversammlung“ durch 
die Wörter „mindestens 14 Tage vor der Versamm- 
lung“ ersetzt. 

b) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei 
börsermotierten Gesellschaften hat das Zugänglich- 
machen über die Intemetseite der Gesellschaft zu er- 
folgen.“ 

16. In § 127 Satz 3 wird die Angabe „§ 125 Abs. 1 Satz 3“ 

durch die Angabe „§ 125 Abs. 1 Satz 5“ ersetzt. 

17. § 128 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 128 

Übermittlung der Mitteilungen“. 

b) Die Absätze 1 bis 3 werden durch folgenden Absatz 1 
ersetzt: 

„( 1 ) Hat ein Kreditinstitut zu Beginn des 2 1 . Tages 
vor der Versammlung für Aktionäre Inhaberaktien 
der Gesellschaft in Verwahrung oder wird es für 
Namensaktien, die ihm nicht gehören, im Aktien- 
register eingetragen, so hat es die Mitteilungen nach 
§ 125 Abs. 1 unverzüglich an die Aktionäre zu über- 
mitteln. Die Satzung der Gesellschaft kann die Über- 
mittlung auf den Weg elektronischer Kommunika- 
tion beschränken; in diesem Fall ist das Kredit- 
institut auch aus anderen Gründen nicht zu mehr 
verpflichtet.“ 


c) Absatz 4 wird Absatz 2 und die Wörter „der Absätze 
1 oder 2“ werden durch die Wörter „des Absatzes 1“ 
ersetzt. 

d) Absatz 5 wird aufgehoben. 

e) Absatz 6 wird Absatz 3 und in Satz 1 werden die 
Wörter „und den Vereinigungen von Aktionären“ 
sowie die Wörter „oder an ihre Mitglieder“ ge- 
strichen. 

f) Absatz 7 wird Absatz 4. 

18. In § 129 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 135 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 135 Abs. 8“ ersetzt. 

19. § 130 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei börsermotierten Gesellschaften umfasst die 
Feststellung über die Beschlussfassung - für jeden 
Beschluss auch 

1 . die Zahl der Aktien, für die gültige Stimmen ab- 
gegeben wurden, 

2. den Anteil des durch die gültigen Stimmen ver- 
tretenen Grundkapitals, 

3. die Zahl der für einen Beschluss abgegebenen 
Stimmen, Gegenstimmen und gegebenenfalls die 
Zahl der Enthaltungen.“ 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Börsennotierte Gesellschaften müssen inner- 
halb von sieben Tagen nach der Versammlung die 
nach Absatz 2 Satz 2 festgestellten Abstimmungs- 
ergebnisse auf ihrer Intemetseite veröffentlichen.“ 

20. § 1 34 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, 
so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von die- 
sen zurückweisen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 
Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform, 
wenn die Satzung nichts Abweichendes und bei bör- 
sennotierten Gesellschaften nicht eine Erleichtemng 
bestimmt. Die börsennotierte Gesellschaft hat zu- 
mindest einen Weg elektronischer Kommunikation 
für die Übermittlung des Nachweises anzubieten.“ 

b) In dem bisherigen Satz 3 werden die Wörter „§ 135 
Abs. 4 Satz 1 bis 3“ durch die Angabe „§ 135 Abs. 5“ 
ersetzt. 

21. § 1 3 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 135 

Ausübung des Stimmrechts durch Kreditinstitute 
und geschäftsmäßig Handelnde 

(1) Ein Kreditinstitut darf das Stimmrecht für Aktien, 
die ihm nicht gehören und als deren Inhaber es nicht im 
Aktienregister eingetragen ist, nur ausüben, wenn es be- 
vollmächtigt ist. Die Vollmacht darf nur einem be- 
stimmten Kreditinstitut erteilt werden und ist von die- 
sem nachprüfbar festzuhalten. Die Vollmachtserklärung 
muss vollständig sein und darf nur mit der Stimmrechts- 
ausübung verbundene Erklärungen enthalten. Erteilt der 
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Aktionär keine ausdrücklichen Weisungen, so kann eine 
generelle Vollmacht nur die Berechtigung des Kredit- 
instituts zur Stimmrechtsausübung 

1 . entsprechend eigenen Abstimmungsvorschlägen 
(Absätze 2 und 3) oder 

2. entsprechend den Vorschlägen des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder für den Fall voneinander abwei- 
chender Vorschläge den Vorschlägen des Aufsichts- 
rats (Absatz 4) 

vorsehen. Bietet das Kreditinstitut die Stimmrechtsaus- 
übung gemäß Satz 4 Nr. 1 oder Nr. 2 an, so hat es sich 
zugleich zu erbieten, im Rahmen des Zumutbaren und 
bis auf Widerruf einer Aktionärs vereinigung oder einem 
sonstigen Vertreter nach Wahl des Aktionärs die zur 
Stimmrechtsausübung erforderlichen Unterlagen zuzu- 
leiten. Das Kreditinstitut hat den Aktionär jährlich und 
deutlich hervorgehoben auf die Möglichkeiten des je- 
derzeitigen Widerrufs der Vollmacht und der Änderung 
des Bevollmächtigten hinzuweisen. Die Erteilung von 
Weisungen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten, 
die Erteilung und der Widerruf einer generellen Voll- 
macht nach Satz 4 und eines Auftrags nach Satz 5 ein- 
schließlich seiner Änderung sind dem Aktionär durch 
ein Formblatt oder Bildschirmformular zu erleichtern. 

(2) Ein Kreditinstitut, das das Stimmrecht auf Grund 
einer Vollmacht nach Absatz 1 Satz 4 Nr. 1 ausüben will, 
hat dem Aktionär rechtzeitig eigene Vorschläge für die 
Ausübung des Stimmrechts zu den einzelnen Gegen- 
ständen der Tagesordnung zugänglich zu machen. Bei 
diesen Vorschlägen hat sich das Kreditinstitut vom Inte- 
resse des Aktionärs leiten zu lassen und organisatori- 
sche Vorkehrungen dafür zu treffen, dass Eigeninteres- 
sen aus anderen Geschäftsbereichen nicht einfließen; es 
hat ein Mitglied der Geschäftsleitung zu benennen, das 
die Einhaltung dieser Pflichten sowie die ordnungsge- 
mäße Ausübung des Stimmrechts und deren Dokumen- 
tation zu überwachen hat. Zusammen mit seinen Vor- 
schlägen hat das Kreditinstitut daraufhinzuweisen, dass 
es das Stimmrecht entsprechend den eigenen Vorschlä- 
gen ausüben werde, wenn der Aktionär nicht rechtzeitig 
eine andere Weisung erteilt. Gehört ein Vorstandsmit- 
glied oder ein Mitarbeiter des Kreditinstituts dem Auf- 
sichtsrat der Gesellschaft oder ein Vorstandsmitglied 
oder ein Mitarbeiter der Gesellschaft dem Aufsichtsrat 
des Kreditinstituts an, so hat das Kreditinstitut hierauf 
hinzuweisen. Gleiches gilt, wenn das Kreditinstitut an 
der Gesellschaft eine Beteiligung hält, die nach § 2 1 des 
Wertpapierhandelsgesetzes meldepfhchtig ist, oder ei- 
nem Konsortium angehörte, das die innerhalb von fünf 
Jahren zeitlich letzte Emission von Wertpapieren der 
Gesellschaft übernommen hat. 

(3) Hat der Aktionär dem Kreditinstitut keine Wei- 
sung für die Ausübung des Stimmrechts erteilt, so hat 
das Kreditinstitut im Falle des Absatzes 1 Satz 4 Nr. 1 
das Stimmrecht entsprechend seinen eigenen Vorschlä- 
gen auszuüben, es sei denn, dass es den Umständen nach 
annehmen darf, dass der Aktionär bei Kenntnis der 
Sachlage die abweichende Ausübung des Stimmrechts 
billigen würde. Ist das Kreditinstitut bei der Ausübung 
des Stimmrechts von einer Weisung des Aktionärs oder, 
wenn der Aktionär keine Weisung erteilt hat, von sei- 


nem eigenen Vorschlag abgewichen, so hat es dies dem 
Aktionär mitzuteilen und die Gründe anzugeben. In der 
eigenen Hauptversammlung darf das bevollmächtigte 
Kreditinstitut das Stimmrecht auf Grund der Vollmacht 
nur ausüben, soweit der Aktionär eine ausdrückliche 
Weisung zu den einzelnen Gegenständen der Tagesord- 
nung erteilt hat. Gleiches gilt in der Versammlung einer 
Gesellschaft, an der es mit mehr als 20 Prozent des 
Grundkapitals unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

(4) Ein Kreditinstitut, das in der Hauptversammlung 
das Stimmrecht auf Grund einer Vollmacht nach Ab- 
satz 1 Satz 4 Nr. 2 ausüben will, hat den Aktionären die 
Vorschläge des Vorstands oder des Aufsichtsrats zu- 
gänglich zu machen, sofern dies nicht anderweitig er- 
folgt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1 bis 3 gelten 
entsprechend. 

(5) Weim die Vollmacht dies gestattet, darf das Kredit- 
institut Personen, die nicht seine Angestellten sind, un- 
terbevollmächtigen. Wenn es die Vollmacht nicht an- 
ders bestimmt, übt das Kreditinstitut das Stimmrecht im 
Namen dessen aus, den es angeht. Ist die Briefwahl bei 
der Gesellschaft zugelassen, so darf das bevollmächtig- 
te Kreditinstitut sich ihrer bedienen. Zum Nachweis sei- 
ner Stimmberechtigung gegenüber der Gesellschaft ge- 
nügt bei börsennotierten Gesellschaften die Vorlegung 
eines Berechtigungsnachweises gemäß § 123 Abs. 3; im 
Übrigen sind die in der Satzung für die Ausübung des 
Stimmrechts vorgesehenen Erfordernisse zu erfüllen. 

(6) Ein Kreditinstitut darf das Stimmrecht für 
Namensaktien, die ihm nicht gehören, als deren Inhaber 
es aber im Aktienregister eingetragen ist, nur auf Grund 
einer Ermächtigung ausüben. Auf die Ermächtigung 
sind die Absätze 1 bis 5 entsprechend anzuwenden. 

(7) Die Wirksamkeit der Stimmabgabe wird durch 
einen Verstoß gegen Absatz 1 Satz 2 bis 7, die Ab- 
sätze 2 bis 6 nicht beeinträchtigt. 

(8) Die Absätze I bis 7 gelten sinngemäß für Aktio- 
närsvereinigungen und für Personen, die sich geschäfts- 
mäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des Stimm- 
rechts in der Hauptversammlung erbieten; dies gilt 
nicht, wenn derjenige, der das Stimmrecht ausüben will, 
gesetzlicher Vertreter, Ehegatte oder Lebenspartner des 
Aktionärs oder mit ihm bis zum vierten Grad verwandt 
oder verschwägert ist. 

(9) Die Verpflichtung des Kreditinstituts zum Ersatz 
eines aus der Verletzung der Absätze 1 bis 6 entstehen- 
den Schadens karm im Voraus weder ausgeschlossen 
noch beschränkt werden. 

(10) § 125 Abs. 5 gilt entsprechend.“ 

§ 175 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird nach den Wörtern „Bericht 
des Aufsichtsrats“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und werden die Wörter „und bei bör- 
sennotierten Aktiengesellschaften ein erläuternder 
Bericht zu den Angaben nach § 289 Abs. 4, § 315 
Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs“ gestrichen. 

b) ln Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „die Ausle- 
gung“ durch die Wörter „das Zugänglichmachen“ 
ersetzt. 
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23. § 176 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Vorstand hat der Hauptversammlung die in § 175 
Abs. 2 genannten Vorlagen sowie bei börsennotierten 
Gesellschaften einen erläuternden Bericht zu den Anga- 
ben nach § 289 Abs. 4, § 3 15 Abs. 4 des Handelsgesetz- 
buchs zugänglich zu machen.“ 

24. § 179a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefugt: 

„Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 ent- 
fallen, wenn der Vertrag für denselben Zeitraum über 
die Intemetseite der Gesellschaft zugänglich ist.“ 

b) ln dem bisherigen Satz 3 wird das Wort „auszule- 
gen“ durch die Wörter „zugänglich zu machen“ er- 
setzt. 

25. § 1 83 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „(§ 124 Abs. 1)“ 
gestrichen. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 33 Abs. 3 bis 5, die §§ 34, 35 gelten sinn- 
gemäß.“ 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

26. Nach§ 183 wird folgender § 183a eingefügt: 

„§ 183a 

Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen ohne Prüfung 

(1) Von einer Prüfung der Sacheinlage (§ 183 Abs. 3) 
kann unter den Voraussetzungen des § 33a abgesehen 
werden. Wird hiervon Gebrauch gemacht, so gelten die 
folgenden Absätze. 

(2) Der Vorstand hat das Datum des Beschlusses über 
die Kapitalerhöhung sowie die Angaben nach § 37a 
Abs. 1 und 2 in den Gesellschaftsblättem bekannt zu 
machen. Die Durchführung der Erhöhung des Grundka- 
pitals darf nicht in das Handelsregister eingetragen wer- 
den vor Ablauf von vier Wochen seit der Bekanntma- 
chung. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des § 33a Abs. 2 vor, 
hat das Amtsgericht auf Antrag von Aktionären, die am 
Tag der Beschlussfassung über die Kapitalerhöhung ge- 
meinsam fünf vom Hundert des Grundkapitals hielten 
und am Tag der Antragstellung noch halten, einen oder 
mehrere Prüfer zu bestellen. Der Antrag kann bis zum 
Tag der Eintragung der Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals (§ 1 89) gestellt werden. Das Gericht hat 
vor der Entscheidung über den Antrag den Vorstand zu 
hören. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde ge- 
geben. 

(4) Für das weitere Verfahren gelten § 33 Abs. 4 und 5, 
die §§ 34, 35 entsprechend.“ 

27. § 184 wird wie folgt gefasst: 

„§ 184 

Anmeldung des Beschlusses 

(1) Der Vorstand und der Vorsitzende des Aufsichts- 
rats haben den Beschluss über die Erhöhung des Grund- 
kapitals zur Eintragung in das Handelsregister anzumel- 
den. In der Anmeldung ist anzugeben, welche Einlagen 


auf das bisherige Grundkapital noch nicht geleistet sind 
und warum sie nicht erlangt werden können. Soll von ei- 
ner Prüfung der Sacheinlage abgesehen werden und ist 
das Datum des Beschlusses der Kapitalerhöhung vorab 
bekarmt gemacht worden (§ 183a Abs. 2), müssen die 
Anmeldenden in der Anmeldung nur noch versichern, 
dass ihnen seit der Bekanntmachung keine Umstände 
im Sirme von § 37a Abs. 2 bekannt geworden sind. 

(2) Der Anmeldung sind der Bericht über die Prüfung 
von Sacheinlagen (§ 183 Abs. 3) oder die in § 37a 
Abs. 3 bezeichneten Anlagen beizufügen. 

(3) Das Gericht kann die Eintragung ablehnen, wenn 
der Wert der Sacheinlage nicht unwesentlich hinter dem 
geringsten Ausgabebetrag der dafür zu gewährenden 
Aktien zurückbleibt. Wird von einer Prüfung der Sach- 
einlage nach § 183a Abs. 1 abgesehen, gilt § 38 Abs. 3 
entsprechend.“ 

28. § 186 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird die Angabe „(§ 124 Abs. 1)“ gestri- 
chen. 

b) In Satz 2 wird das Wort „vorzulegen“ durch die Wör- 
ter „zugänglich zu machen“ ersetzt. 

29. § 193 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. der Ausgabebetrag oder die Grundlagen, nach de- 
nen dieser Betrag errechnet wird; bei einer beding- 
ten Kapitalerhöhung für die Zwecke des § 192 
Abs. 2 Nr. 1 genügt es, wenn in dem Beschluss oder 
in dem damit verbundenen Beschluss nach § 221 
der Mindestausgabebetrag oder die Grundlagen für 
die Festlegung des Ausgabebetrags oder des Min- 
destausgabebetrags bestimmt werden; sowie“. 

30. § 194 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „(§ 124 Abs. 1)“ 
gestrichen. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 33 Abs. 3 bis 5, die §§ 34, 35 gelten sinn- 
gemäß.“ 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 183a gilt entsprechend.“ 

31. § 1 95 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 184 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

b) ln Absatz 2 Nr. 1 werden vor dem Semikolon die 
Wörter „oder die in § 37a Abs. 3 bezeichneten Anla- 
gen“ eingefügt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Das Gericht kann die Eintragung ablehnen, 
wenn der Wert der Sacheinlage nicht unwesentlich 
hinter dem geringsten Ausgabebetrag der dafür zu 
gewährenden Aktien zurückbleibt. Wird von einer 
Prüfung der Sacheinlage nach § 183a Abs. 1 abgese- 
hen, gilt § 38 Abs. 3 entsprechend.“ 
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32. § 205 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4. 

c) Die folgenden Absätze 5 bis 7 werden angefugt: 

„(5) Bei Ausgabe der Aktien gegen Sacheinlagen 
hat eine Prüfung durch einen oder mehrere Prüfer 
stattzufinden; § 33 Abs. 3 bis 5, die §§ 34, 35 gelten 
sinngemäß. § 183a ist entsprechend anzuwenden. 
Anstelle des Datums des Beschlusses über die Kapi- 
talerhöhung hat der Vorstand seine Entscheidung 
über die Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlagen 
sowie die Angaben nach § 37a Abs. 1 und 2 in den 
Gesellschaftsblättem bekannt zu machen. 

(6) Soweit eine Prüfung der Sacheinlage nicht 
stattfindet, gilt für die Anmeldung der Durchführung 
der Kapitalerhöhung zur Eintragung in das Handels- 
register (§ 203 Abs. 1 Satz 1, § 188) auch § 184 
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 entsprechend. 

(7) Das Gericht kann die Eintragung ablehnen, 
wenn der Wert der Sacheinlage nicht unwesentlich 
hinter dem geringsten Ausgabebetrag der dafür zu 
gewährenden Aktien zurückbleibt. Wird von einer 
Prüfung der Sacheinlage nach § 183a Abs. 1 abge- 
sehen, gilt § 38 Abs. 3 entsprechend.“ 

33. § 206 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Dabei gelten sinngemäß § 27 Abs. 3 und 5, die 

§§ 32 bis 35, 37 Abs. 4 Nr. 2, 4 und 5, die §§ 37a, 38 

Abs. 2 und 3 sowie § 49 über die Gründung der Gesell- 
schaft.“ 

34. ln § 209 Abs. 6 werden die Wörter „die Auslegung“ 

durch die Wörter „das Zugänglichmachen“ ersetzt. 

35. § 241 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 werden die Wörter „§ 121Abs.2und3 
oder 4“ durch die Wörter „§ 121 Abs. 2 und 3 Satz 1 
oder Abs. 4“ ersetzt. 

b) ln Nuiumer 2 wird die Angabe „§ 130 Abs. 1, 2 
und 4“ durch die Wörter „§ 130 Abs. 1 und 2 Satz 1 
und Abs. 4“ ersetzt. 

36. § 242 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird die Angabe „§ 130 Abs. 1, 2 und 4“ 
durch die Wörter „§ 130 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 
Abs. 4“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 4 wird nach der Angabe „§ 121 
Abs. 4“ die Angabe „Satz 2“ eingefügt. 

37. § 243 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Doppelpunkt wird folgende Nummer 1 
eingefügt: 

„1. auf die durch eine technische Störung verur- 
sachte Verletzung von Rechten, die nach § 1 1 8 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und § 134 Abs. 3 auf elek- 
tronischem Wege wahrgenommen worden sind, 
es sei denn, der Gesellschaft ist grobe Fahrläs- 
sigkeit oder Vorsatz vorzuwerfen; in der Sat- 
zung kann ein strengerer Verschuldensmaßstab 
bestimmt werden,“. 


b) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2 und in ihr 
werden nach dem Wort „Verletzung“ die Wörter 
„des § 121 Abs. 4a, des § 124a oder“ eingefügt. 

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 . 

38. Nach § 246 Abs. 3 Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Gesellschaft kann unmittelbar nach Ablauf der 
Monatsfrist des Absatzes 1 eine eingereichte Klage be- 
reits vor Zustellung einsehen und sich von der Ge- 
schäftsstelle Auszüge und Abschriften erteilen lassen.“ 

39. § 246a wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf das Verfahren sind § 247 sowie die §§ 82, 83 
Abs. 1 und § 84 der Zivilprozessordnung entspre- 
chend anzuwenden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Ein Beschluss nach Absatz 1 ergeht, wenn 

1. die Klage unzulässig oder offensichtlich unbe- 
gründet ist, 

2 . der Kläger nicht binnen einer Woche nach Zustel- 
lung des Antrags durch Urkunden nachgewiesen 
hat, dass er seit Bekanntmachung der Einberu- 
fung einen anteiligen Betrag von mindestens 
100 Euro hält oder 

3. das alsbaldige Wirksamwerden des Hauptver- 
sammlungsbeschlusses vorrangig erscheint, weil 
die vom Antragsteller dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die Gesellschaft und ihre Aktionäre 
nach freier Überzeugung des Gerichts die Nach- 
teile für den Antragsgegner überwiegen, es sei 
denn, es liegt eine besondere Schwere des 
Rechtsverstoßes vor.“ 

c) Absatz 3 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze er- 
setzt: 

„Die sofortige Beschwerde findet nur statt, wenn das 
Landgericht sie in der Entscheidung für zulässig er- 
klärt. Es lässt sie nur zu, wenn dadurch die Klärung 
einer Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zu 
erwarten ist.“ 

40. ln § 249 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Satz 1 bis 4“ 
durch die Wörter „Satz 1 bis 5“ ersetzt. 

41. § 256 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 werden die Wörter „§ 121 Abs. 2 und 3 
oder 4“ durch die Wörter „§ 121 Abs. 2 und 3 Satz 1 
oder Abs. 4“ ersetzt. 

b) ln Nummer 2 wird die Angabe „§ 130 Abs. 1, 2 
und 4“ durch die Wörter „§ 130 Abs. 1 und 2 Satz 1 
und Abs. 4“ ersetzt. 

42. Dem § 293f wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 
entfallen, wenn die in Absatz 1 bezeichneten Unterla- 
gen für denselben Zeitraum über die Intemetseite der 
Gesellschaft zugänglich sind.“ 

43. ln § 293g Abs. 1 wird das Wort „auszulegen“ durch die 
Wörter „zugänglich zu machen“ ersetzt. 
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44. ln § 305 Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „zwei vom 
Hundert“ durch die Wörter „fünf Prozentpunkten“ er- 
setzt. 

45. § 3 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefugt: 

„Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 
entfallen, wenn die in Satz 1 bezeichneten Un- 
terlagen für denselben Zeitraum über die Inter- 
netseite der zukünftigen Hauptgesellschaft zu- 
gänglich sind.“ 

bb) ln dem bisherigen Satz 3 wird das Wort „aus- 
zulegen“ durch die Wörter „zugänglich zu 
machen“ ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Auf das Verfahren sind § 247 sowie die §§ 82, 
83 Abs. 1 und § 84 der Zivilprozessordnung ent- 
sprechend anzuwenden. Ein Beschluss nach 
Satz 1 ergeht, wenn 

1 . die Klage unzulässig oder offensichtlich un- 
begründet ist, 

2. der Kläger nicht binnen einer Woche nach 
Zustellung des Antrags durch Urkunden 
nachgewiesen hat, dass er seit Bekaimtma- 
chung der Einberufung einen anteiligen Be- 
trag von mindestens 100 Euro hält oder 

3. das alsbaldige Wirksamwerden des Haupt- 
versammlungsbeschlusses vorrangig er- 
scheint, weil die vom Antragsteller darge- 
legten wesentlichen Nachteile für die Ge- 
sellschaft und ihre Aktionäre nach freier 
Überzeugung des Gerichts die Nachteile für 
den Antragsgegner überwiegen, es sei denn, 
es liegt eine besondere Schwere des Rechts- 
verstoßes vor.“ 

bb) In dem bisherigen Satz 5 wird die Angabe 
„Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

cc) Der bisherige Satz 6 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Die sofortige Beschwerde findet nur statt, 
wenn das Landgericht sie in der Entscheidung 
für zulässig erklärt. Es lässt sie nur zu, wenn da- 
durch die Klärung einer Rechtsfrage von grund- 
sätzlicher Bedeutung zu erwarten ist.“ 

dd) Folgender Satz wird angefügt: 

„Nach der Eintragung lassen Mängel des Be- 
schlusses seine Durchführung unberührt; die 
Beseitigung dieser Wirkung der Eintragung 
kann auch nicht als Schadenersatz verlangt wer- 
den.“ 

46. In § 320 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „bis 4“ durch die 
Angabe „bis 5“ ersetzt. 


47. In § 320b Abs. 1 Satz 6 werden die Wörter „zwei vom 
Hundert“ durch die Wörter „fünf Prozentpunkten“ er- 
setzt. 

48. In § 327b Abs. 2 werden die Wörter „2 vom Hundert“ 
durch die Wörter „fünf Prozentpunkten“ ersetzt. 

49. Dem § 327c wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 3 und 4 
entfallen, wenn die in Absatz 3 bezeichneten Unterla- 
gen für denselben Zeitraum über die Intemetseite der 
Gesellschaft zugänglich sind.“ 

50. In § 327d Satz 1 wird das Wort „auszulegen“ durch die 
Wörter „zugänglich zu machen“ ersetzt. 

51. § 399 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Sachübernah- 
men“ die Wörter „oder in der nach § 37a Abs. 2 ab- 
zugebenden Versicherung“ eingefügt. 

b) ln Nummer 4 wird nach den Wörtern „Ausgabe der 
Bezugsaktien“ das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem Wort „Sacheinlagen,“ 
die Wörter „in der Bekarmtmachung nach § 183a 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 37a Abs. 2 oder in 
der nach § 184 Abs. 1 Satz 3 abzugebenden Versi- 
cherung,“ eingefügt. 

52. Nach § 405 Abs. 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig 

1. entgegen § 121 Abs. 4a Satz 1, auch in Verbindung 
mit § 124 Abs. 1 Satz 3, die Einberufung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig zulei- 
tet oder 

2. entgegen § 124a Angaben nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig zugänglich macht.“ 

53 . § 406 wird aufgehoben. 

54. In § 407 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 52 Abs. 2 
Satz 2 und 3“ durch die Wörter „§ 52 Abs. 2 Satz 2 
bis 4“ und die Wörter „179a Abs. 2 Satz 1 und 2“ durch 
die Wörter „179a Abs. 2 Satz 1 bis 3“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Aktiengesetz 

§ 20 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 
6. September 1 965 (BGBl. I S. 1 1 85), das zuletzt durch Arti- 
kel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

„§ 20 

Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der 
Aktionärsrechterichtlinie 

(1) Die §§ 121, 122, 123, 124, 124a, 125, 126, 127, 130, 
134, 175, 176,241 bis243 des Aktiengesetzes in der Fassung 
des Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie 
vom . . . [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle die- 
ses Gesetzes] sind erstmals auf Hauptversammlungen anzu- 
wenden, zu denen nach dem 31. Oktober 2009 einberufen 
wird. 
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(2) Die §§ 128, 129 und 135 des Aktiengesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechte- 
richtlinie sind ab dem 1 . November 2009 anzuwenden. 

(3) Enthält die Satzung einer Aktiengesellschaft eine Frist, 
die abweichend von § 123 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 3 
des Aktiengesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Umset- 
zung der Aktionärsrechterichtlinie nicht in Kalendertagen 
ausgedrückt ist, so bleibt diese bis zur ersten ordentlichen 
Hauptversammlung nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Um- 
setzung der Aktionärsrechterichtlinie am . . . [einsetzen: Da- 
tum des Inkrafttretens nach Artikel 1 6 Satz 1 dieses Geset- 
zes] wirksam. § 123 Abs. 4 des Aktiengesetzes in der vor In- 
krafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechte- 
richtlinie geltenden Fassung bleibt für diese Frist anwendbar. 

(4) § 246a Abs. 2 Nr. 2 und § 3 19 Abs. 6 Satz 3 Nr. 2 des 
Aktiengesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung 
der Aktionärsrechterichtlinie sind nicht auf Freigabeverfah- 
ren und Beschwerdeverfahren anzuwenden, die vor dem . . . 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 16 Satz 1 
dieses Gesetzes] anhängig waren. 

(5) ln Fällen des § 305 Abs. 3 Satz 3, des § 320b Abs. 1 
Satz 6 und des § 327b Abs. 2 des Aktiengesetzes bleibt es für 
die Zeit vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 16 Satz 1 dieses Gesetzes] bei dem bis dahin gel- 
tenden Zinssatz. 

(6) § 319 Abs. 6Satz 11 des Aktiengesetzes in der Fassung 
des Gesetzes zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie ist 
nicht anzuwenden, wenn die Klage gegen die Wirksamkeit 
des Hauptversammlungsbeschlusses vor dem . . . [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens nach Artikel 16 Satz 1 dieses Geset- 
zes] rechtshängig war.“ 

Artikel 3 

Änderung des Wertpapiererwerbs- und 
Übernahmegesetzes 

Das Wertpapiererwerbs- und Übemahmegesetz vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. 1 S. 3822), zuletzt geändert durch 
Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 16 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Die Hauptversammlung nach Absatz 3 ist mindes- 
tens 14 Tage vor der Versammlung einzuberufen. Der 
Tag der Einberufung ist nicht mitzurechnen. § 121 
Abs. 7 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Wird die Frist des § 123 Abs. 1 des Aktiengesetzes 
unterschritten, so müssen zwischen Anmeldung und 
Versammlung mindestens vier Tage liegen und sind 
Mitteilungen nach § 125 Abs. 1 Satz 1 des Aktienge- 
setzes unverzüglich zu machen; § 121 Abs. 7, § 123 
Abs. 2 Satz 3 und § 125 Abs. 1 Satz 2 des Aktiengeset- 
zes gelten entsprechend.“ 

c) Der bisherige Satz 7 wird aufgehoben. 

2. Dem § 68 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 16 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes zur Um- 
setzung der Aktionärsrechterichtlinie vom . . . [einsetzen: 


Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] ist 
nicht auf Hauptversammlungen anzuwenden, zu denen 
vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Ar- 
tikel 16 Satz 1 dieses Gesetzes] einberufen wurde.“ 

Artikel 4 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Das Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 3210, 1995 1 S. 428), zuletzt geändert durch Artikel . . . des 
Gesetzes vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 5 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die bare Zuzahlung ist nach Ablauf des Tages, an dem 
die Eintragung der Verschmelzung in das Register des Sit- 
zes des übernehmenden Rechtsträgers nach § 19 Abs. 3 
bekannt gemacht worden ist, mit jährlich fünf Prozent- 
punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen.“ 

2. § 16 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Auf das Verfahren sind § 247 des Aktiengesetzes 
sowie die §§ 82, 83 Abs. 1 und § 84 der Zivilprozess- 
ordnung entsprechend anzuwenden.“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein Beschluss nach Satz 1 ergeht, wenn 

1. die Klage unzulässig oder offensichtlich unbe- 
gründet ist oder 

2. der Kläger nicht binnen einer Woche nach Zustel- 
lung des Antrags durch Urkunden nachgewiesen 
hat, dass er seit Bekanntmachung der Einberufung 
einen anteiligen Betrag von mindestens 100 Euro 
hält oder 

3. das alsbaldige Wirksamwerden des Hauptver- 
sammlungsbeschlusses vorrangig erscheint, weil 
die vom Antragsteller dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die Gesellschaft und ihre Aktionäre 
nach freier Überzeugung des Gerichts die Nachtei- 
le für den Antragsgegner überwiegen, es sei denn 
es liegt eine besondere Schwere des Rechtsversto- 
ßes vor.“ 

c) In dem bisherigen Satz 5 wird die Angabe „Satz 2“ 
durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

d) Der bisherige Satz 6 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

„Die sofortige Beschwerde findet nur statt, wenn das 
Landgericht sie in der Entscheidung für zulässig er- 
klärt. Es lässt sie nur zu, wenn dadurch die Klärung 
einer Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zu 
erwarten ist.“ 

3. Dem § 62 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 6 entfallen, 
wenn die in Satz 1 bezeichneten Unterlagen für denselben 
Zeitraum über die Intemetseite der Gesellschaft zugäng- 
lich sind.“ 
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4. Dem § 63 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 3 
entfallen, wenn die in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen 
für denselben Zeitraum über die Intemetseite der Ge- 
sellschaft zugänglich sind.“ 

5. ln § 64 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „auszulegen“ durch 
die Wörter „zugänglich zu machen“ ersetzt. 

6. ln § 69 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 184 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 184 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt. 

7. ln § 87 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „mit denen er“ 
durch die Wörter „mit denen es“ ersetzt. 

8. Dem § 230 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 entfallen, 
wenn der Umwandlungsbericht für denselben Zeitraum 
über die Intemetseite der Gesellschaft zugänglich ist.“ 

9. Dem § 232 Abs. 1 und dem § 239 Abs. 1 wird jeweils 
folgender Satz angefügt: 

„ln der Hauptversammlung kann der Umwandlungs- 
bericht auch auf andere Weise zugänglich gemacht 
werden.“ 

10. ln § 251 Abs. 2 werden die Angabe „§ 239 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 239 Abs. 1 Satz 1 “ und die Angabe 
„§ 239 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 239 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2“ ersetzt. 

11. § 256 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 2 wird das Wort „er“ durch das Wort „es“ 
ersetzt. 

b) ln Nummer 3 wird das Wort „ihn“ durch die Wörter 
„das Mitglied“ ersetzt. 

12. ln § 260 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „230 Abs. 2“ 
durch die Wörter „230 Abs. 2 Satz 1 und 2“ ersetzt. 

13. Die §§ 274 und 283 werden jeweils wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „230 Abs. 2“ 
durch die Wörter „230 Abs. 2 Satz 1 und 2“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 wird die Angabe „§ 239“ durch die Wör- 
ter „§ 239 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2“ ersetzt. 

14. § 292 wir wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird die Angabe „230 Abs. 2“ durch die 
Wörter „230 Abs. 2 Satz 1 und 2“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 wird die Angabe „§ 239“ durch die Wör- 
ter „§ 239 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2“ ersetzt. 

15. Nach § 320 wird § 321 eingefügt: 

„§ 321 

Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung 
der Aktionärsrechterichtlinie 

( 1 ) Im Fall des § 15 Abs . 2 Satz 1 bleibt es für die Zeit 
vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 16 Satz 1 dieses Gesetzes] bei dem bis dahin gel- 
tenden Zinssatz. 

(2) § 16 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 in der Fassung des Geset- 
zes zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie vom 
. . . [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle die- 
ses Gesetzes] ist nicht auf Freigabeverfahren und Be- 


schwerdeverfahren anzuwenden, die vor dem . . . [ein- 
setzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 16 Satz 1 
dieses Gesetzes] anhängig waren.“ 

Artikel 5 

Änderung der Aktionärsforumsverordnung 

ln § 3 Abs. 2 Satz 1 der Aktionärsforamsverordnung vom 
22. November 2005 (BGBl. 1 S. 3193) wird die Angabe 
„§ 135 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 135 Abs. 8“ 
ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung des SE-Ausführungsgesetzes 

Das SE-Ausfühmngsgesetz vom 22. Dezember 2004 
(BGBl. 1 S. 3675), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Ge- 
setzes vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Der Inhaltsübersicht werden die folgenden Angaben an- 
gefügt: 

„Abschnitt 7 

Schlussvorschriften 

§ 54 Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung 
der Aktionärsrechterichtlinie“. 

2. § 6 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die bare Zuzahlung ist nach Ablauf des Tages, an dem 
die Verschmelzung im Sitzstaat der SE nach den dort gel- 
tenden Vorschriften eingetragen und bekaimt gemacht 
worden ist, mit jährlich fünf Prozentpunkten über dem 
jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs zu verzinsen.“ 

3. § 7 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Barabfmdung ist nach Ablauf des Tages, an dem die 
Verschmelzung im Sitzstaat der SE nach den dort gelten- 
den Vorschriften eingetragen und bekannt gemacht 
worden ist, mit jährlich fünf Prozentpunkten über dem je- 
weiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu verzinsen.“ 

4. ln § 48 Abs. 2 Satz 2 werden die Angabe „§ 175 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 176 Abs. 1 Satz 1“ und das Wort 
„vorzulegen“ durch die Wörter „zugänglich zu machen“ 
ersetzt. 

5. ln § 53 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „der §§ 405 und 
406“ durch die Angabe „des § 405“ ersetzt. 

6. Folgender Abschnitt 7 wird angefügt: 

„Abschnitt 7 
Schlussvorschriften 
§ 54 

Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der 
Aktionärsrechterichtlinie 

ln den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 und des § 7 Abs. 2 
Satz 2 bleibt es für die Zeit vor dem . . . [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens nach Artikel 16 Satz 1 dieses Gesetzes] bei 
dem bis dahin geltenden Zinssatz.“ 
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Artikel 7 

Änderung des SCE-Ausführungsgesetzes 

Das SCE-Ausführungsgesetz vom 14. August 2006 
(BGBl. IS. 1911), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Ge- 
setzes vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu Abschnitt 6 wird wie folgt gefasst: 
„Abschnitt 6 

Zuständigkeits-, Straf-, Bußgeld- und Schlussvor- 
schriften“. 

b) Folgende Angabe wird angefiigt: 

„§ 37 Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umset- 
zung der Aktionärsrechterichtlinie“. 

2. § 7 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die bare Zuzahlung ist nach Ablauf des Tages, an dem 
die Verschmelzung im Sitzstaat der Europäischen Genos- 
senschaft nach den dort geltenden Vorschriften eingetra- 
gen und bekarmt gemacht worden ist, mit jährlich fünf 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach 
§ 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen.“ 

3 . Die Überschrift des Abschnitts 6 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 6 

Zuständigkeits-, Straf-, Bußgeld- und 
S chlus s Vorschriften“ . 

4. Folgender § 37 wird angefügt: 

„§ 37 

Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der 
Aktionärsrechterichtlinie 

Im Fall des § 7 Abs. 3 Satz 1 bleibt es für die Zeit vor 
dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Arti- 
kel 1 6 Satz 1 dieses Gesetzes] bei dem bis dahin gelten- 
den Zinssatz.“ 

Artikel 8 

Änderung der Prüfungsberiehtsverordnung 

§ 74 Abs. 2 Satz 2 der Prüfungsberichtsverordnung vom 
17. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3690), die zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. InNummer2 wird die Angabe „§ 128 Abs. 1 und 2“ durch 
die Angabe „§ 128 Abs. 1 und § 135 Abs. 2“ ersetzt. 

2. In Nummer 3 wird die Angabe „§ 128 Abs. 2“ durch die 
Angabe „§ 135 Abs. 2“ ersetzt. 

3. In Nummer 6 wird die Angabe „§ 135 Abs. 1 Satz 3“ 
durch die Angabe „§ 135 Abs. 3 Satz 4“ ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung des Mitbestimmungsgesetzes 

In § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Mitbestimmungsgesetzes 
vom 4. Mai 1976 (BGBl. I S. 1153), das zuletzt durch Artikel 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist. 


wird die Angabe „1 18 Abs. 2“ durch die Angabe „118 Abs. 3“ 
ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung des Drittelbeteiligungsgesetzes 

In § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 des Drittelbeteiligungsgesetzes 
vom 1 8. Mai 2004 (BGBl. I S. 974), das zuletzt durch Artikel 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, 
wird die Angabe „118 Abs. 2“ durch die Angabe „118 Abs. 3“ 
ersetzt. 


Artikel 11 

Änderung des Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer bei einer grenzübersehreitenden 
Versehmelzung 

In § 24 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden 
Verschmelzung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3332) 
wird die Angabe „118 Abs. 2“ durch die Angabe „118 Abs. 3“ 
ersetzt. 


Artikel 12 

Änderung des Geriehtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I 

S. 718), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 53 wie folgt 

gefasst: 

„§ 53 Einstweiliger Rechtsschutz und Verfahren nach 
§ 148 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes“. 

2. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 53 

Einstweiliger Rechtsschutz und Verfahren nach 
§ 148 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 wird das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt. 

bb) Satz 1 Nr. 4, 5 und Satz 2 werden durch folgende 
Nummer 4 ersetzt: 

„4. nach § 148 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes; 
er darf jedoch ein Zehntel des Grundkapitals 
oder Stammkapitals des übertragenden oder 
formwechselnden Rechtsträgers oder, falls 
der übertragende oder formwechselnde 
Rechtsträger ein Grundkapital oder Stamm- 
kapital nicht hat, ein Zehntel des Vermögens 
dieses Rechtsträgers, höchstens jedoch 
500 000 Euro, nur insoweit übersteigen, als 
die Bedeutung der Sache für die Parteien 
höher zu bewerten ist.“ 
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3 . Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

a) ln der Gliederung wird die Angabe zu Teil 1 
Hauptabschnitt 6 Abschnitt 4 durch die folgenden An- 
gaben ersetzt: 

„Abschnitt 4 Besondere Verfahren nach dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
dem Wertpapiererwerbs- und Übemah- 
megesetz und dem Wertpapierhandels- 
gesetz 

Abschnitt 5 Besondere Verfahren nach dem Aktien- 
gesetz und dem Umwandlungsgesetz 

Unterabschnitt 1 Erster Rechtszug 
Unterabschnitt 2 Beschwerde“. 

b) Teil 1 Hauptabschnitt 6 Abschnitt 4 wir durch die fol- 
genden Abschnitte 4 und 5 ersetzt: 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebühr oder Satz 
der Gebühr nach 
§ 34 GKG 


Abschnitt 4 



Besondere Verfahren nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, dem 
Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz und dem Wertpapierhandelsgesetz 

1640 

Verfahren über einen Antrag nach § 115 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 118 Abs. 1 Satz 3 



oder nach § 121 GWB 

3,0 

1641 

Beendigung des gesamten Verfahrens durch Zurücknahme des Antrags: 



Die Gebühr 1 640 ermäßigt sich auf 

Verfahren über den Antrag nach § 50 Abs. 3 bis 5 WpÜG, auch i. V. m. § 37u Abs. 2 

1,0 

1643 

WpHG 

Mehrere Verfahren gelten innerhalb eines Rechtszugs als ein Verfahren. 

Abschnitt 5 

Besondere Verfahren nach dem Aktiengesetz und dem Umwandlungsgesetz 

Unterabschnitt 1 

Erster Rechtszug 

0,5 

1650 

Verfahren nach § 148 Abs. 1 und 2, den §§ 246a, 319 Abs. 6 AktG, auch i. V. m. 



§ 327e Abs. 2 AktG oder§ 16 Abs. 3 UmwG 

1,0 

1651 

Beendigung des gesamten Verfahrens ohne Entscheidung: 



Die Gebühr 1 650 ermäßigt sich auf 

(1 ) Die Gebühr ermäßigt sich auch im Fall der Zurücknahme des Antrags vor Ablauf des Tages, 
an dem die Entscheidung der Geschäftsstelle übermittelt wird. 

(2) Eine Entscheidung über die Kosten steht der Ermäßigung nicht entgegen, wenn die Ent- 
scheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Parteien über die Kostentragung oder der Kos- 

0,5 


tenübernahmeerklärung einer Partei folgt. 

Unterabschnitt 2 

Beschwerde 


1652 

Verfahren über die Beschwerde in den in Nummer 1650 genannten Verfahren 

1,0 

1653 

Beendigung des Verfahrens ohne Entscheidung: 



Die Gebühr 1652 ermäßigt sich auf 

(1 ) Die Gebühr ermäßigt sich auch im Fall der Zurücknahme der Beschwerde vor Ablauf des 
Tages, an dem die Entscheidung der Geschäftsstelle übermittelt wird. 

(2) Eine Entscheidung über die Kosten steht der Ermäßigung nicht entgegen, wenn die Ent- 
scheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Parteien über die Kostentragung oder der Kos- 
tenübernahmeerklärung einer Partei folgt. 

0,5 
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Artikel 13 

Änderung des Investmentgesetzes 

Das Investmentgesetz vom 15. Dezember 2003 (BGBl. 1 
S. 2676), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 6 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „118 Abs. 2“ durch 
die Angabe „118 Abs. 3“ ersetzt. 

2. ln § 32 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 wird jeweils die 
Angabe „§ 135 Abs. 1 Satz 3“ durch die Angabe „§ 135 
Abs. 3 Satz 4“ ersetzt. 


Artikel 14 

Änderung des Handelsgesetzbuehs 

In § 285 Satz 1 Nr. 10 des Handelsgesetzbuchs in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, 
wird die Angabe „§ 125 Abs. 1 Satz 3“ durch die Angabe 
„§ 125 Abs. 1 Satz 5“ ersetzt. 


Artikel 15 

Änderung der Verordnung über den Ersatz 
von Aufwendungen der Kreditinstitute 

ln § 1 Nr. 3 der Verordnung über den Ersatz von Aufwen- 
dungen der Kreditinstitute vom 17. Juni 2003 (BGBl. I 
S. 2003), die zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 128 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 135 Abs. 1 Satz4Nr. l“ersetzt. 


Artikel 16 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats in Kraft. Abweichend hiervon 
treten die Artikel 5 und 8 am 1 . November 2009 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf bezweckt eine weitere Modernisierung 
und Deregulierung des Aktienrechts. 

Ein Schwerpunkt der Änderungen betrifft dabei den Bereich 
der Hauptversammlung. Ziel ist es, den Aktionären unabhän- 
gig von dem Ort ihres Wohnsitzes den Zugang zu hauptver- 
sammlungsrelevanten Unterlagen sowie die Ausübung ihrer 
Rechte im Vorfeld und in der Versammlung selbst zu erleich- 
tern. Anlass dieser Änderungen ist die in deutsches Recht 
umzusetzende Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 1 1 . Juli 2007 über die Ausübung 
bestimmter Rechte von Aktionären in börsennotierten Ge- 
sellschaften (ABI. L 184, S. 17, im Folgenden: Aktionärs- 
rechterichtlinie). Diese Richtlinie zielt auf eine Stärkung der 
Aktionärsrechte in börsermotierten Gesellschaften und soll 
dabei insbesondere Hindernisse bei der grenzüberschreiten- 
den Stimmrechtsausübung beseitigen. Soweit die Regelun- 
gen dabei eine Deregulierung und Entlastung bzw. bloße Op- 
tionen für die Gesellschaften zum Gegenstand haben, sollen 
sie im Rahmen der Umsetzung auch auf nichtbörsennotierte 
Gesellschaften ausgedehnt werden. 

Im Einzelnen betreffen die Regelungen zunächst die Trans- 
parenzanforderungen im Vorfeld der Hauptversammlung. 
Für börsennotierte Gesellschaften wird in Umsetzung der 
Richtlinienvorgaben zum einen zwecks Verbesserung der In- 
formationslage der Umfang des Einberufungsinhalts erwei- 
tert. Zudem haben diese Gesellschaften künftig u. a. die in der 
Versammlung relevanten Unterlagen auf ihrer Intemetseite 
zu veröffentlichen und die Einberufung zusätzlich zu der Be- 
kanntmachung auch Medien zuzuleiten, bei denen von einer 
gemeinschaftsweiten Verbreitung der Information ausgegan- 
gen werden kann. Ziel ist es, zu gewährleisten, dass die 
Aktionäre sich im Vorfeld der Versammlung unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsort hinreichend über die einzelnen Tages- 
ordnungspunkte sowie ihre Rechte informieren und ihr Ab- 
stimmungsverhalten entsprechend festlegen können. 

Zur Entlastung sollen die Gesellschaften zudem künftig die 
Möglichkeit haben, in ihrer Satzung festzulegen, dass die 
Weitergabe der Mitteilungen über die Einberufung durch die 
Kreditinstitute auf einen elektronischen Weg beschränkt wer- 
den kann, um so künftig auf den massenweisen Papierver- 
sand verzichten zu können. Der Entwurf gibt für den elektro- 
nischen Weg keine bestimmten technischen Vorgaben. Wei- 
ter soll die Option ausgebaut werden, Unterlagen, die bislang 
im Vorfeld der Versammlung in den Geschäftsräumen auszu- 
legen sind, alternativ über ihre Intemetseite und damit für 
Gesellschaft und Aktionäre leichter und kostengünstiger zu- 
gänglich zu machen. 

In einem weiteren Schwerpunkt werden die Möglichkeiten 
der Aktionäre, selbst aktiv am Entscheidungsprozess der 
Hauptversammlung mitzuwirken, erweitert. Bereits nach 
geltendem Recht ist eine Übertragung der Versammlung in 
Ton und Bild möglich. Künftig können die Gesellschaften 
den Aktionären über die Satzung sogar eine aktive Teilnahme 
an der Versammlung auf elektronischem Wege ermöglichen. 
Gerade für gebietsfremde bzw. im Ausland ansässige Aktio- 


näre kann es besonders interessant sein, anstelle einer physi- 
schen Präsenz am Ort der Versammlung von der Möglichkeit 
einer Onlinezuschaltung und elektronischen Ausübung des 
Stimmrechts Gebrauch zu machen. Gleiches gilt hinsichtlich 
der ebenfalls neu vorgesehenen Option für die Gesellschaf- 
ten, eine Stimmabgabe mittels Briefwahl zuzulassen. 

Für Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversamm- 
lung teilnehmen können oder wollen, sind effektive Möglich- 
keiten für eine Stimmrechtsvertretung von entscheidender 
Bedeutung. In diesem Bereich sieht der Entwurf eine grund- 
legende Deregulierung und Flexibilisierung der Regelungen 
zur Stimmrechtsvertretung durch Kreditinstitute vor (soge- 
nanntes Depotstimmrecht). Ziel ist neben der Entbürokrati- 
sierung und Entlastung der Kreditinstitute von Verwaltungs- 
aufwand zugleich auch eine Stärkung der Vertragsfreiheit. Es 
steht zu hoffen, dass sich auf Grundlage der vorgesehenen 
Neuregelungen insbesondere die öffentlichen Banken, die 
sich derzeit weitgehend vom Depotstimmrecht zurückgezo- 
gen haben, wieder zur Stimmrechtsvertretung für ihre Depot- 
kunden bereit erklären werden. 

Des Weiteren wird in Umsetzung der Deregulierungsmög- 
lichkeiten, die infolge der Änderungen der Richtlinie 77/91/ 
EWG des Rates in Bezug auf die Gründung von Aktienge- 
sellschaften und die Erhaltung und Änderung ihres Kapitals 
(im Folgenden: Kapitalrichtlinie) durch die Richtlinie 2006/ 
68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. September 2006 (ABI. L 264, S. 32, im Folgenden: Ände- 
rungsrichtlinie) eröffnet worden sind, die Sachgründung ver- 
einfacht und auf diese Weise der Verwaltungsaufwand bei 
den Gesellschaften verringert. Künftig soll insbesondere bei 
der Einbringung bestimmter Gegenstände auf eine externe 
Werthaltigkeitsprüfung verzichtet werden können. Eine Re- 
gelung zur verdeckten Sacheinlage bei der Aktiengesell- 
schaft enthält der Entwurf noch nicht, da hier zunächst die 
Akzeptanz der für die GmbH in dem Gesetz zur Modernisie- 
rung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräu- 
chen (MoMiG vom 23. Oktober 2008 BGBl. I S. 2026) 
gefundenen Regelung abgewartet werden soll. Weiter wird 
von der durch die Änderungsrichtlinie eröffneten Möglich- 
keit Gebrauch gemacht, die Geltungsdauer der Ermächtigung 
der Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien von 
18 Monaten auf künftig fünf Jahre zu verlängern. Auf diese 
Weise entfallt das schwerfällige Erfordernis, alljährlich eine 
Vorratsermächtigung von der Jahreshauptversammlung er- 
neuern zu lassen. 

Ebenfalls zwecks Modernisierung sowie zur Beseitigung von 
Rechtsunsicherheiten wird zudem das Recht der Wandel- 
schuldverschreibungen an die Bedürfnisse der Praxis ange- 
passt. 

Neben den erwähnten Maßnahmen zur Modernisierung und 
Deregulierung verfolgt der Entwurf in einer weiteren Ziel- 
richtung die Fortsetzung der Bekämpfung missbräuchlicher 
Aktionärsklagen. Jüngste Studien aus der Wissenschaft 
haben gezeigt, dass die zu diesem Zweck im Rahmen des Ge- 
setzes zur Untemehmensintegrität und zur Modernisierung 
des Anfechtungsrechts (UMAG) vom 22. September 2005 
(BGBl. I S. 2802) eingeführten Einzelmaßnahmen bereits 
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Wirkung gezeigt haben, aber in Anbetracht der weiterhin und 
zahlenmäßig sogar noch vermehrt auftretenden Miss- 
brauchsfälle insbesondere die Freigabeverfahren im Aktien- 
und Umwandlungsrecht weiter fortentwickelt und präzisiert 
werden sollten. Der Entwurf enthält dabei zum einen eine ge- 
setzliche Klarstellung der Interessenabwägungsklausel. Zum 
anderen wird die Prozessvollmacht für den Anfechtungspro- 
zess auf die Vertretung im Freigabeverfahren erstreckt. Auf 
diese Weise können Zustellungen im Freigabeverfahren, das 
ein Eilverfahren sein soll, an den Prozessvertreter der An- 
fechtungsklage erfolgen und nicht an den Kläger selbst, der 
möglicherweise zur Verfahrensverzögerung mitunter auslän- 
dische Wohnsitze angibt. Es wird der Gesellschaft des Weite- 
ren schon vor Zustellung der Anfechtungs- oder Nichtig- 
keitsklage ermöglicht, Akteneinsicht zu nehmen. Die Gesell- 
schaft kann deswegen das Freigabeverfahren zügiger vorbe- 
reiten. Ein weiterer Kernpunkt ist die Einführung einer 
zulassungsgebundenen Beschwerde im Freigabeverfahren. 
Das Landgericht lässt die Beschwerde nur noch bei grund- 
sätzlicher Bedeutung zu. Dadurch wird über die Freigabe im 
Regelfall nur noch in einer Instanz entschieden und das Ver- 
fahren somit spürbar verkürzt. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Arti- 
kel 74 Abs. 1 Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht der Wirt- 
schaft). Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich, da die Kapi- 
talmärkte die Aktiengesellschaft als standardisierte und 
gleichmäßig ausgestaltete Gesellschaftsform erwarten. Ak- 
tiengesellschaften haben keine lokal begrenzte, sondern eine 
internationalisierte Anteilseignerstruktur mit unter Umstän- 
den weltweit gestreutem Anteilseignerbesitz. Unterschiedli- 
che Regelungen je nach dem Bundesland des Sitzes der Ge- 
sellschaft hinsichtlich der Fragen der Informationen bei der 
Einberufung der Hauptversammlung, der Stimmrechtsaus- 
übung einschließlich Vertretung oder der Ausgestaltung der 
Anlegerschutzverfahren würden zur Verwirrung des Rechts- 
verkehrs führen und die Wirtschaftseinheit sowie Funktions- 
fähigkeit und Ansehen des deutschen Kapitalmarktes schwer 
beeinträchtigen. Das Ziel des Entwurfs, den Aktionären die 
Ausübung ihrer Rechte insbesondere auch im grenzüber- 
schreitenden Verkehr zu erleichtern, würde so konterkariert. 
Die in dem Entwurf angesprochenen Fragen sind zudem be- 
reits heute bundesgesetzlich geregelt und werden durch den 
Entwurf fortentwickelt und modernisiert. 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Europarecht vereinbar. Weit- 
gehend werden verbindliche EU-Richtlinienteile umgesetzt 
bzw. wird von Wahlrechten in EU-Richtlinien Gebrauch ge- 
macht. 

Der Gesetzentwurf hat keine messbaren finanziellen Auswir- 
kungen auf die öffentlichen Haushalte. 

Für die Gesellschaften ergibt sich aus der Möglichkeit, Mit- 
teilungen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung 
nicht mehr in Papierform, sondern nur noch elektronisch über 
die Kreditinstitute zu übermitteln, ein Einsparpotential von 
ca. 50 Mio. Euro jährlich. Allerdings ist davon auszugehen, 
dass dieses nicht sogleich, sondern erst nach und nach ausge- 
schöpft werden wird. Zusätzliche Kostenentlastungen erge- 
ben sich aus den weiteren Deregulierungsmaßnahmen - ins- 
besondere der Befreiung von einer externen Werthaltigkeits- 
prüfung bei bestimmten Sacheinlagen sowie der Möglich- 


keit, Dokumente nicht mehr in Papierform in den 
Geschäftsräumen oder während der Versammlung auszule- 
gen, sondern elektronisch zugänglich zu machen. Für die 
Kreditinstitute resultieren erhebliche Kostenersparnisse aus 
der Deregulierung des Depotstimmrechts. 

Die Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie erfordert für 
börsennotierte Gesellschaften insbesondere Anpassungen im 
Bereich der Einberufung der Hauptversammlung, die zu ei- 
ner Erweiterung des Inhalts der Einberufung sowie zu einer 
neuen Verpflichtung, die Einberufung zwecks europaweiter 
Verbreitung auch an Medien weiterzuleiten, führen. Zudem 
müssen künftig elektronische Wege für die Übermittlung von 
Vollmachtsnachweisen vorgehalten werden, wodurch im 
Einzelfall ebenfalls marginale zusätzliche Kosten entstehen 
können. 

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Der Entwurf betrifft weitgehend Binneninformationen der 
Gesellschaft, die an ihre Aktionäre gerichtet sind. Lediglich 
die Handelsregisteranmeldung bei der vereinfachten Sach- 
gründung (§§ 37a, 183a des Aktiengesetzes [AktG]) betrifft 
Informationspflichten im Sinne von § 2 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates. 
Durch die Vorschriften werden keine neuen Informations- 
pflichten begründet. Die Pflicht zur Anmeldung der Gesell- 
schaft (§36 AktG) und zur Anmeldung der Kapitalerhöhung 
(§ 1 84 AktG) wird lediglich hinsichtlich des Inhalts der An- 
meldung modifiziert. Dadurch wird kein nennenswerter 
Mehraufwand für die Gesellschaften ausgelöst. Die in der 
Anmeldung zusätzlich verlangten Angaben gehen nicht über 
das hinaus, was bei jeder Sachgründung im Gründungsbe- 
richt anzugeben ist. Die Anforderungen an den Gründungs- 
bericht werden im Gegenzug reduziert (vgl. Begründung zu 
§ 34 Abs. 2 AktG). Auf die neu hinzutretende Einreichung 
von Bewertungsunterlagen entfällt allenfalls ein minimaler 
zusätzlicher Aufwand. Dem stehen für die Unternehmen eine 
deutliche Beschleunigung des Eintragungsvorgangs sowie 
ersparte Gutachtenkosten in erheblicher Höhe gegenüber 
(vgl. Begründung zu § 37a Abs. 3 AktG). Durch die Strei- 
chung des § 71 Abs. 3 Satz 3 AktG wird eine Meldepflicht 
der Gesellschaften gegenüber der Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht abgeschafft, die sich als überflüssig 
erwiesen hat. 

Mit dem Gesetz werden an die Aktionäre gerichtete Informa- 
tionspflichten erleichtert, indem bislang papiergebundene In- 
fomiationen nunmehr im Wege elektronischer Kommunika- 
tion übermittelt bzw. zur Verfügung gestellt werden können. 
Über die Einordnung derartiger Pflichten als Informations- 
pflichten im Sinne des NKR-Gesetzes konnte noch nicht ab- 
schließend entschieden werden. Da eine Emiittlung der Bü- 
rokratiekosten eine abschließende Klärung dieser Frage vor- 
aussetzt und dann eine gewisse Zeit benötigt, der Gesetzent- 
wurf wegen der gegebenen Umsetzungsfrist aber eilbedürftig 
ist, soll eine Bürokratiekostenschätzung im Laufe des Ge- 
setzgebungsverfahrens nachgereicht werden, soweit dies 
nach Klärung der offenen Fragen erforderlich ist. Diese Vor- 
gehensweise erscheint auch deshalb vertretbar, weil die be- 
troffenen Informationspfiichten ganz überwiegend auf euro- 
päischen Grundlagen beruhen und daher ohnehin nicht zur 
Disposition stehen. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Aktiengesetzes) 

Zu Nummer 1 (Einfügung eines § 33a AktG) 

§ 33 AktG ordnet eine obligatorische externe Werthaltig- 
keitsprüfung bei Sacheinlagen oder Sachübernahmen an. Der 
neu eingefügte § 33a AktG sieht hierzu Ausnahmen vor. Von 
einer externen Gründungsprüfung kann danach abgesehen 
werden, weim Vermögensgegenstände im Sinne des § 33a 
Abs. 1 eingelegt werden sollen, für deren Bewertung eindeu- 
tige Anhaltspunkte vorhegen. Dabei besteht ein Wahlrecht; 
es kaim auch das Verfahren der externen Prüfung (§33 Abs. 3 
Satz 2 AktG) gewählt werden, wenn es den Gründern oder 
der Verwaltung günstiger erscheint. Das Verfahren nach 
§ 33a AktG ist jedoch ausgeschlossen, werm aufgrund beson- 
derer Umstände eine sichere Bewertung der Einlagegegen- 
stände im Einzelfall nicht möglich ist (§ 33a Abs. 2 AktG). 

Durch § 33a AktG wird Artikel 10a Abs. 1 und 2 derKapital- 
richtlinie umgesetzt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt in sachlicher Hinsicht diejenigen Klassen 
von Gegenständen, bei deren Einbringung als Sacheinlage 
oder Sachübernahme von einer externen Werthaltigkeitsprü- 
füng abgesehen werden kann. Durch die Vorschrift wird Arti- 
kel 10a Abs. 1 und 2 der Kapitalrichtlinie umgesetzt. Die Er- 
leichterung kann nur für die in der Kapitalrichtlinie erwähn- 
ten Klassen von Gegenständen gewährt werden. Sollen nicht 
ausschließlich Vermögensgegenstände im Sinne der Vor- 
schrift eingebracht werden, kommt die Erleichterung nur für 
die in der Vorschrift ausdrücklich bezeichneten Vermögens- 
gegenstände in Betracht. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 definiert die Begriffe „übertragbare Wertpapiere“ 
und „Geldmarktinstrumente“ und „organisierten Märkten“ 
unter Bezugnahme auf § 2 Ahs. 1 Satz 1, Abs. la und 5 des 
Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG). 

Der Bewertungsmaßstab des gewichteten Durchschnittsprei- 
ses ist ein abstrakter Maßstab, der als solcher nichts darüber 
aussagt, von wem und in welchem Verfahren er zu ermitteln 
ist. Dieser Wert wird zum Beispiel für die an deutschen orga- 
nisierten Märkten gehandelten Wertpapiere laufend von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) er- 
mittelt. Allein die Tatsache, dass die BaFin Daten zur Verfü- 
gung stellt, die dem abstrakten Maßstab des § 33a AktG ent- 
sprechen, bedeutet nicht, dass die Verwendung von Preisen 
anderer Anbieter ausgeschlossen ist. 

Die Zeitspanne, über die der Durchschnittspreis der einzu- 
bringenden Wertpapiere und Geldmarktinstrumente ennittelt 
werden soll, wird in Anlehnung an § 5 der Verordnung über 
den Inhalt der Angebotsunterlage, die Gegenleistung bei 
Übemahmeangeboten und Pflichtangeboten und die Befrei- 
ung von der Verpflichtung zur Veröffentlichung und zur Ab- 
gabe eines Angebots (WpÜG-Angebotsverordnung) vom 
27. Dezember 2001 (BGBl. I S. 4263) auf drei Monate fest- 
gelegt. Diese Zeitspanne gewährleistet im Regelfall eine hin- 
reichend zuverlässige Bewertung. Ein solch kurzer Zeitraum 
ist nach Auffassung der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
grundsätzlich ausreichend, aber auch geboten (BGH, Be- 
schluss vom 12. März 2001, II ZB 15/00, BGHZ 147, 108; 


vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 29. November 2006, 
1 BvR 704/03, ZIP 2007, 175). 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 erfasst sachlich alle nicht in Nummer 1 genannten 
Vermögensgegenstände, sofern sie einer Bewertung zugäng- 
lich sind (§ 27 Abs. 2 AktG) und von einem Sachverständi- 
gen unter den näher bestiiumten Voraussetzungen mit dem 
beizulegenden Zeitwert bewertet worden sind. Die Bewer- 
tung mit einem anderen Wertmaßstab entspricht nicht den 
Vorgaben der Kapitalrichtlinie. In Anlehnung an § 34 Abs. 1 
Nr. 1 und § 143 Abs. 1 Nr. 1 AktG muss der Sachverständige 
ausreichend vorgebildet und erfahren sein. Auf die Recht- 
sprechung und Literatur zu diesen Begriffen kann zurückge- 
griffen werden. Auf den Begriff „anerkarmter Sachverständi- 
ger“ wurde wegen mangelnder Eindeutigkeit verzichtet. 

Der Bewertungsstichtag darf nicht länger als sechs Monate 
zurückliegen. Maßgeblich ist der Tag der tatsächlichen Ein- 
bringung der Einlage. Das Registergericht kann diesen Tag 
anhand der Antragsunterlagen leicht feststellen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 fonnuliert zwei Gegenausnahmen zu Absatz 1. 
Durch Absatz 2 wird Artikel 10a Abs. 1 Unterabs. 1 und 
Abs. 2 Unterabs. 2 der Kapitalrichtlinie umgesetzt. 

Eine Neubewertung von Wertpapieren oder Geldmarktin- 
strumenten ist danach veranlasst, wenn der gewichtete 
Durchschnittspreis der Wertpapiere oder Geldmarktinstru- 
mente durch außergewöhnliche Umstände beeinflusst war, 
die eine erhebliche Änderung des Wertes des Vermögensge- 
genstandes zum Zeitpunkt seiner tatsächlichen Einbringung 
bewirken würden und zwar auch dann, wenn der Markt für 
diese Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente illiquide ge- 
worden ist. Die Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, 
dass die Preisbildung an organisierten Märkten unter außer- 
gewöhnlichen Umständen versagen kann. 

Außergewöhnliche Umstände können etwa vorliegen, wenn 
der Handel mit den betreffenden Papieren über einen länge- 
ren Zeitraum völlig zum Erliegen gekommen ist oder ausge- 
setzt war (vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. April 1999, 1 BvR 
1613/94, BVerfGE 100, 289 Rz. 66 und 67; BGH, Beschluss 
vom 12. März 2001, II ZB 15/00, BGHZ 147, 108). Außerge- 
wöhnliche Umstände liegen auch darm vor, werm der Markt 
durch Missbrauch oder verbotene Kursmanipulation künst- 
lich beeinflusst worden ist (vgl. § 20a Abs. 1 WpHG), sofern 
dadurch eine erhebliche Änderung des Börsenwerts bewirkt 
worden ist. Keine außergewöhnlichen Umstände sind dage- 
gen anzunehmen bei marktüblichem Verhalten im Sirme des 
§ 20a Abs. 2 WpHG in Verbindung mit § 7 ff. der Verord- 
nung zur Konkretisierung des Verbotes der Marktmanipu- 
lation (Marktmanipulations-Konkretisierungsverordnung - 
MaKonV) (BGBl. I 2005 S. 515) sowie bei erlaubten Rück- 
kaufprogrammen eigener Aktien und Maßnahmen zur 
Kursstabilisierung, die sich im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 2273/2003 vom 22. Dezember 2003 (ABI. L 336 vom 
23. Dezember 2003, S. 33; sog. Safe Harbour; klarstellend: 
§ 20a Abs. 3 WpHG und § 5 MaKonV) halten. 

Eine Neubewertung von anderen Vermögensgegenständen 
ist erforderlich, wenn sich der Wert des Gegenstandes in der 
Zeit nach der Begutachtung durch den Sachverständigen ge- 
ändert hat oder werm nachträglich Umstände bekannt gewor- 
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den sind, bei deren Kenntnis der Sachverständige zu anderen 
Ergebnissen gelangt wäre. Im Interesse der realen Kapital- 
aufbringung kommt es nur auf Umstände an, nach denen die 
sachverständige Bewertung erheblich zu hoch erscheint. Es 
genügt, wenn Umstände daraufhindeuten (vgl. Wortlaut der 
Kapitalrichtlinie: „bewirken würde“), dass die Bewertung 
durch den Sachverständigen erheblich zu hoch ausgefallen 
sein könnte. Unerheblich ist, ob infolge der Überbewertung 
die reale Kapitalaufbringung gefährdet ist. Liegen Umstände 
vor, die auf die Unrichtigkeit des Gutachtens schließen las- 
sen, entfällt schon aus diesem Grund die Rechtfertigung für 
das Absehen von einer externen Prüfung. 

Maßgeblicher Zeitraum, während dem bei der Bewertung an- 
derer Vermögensgegenstände (Absatz 1 Nr. 2) keine außerge- 
wöhnlichen Umstände eintreten oder neu bekaimt werden 
dürfen, ist die Zeit bis zur tatsächlichen Einbringung. Danach 
eintretende neue Umstände spielen im vereinfachten Eintra- 
gungsverfahren keine Rolle. Werden allerdings vor der An- 
meldung Umstände bekannt, die schon vor der Einbringung 
eingetreten waren, so kommt eine Anmeldung im vereinfach- 
ten Eintragungsverfahren wegen der nach § 37a Abs. 2 AktG 
erforderlichen Versicherung nicht mehr in Betracht. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 34 Abs. 2 AktG) 

Nach § 33 Abs. 1 AktG haben die Mitglieder des Vorstands 
und des Aufsichtsrats den Hergang der Gründung zu prüfen. 
Zu prüfen ist insbesondere, ob der Wert der Sacheinlagen 
oder Sachübernahmen den geringsten Ausgabebetrag der da- 
für zu gewährenden Aktien oder den Wert der dafür zu ge- 
währenden Leistungen erreicht (§ 34 Abs. 1 Nr. 2 AktG); 
über die Prüfung ist schriftlich zu berichten (§34 Abs. 2 Satz 1 
AktG). 

Durch den neu eingefügten § 34 Abs. 2 Satz 3 AktG wird 
(nur) der Umfang der Berichtspflicht eingeschränkt. Auf den 
Wert der Sacheinlagen oder Sachübernahmen (§ 34 Abs. 1 
Nr. 2 AktG) braucht sich der Bericht nicht zu erstrecken, 
wenn eine externe Prüfung der Werthaltigkeit des Einlage- 
gegenstands durch Sachverständige nicht stattfindet. Der Be- 
richt braucht dann auch keine Beschreibung der Sachein- 
lagen und Sachübernahmen zu enthalten, wie es § 34 Abs. 2 
Satz 2 AktG vorschreibt. Im Übrigen bleiben die Mitglieder 
des Vorstands und des Aufsichtsrats zur Prüfung des Her- 
gangs der Gründung sowie zur Erstattung eines entsprechen- 
den Berichts verpflichtet. 

Die Einschränkung der Berichtspflicht entbindet die Mitglie- 
der des Vorstands und des Aufsichtsrats im Ergebnis nicht da- 
von, gegenüber dem Registergericht entsprechende Angaben 
zu machen. Die Angaben sind nach der Neuregelung jedoch 
Gegenstand der Anmeldung und der darin abzugebenden Er- 
klärung gemäß § 37a Abs. 1 und 2 AktG. 

Die Erstellung des Gründungsberichts durch die Gründer 
wird von der Neuregelung nicht berührt. 

Zu Nummer 3 (Einfügung eines § 37a AktG) 

§ 37 AktG schreibt den Inhalt der Anmeldung vor und be- 
stimmt, welche Unterlagen der Anmeldung beizufügen sind. 
Der neu eingefügte § 37a AktG ergänzt diese Vorschrift. So- 
weit von einer externen Prüfung von Sacheinlagen abgese- 
hen wird, sind die Voraussetzungen des § 37a AktG zusätz- 
lich zu beachten. Die Anmeldung muss nach Absatz 1 die 


ausdrückliche Erklärung enthalten, dass von der Erleichte- 
rung des § 33a AktG Gebrauch gemacht wird. Des Weiteren 
muss die Anmeldung auch diejenigen Angaben enthalten, die 
ansonsten Gegenstand des Prüfungsberichts wären. Absatz 2 
beschreibt die an die Stelle der externen Prüfung und der Prü- 
fungsberichte tretende besondere Erklärung und gibt deren 
Wortlaut vor. Absatz 3 ergänzt die Liste der mit der Anmel- 
dung vorzulegenden Unterlagen. Die Vorschrift dient der 
Umsetzung von Artikel 10b Abs. 1 und 3 der Kapitalricht- 
linie. 

Zu Absatz 1 

Die Anmeldung muss die Erklärung enthalten, dass nach 
§ 33a AktG von einer externen Gründungsprüfung abgese- 
hen wird. Darin braucht nicht dargelegt zu werden, dass die 
Voraussetzungen des § 33a AktG gegeben sind. 

Die Anmeldung muss ferner eine „Beschreibung der Sach- 
einlage“ enthalten. Die Beschreibung geht inhaltlich über die 
notwendigen Festsetzungen in der Satzung (§ 27 Abs. 1 Satz 1 
AktG) hinaus. Während die Festsetzung der Sacheinlage in 
der Satzung (Satzungspublizität) vor allem der Konkretisie- 
rung des Einlagegegenstands dient, soll die Beschreibung der 
Sacheinlage - zusammen mit den ebenfalls offenzulegenden 
Bewertungsgrundlagen - auch gewährleisten, dass Außen- 
stehende die Werthaltigkeit des Einlagegegenstands selbst 
einschätzen können. Die Beschreibung hat deshalb nicht nur 
konkretisierende oder individualisierende, sondern insbeson- 
dere auch wertbildende Faktoren zu berücksichtigen. 

Die Anmeldung muss nach § 37a Abs. 1 Satz 3 AktG auch 
die Angabe enthalten, dass der Wert der Sacheinlage wenigs- 
tens der Zahl und dem Nennbetrag oder - falls ein Neim- 
betrag nicht vorhanden ist - dem rechnerischen Wert der für 
eine solche Sacheinlage auszugebenden Aktien entspricht. 
Außerdem muss der Wert der Sacheinlage beziffert werden 
(§ 37a Abs. 1 Satz 4 AktG). Er ist als Geldbetrag in Euro an- 
zugeben. Stichtag ist der Tag der tatsächlichen Einbringung. 
Die Quelle der Bewertung und die bei der Bewertung ange- 
wandte Methode sind ebenfalls nach Satz 4 anzugeben. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt, welche Erklärung die Anmeldenden in Be- 
zug auf die Richtigkeit der von ihnen in Anspruch genomme- 
nen Bewertungsgrundlagen abzugeben haben. Absatz 2 tritt 
ergänzend neben § 37 Abs. 1 und 2 AktG. 

Mit der Versicherung, dass ihnen bis zum Tag der Anmel- 
dung keine außergewöhnlichen Umstände im Sinne von 
§ 33a Abs. 2 AktG bekannt geworden sind, die gegen die 
Richtigkeit der für die Bewertung der Sacheinlage angeführ- 
ten, beschriebenen und - soweit möglich - auch eingereich- 
ten Bewertungsgrundlagen sprechen, übernehmen die An- 
meldenden (§ 36 Abs. 1 AktG) die zivilrechtliche (§§ 46, 48 
AktG) und strafrechtliche Haftung (§ 399 AktG) für die Ord- 
nungsmäßigkeit des Vorgangs sowie für die im Rahmen des 
vereinfachten Eintragungsverfahrens verlangte Absicherung 
der effektiven, realen Kapitalaufbringung (auch ohne externe 
Prüfung). 

Der Wortlaut der nach Absatz 2 abzugebenden Versicherung 
ist durch den Normtext weitgehend vorgegeben. Er ist im 
Hinblick auf die notwendige inhaltliche Bestimmtheit der 
korrespondierenden Strafnorm (§ 399 AktG) konkretisiert. 
Die Versicherung ist Bestandteil der Anmeldung und inso- 


Drucksache 16/11642 


-24- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


fern „Erklärung“. Der Begriff der „Versicherung“ soll ledig- 
lich darauf aufmerksam machen, dass mit dieser Erklärung 
ein gegenüber dem Regelfall deutlich erhöhtes Haftungsrisi- 
ko übernommen wird. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt, welche Anlagen der Anmeldung (über § 37 
Abs. 4 AktG hinaus) beizufügen sind. Die Pflicht zur Veröf- 
fentlichung der Bewertungsgrundlagen ist in der Kapital- 
richtlinie nicht vorgeschrieben. Die Veröffentlichung sorgt 
jedoch für erhöhte Transparenz und Nachprüfbarkeit des 
Vorgangs und erscheint auch unter Berücksichtigung der mit 
der Offenlegung verbundenen Kosten vertretbar. 

Zu Nummer 4 (Änderung des § 38 AktG) 

Die Vorschrift betrifft das Eintragungsverfahren. Nach gel- 
tendem Recht prüft das Registergericht vor der Eintragung 
von Amts wegen (derzeit § 12 des Gesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit [EGG]; ab 1. Sep- 
tember 2009 § 26 des Gesetzes über das Verfahren in Fami- 
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit [FamFG]) anhand der vorliegenden Prüfungs- 
berichte und gegebenenfalls durch Einholung eines weiteren 
Sachverständigengutachtens auch, ob die Sacheinlage wert- 
haltig ist. Bei wesentlicher Unterdeckung hat es die Eintra- 
gung abzulehnen (§ 38 Abs. 2 Satz 2 AktG). Diese zusätz- 
liche Prüfung verzögert und verteuert das Eintragungsver- 
fahren in vielen Fällen unnötig. Es erscheint deshalb im 
vereinfachten Verfahren konsequent, auch von der register- 
gerichtlichen Prüfung abzusehen, wenn eine externe Prüfung 
nicht stattfmdet. ln Fällen, in denen dem Gericht jedoch ohne 
weitere Ermittlungen oder Tatsachenaufklärung aus eigener 
Sachkenntnis bekarmt ist, dass eine erhebliche Überbewer- 
tung des Einlagegegenstandes vorliegt, soll das Gericht nicht 
zur Eintragung gezwungen werden. Es kann die Eintragung 
zurückweisen. Die Gründer können dann mit demselben Ge- 
genstand den normalen Weg der Sacheinlage beschreiten. 

Die Neuregelung in § 38 Abs. 3 Satz 1 AktG bestimmt, dass 
das Gericht in Fällen, in denen von § 33a AktG Gebrauch ge- 
macht wird, hinsichtlich der Werthaltigkeit der Sacheinlagen 
und Sachübernahmen nur zu prüfen hat, ob die Voraussetzun- 
gen des § 37a AktG erfüllt sind, ob also die in § 37a Abs. 1 
AktG vorgeschriebenen Erklärungen vorliegen und die nach 
Absatz 2 notwendigen Versicherungen abgegeben sind. § 38 
Abs. 3 Satz 1 AktG reduziert die Zuständigkeit des Gerichts 
mithin auf eine rein formale Prüfung. Das Gericht darf weder 
Ermittlungen zur Werthaltigkeit anstellen noch Erklärungen 
zur Werthaltigkeit auf ihre Richtigkeit überprüfen. Das gilt 
auch, soweit der Gründungsbericht und die Prüfungsberichte 
Angaben zur Werthaltigkeit der Sacheinlagen und Sachüber- 
nahmen enthalten. Insoweit schränkt Absatz 3 Satz 1 die Prü- 
fungszuständigkeit des Gerichts nach Absatz 2 Satz 1 ein. 

Weiterhin ergibt sich aus Absatz 3, dass das Gericht nicht 
prüfen darf, ob die Voraussetzungen des § 33a AktG - insbe- 
sondere auch die einer Gegenausnahme nach Absatz 2 - vor- 
liegen. 

§ 38 Abs. 3 Satz 2 AktG schafft hierzu eine eng begrenzte 
Ausnahme. Es soll vermieden werden, dass das Gericht die 
Eintragung auch dann vorzunehiuen hätte, wenn es im Ein- 
zelfall offenkundig ist, dass die Sacheinlage oder Sachüber- 
nahme erheblich überbewertet ist. Absatz 3 Satz 2 eröffnet 


dem Gericht keinen Raum für eigene Ermittlungen. Der Be- 
griff „einer offenkundigen“ umfasst, wie der Parallelbegriff 
in § 291 der Zivilprozessordnung (ZPO), zum Beispiel Tatsa- 
chen, die der Allgemeinheit und auch dem zuständigen Re- 
gisterrichter, etwa aus früheren Verfahren, bekarmt sind. 

Im Übrigen bleibt die Prüfungszuständigkeit des Gerichts 
unverändert. 

Zu Nummer 5 (Änderung des § 52 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Einfügung eines Satzes 3) 

Nach geltendem Recht ist im Fall der Nachgründung der Ver- 
trag ab der Einberufung der Hauptversammlung, die über die 
Zustimmung beschließen soll, in dem Geschäftsraum der Ge- 
sellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. Die Aktio- 
näre können zudem eine Abschrift des Vertrags verlangen. 
Künftig soll den Gesellschaften die Möglichkeit eröffnet 
werden, den Vertrag alternativ über ihre Intemetseite zugäng- 
lich zu machen. Über eine Intemetveröffentlichung lässt sich 
der Bürokratieaufwand für die Gesellschaften verringern und 
zugleich der Zugang zu der Information vor allem für orts- 
fremde oder sogar im Ausland ansässige Aktionäre vereinfa- 
chen. Für geschlossene kleine Gesellschaften kann allerdings 
auch das bisherige Verfahren der Auslegung in den Ge- 
schäftsräumen sinnvoll sein, das daher nicht vollständig auf- 
gegeben werden soll. 

Eine entsprechende Regelung wurde in § 175 Abs. 2 AktG 
hinsichtlich der vor der ordentlichen Hauptversammlung zu- 
gänglich zu machenden Unterlagen bereits durch das Gesetz 
über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsre- 
gister sowie das Unternehmensregister (EHUG) (BGBl. 
2006 I S. 2553) eingefügt und soll nunmehr über die Rege- 
lung in § 52 AktG hinaus auch in weiteren Vorschriften des 
AktG vorgenommen werden, die bisher im Vorfeld der Ver- 
sammlung allein die Auslegung von Unterlagen in den Ge- 
schäftsräumen bzw. die Erteilung von Abschriften, nicht aber 
die alternative Intemetveröffentlichung vorsehen (z. B. 
§§ 179a, 293f oder § 327c AktG). 

In Umsetzung von Artikel 5 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe c der 
Aktionärsrechterichtlinie müssen börsennotierte Gesell- 
schaften den Vertrag künftig nach § 124a Satz 1 Nr. 3 AktG in 
Verbindung mit dem bisherigen § 52 Abs. 2 Satz 4 AktG oh- 
nehin verpflichtend über ihre Intemetseite zugänglich ma- 
chen. Die Regelung über die alternative Auslegung bzw. Er- 
teilung von Abschriften wird aber dennoch nicht auf nicht- 
börsennotierte Gesellschaften beschränkt, da die bisherige 
neutrale Formulierang unschädlich ist und zudem Missver- 
ständnisse hinsichtlich der ebenfalls in § 52 Abs. 2 AktG for- 
mulierten Pflicht vermeidet, den Vertrag in der Hauptver- 
sammlung zugänglich zu machen (vgl. hierzu zu Buch- 
stabe b), die einheitlich für nichtbörsermotierte und börsen- 
notierte Gesellschaften gelten muss. 

Zu der nunmehr an verschiedenen Stellen in das Gesetz ein- 
gefügten Möglichkeit bzw. Verpflichtung, Informationen 
über die Intemetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen, 
ist allgemein anzumerken, dass Unterbrechungen des Inter- 
netzugangs, die nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig von der 
Gesellschaft herbeigeführt worden sind, und Unterbrechun- 
gen, die z. B. der Systemwartung dienen, selbstverständlich 
nicht die Erfüllung der Offenlegungspflicht berühren. 
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Zu Doppelbuchstabe bb (Änderung des bisherigen Satzes 4) 

Derzeit ist der Vertrag in der Hauptversammlung selbst „aus- 
zulegen“. Dies bedeutet, dass Vervielfältigungen des Ver- 
trags zur Einsichtnahme vorgehalten werden müssen. Die 
nunmehr vorgeschlagene Formulierung „zugänglich zu ma- 
chen“ gibt die bisherige Medienfestlegung auf Papier auf und 
dient damit zugleich dem Abbau des Bürokratieaufwandes 
im Rahmen der Versammlung. Sie soll es den Gesellschaften 
ermöglichen, sich von Kopien in Papierform zu verabschie- 
den und den Aktionären stattdessen die Information elektro- 
nisch zu geben (z. B. über bereitgestellte Monitore). Entspre- 
chende Änderungen werden auch in weiteren Vorschriften 
des AktG vorgenommen, die bislang die „Auslegung“ von 
Unterlagen in der Versammlung vorschreiben. 

Zu den Buchstaben b bis d (Änderung der Absätze 4, 6 und 7) 

Durch die weiteren Änderungen von § 52 AktG wird Arti- 
kel 1 Nr. 3 der Änderungsrichtlinie umgesetzt. Danach gelten 
die Artikel 10a und 10b der Kapitalrichtlinie für den in Arti- 
kel 1 1 der Kapitalrichtlinie in Grundzügen geregelten Nach- 
gründungsfall entsprechend. 

Die entsprechende Anwendung der Artikel 10a und 10b im 
Rahmen von Artikel 1 1 der Kapitalrichtlinie räumt den Mit- 
gliedstaaten die Option ein, auch bei der Nachgründung von 
einer externen Wertprüfung abzusehen, wenn die Gesell- 
schaft unter den Voraussetzungen des § 52 AktG Vermögens- 
gegenstände erwerben soll, für deren Bewertung in den durch 
die Kapitalrichtlinie abschließend vorgegebenen Fallgrup- 
pen klare Anhaltspunkte vorliegen. Von der Option ist schon 
aus Gründen der Gleichbehandlung Gebrauch zu machen. 
Die Situation der Nachgründung unterscheidet sich nicht er- 
heblich von derjenigen einer Sachgründung. Mit Hilfe des 
Nachgründungsrechts soll vor allem eine Umgehung der 
strengen Vorgaben des Sachgründungsrechts verhindert 
werden (vgl. BGH, Urteil vom 20. November 2006, II ZR 
176/05, DB 2007, 212). Ist aber bereits im Grundfall eine 
externe Prüfung entbehrlich, bedarf es ihrer auch im „Umge- 
hungsfall“ nicht. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 4) 

Nach § 52 Abs. 4 Satz 1 AktG hat eine Prüfung durch einen 
oder mehrere Gründungsprüfer stattzufmden. Für diese Prü- 
fung gelten § 33 Abs. 3 bis 5, die §§34 und 35 AktG entspre- 
chend. Der neu eingefügte Satz 3 erlaubt der Gesellschaft, 
hiervon abzusehen, soweit nach § 33a AktG eine Gründungs- 
prüfung nicht erforderlich wäre. Wird hiervon Gebrauch ge- 
macht, entfällt das Erfordernis der externen Prüfung; die 
übrigen Voraussetzungen einer wirksamen Nachgründung 
bleiben davon unberührt. 

Zu Buchstabe c (Änderung des Absatzes 6) 

Nach § 52 Abs. 6 Satz 1 AktG hat der Vorstand den Vertrag 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden; § 52 
Abs. 6 Satz 2 AktG bestimmt, welche Unterlagen der Anmel- 
dung zum Handelsregister beizufugen sind. Findet eine 
externe Prüfung nicht statt, sind bei der Anmeldung - teils er- 
gänzend und teils ersetzend - die besonderen Voraussetzun- 
gen des § 37a AktG entsprechend zu beachten. Zur Anmel- 
dung ist der Vorstand berechtigt und verpflichtet. Die Anmel- 
denden haben in der Anmeldung u. a. zu erklären, dass von 


einer externen Prüfung abgesehen wird. Insbesondere haben 
sie die Versicherung gemäß § 37a Abs. 2 AktG abzugeben 
und für deren Vollständigkeit und Richtigkeit zivilrechtlich 
(§ 53 AktG) sowie strafrechtlich (§ 399 AktG) die Verant- 
wortung zu übernehmen. An die Stelle der Einbringung tritt 
im Fall der Nachgründung sinngemäß der Erwerb durch die 
Gesellschaft. 

Zu Buchstabe d (Änderung des Absatzes 7) 

§ 52 Abs. 7 AktG regelt das Prüfungsrecht des Registerge- 
richts bei der Nachgründung. Durch die entsprechende An- 
wendung von § 38 Abs. 3 AktG wird gewährleistet, dass un- 
ter gegebenen Voraussetzungen eine registergerichtliche prä- 
ventive Werthaltigkeitsprüfung der zu erwerbenden Vennö- 
gensgegenstände unterbleibt. Das Gericht prüft lediglich, ob 
die Anmeldung einschließlich der besonderen Erklärung 
nach Inhalt und Form den gesetzlichen Anforderungen ent- 
spricht. Lediglich bei offenkundiger und erheblicher Überbe- 
wertung kann das Gericht die Eintragung ablehnen. Ein be- 
sonderes Verfahren zur Erzwingung einer Neubewertung 
sieht die Richtlinie für den Fall der Nachgründung (anders als 
für den Fall der Kapitalerhöhung) nicht vor. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu den Nummern 1 
bis 4 verwiesen (Einfügung der §§ 33a und 37a, Änderung 
der§§ 34 und 38 AktG). 

Zu Nummer 6 (Änderung des § 7 1 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

Die Geltungsdauer der Ermächtigung durch die Hauptver- 
sammlung zum Erwerb eigener Aktien wird entsprechend 
der aus der Richtlinie 2006/68/EG folgenden Option von bis- 
her höchstens 18 Monaten auf höchstens fünf Jahre verlän- 
gert. Die Änderung entspricht den Bedürfnissen der Praxis. 
Dadurch entfällt das schwerfällige und vielfach unnötige Er- 
fordernis, eine Vorratsermächtigung alljährlich von der Jah- 
reshauptversammlung erneuern zu lassen. Die Geltungs- 
dauer des Ermächtigungsbeschlusses kann nach neuem 
Recht von Fall zu Fall festgelegt werden. Die Höchstdauer 
von fünf Jahren entspricht auch derjenigen in § 202 Abs. 1 
AktG für die Schaffung genehmigten Kapitals und erscheint 
noch geeignet, das Recht der Aktionäre, über Kapitalmaß- 
nahmen grundsätzlich selbst zu entscheiden, effektiv zu ge- 
währleisten. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 3) 

§ 7 1 Abs. 3 Satz 3 AktG verpflichtet die Gesellschaften, die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
über eine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Sin- 
ne des §71Abs.lNr. 8 AktG zu unterrichten. Hatten die Un- 
ternehmen in der Anfangszeit nur zurückhaltend von diesen 
Vorratsbeschlüssen Gebrauch gemacht, so ist dies heute 
regelmäßig der Fall. Die Aufsichtspraxis hat mittlerweile er- 
geben, dass die bloße Ermächtigung des Vorstandes zum 
Rückkauf eigener Aktien keine erhebliche Kursrelevanz hat. 
Es besteht daher kein Informationsbedürfnis der BaFin, da 
die Ermächtigung keinen Anlass darstellt, eine Insider- 
analyse zu begiimen. Da die Meldepflicht keinen darüber 
hinausgehenden Zweck erfüllt und sowohl für die Unterneh- 
men als auch die BaFin mit Kosten verbunden ist, ist sie auf- 
zuheben. 
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Nach wie vor für die Überwachung des Marktes relevant ist 
demgegenüber der tatsächliche Start des Rückkaufpro- 
gramms, der regelmäßig mit einer Ad-hoc-Mitteilung nach 
§ 1 5 WpHG bekannt gemacht wird. 

Im Jahr 2007 wurden der BaF in nach § 71 Abs. 3 Satz 3 AktG 
ca. 265 Ennächtigungen zum Erwerb eigener Aktien ange- 
zeigt (2005 und 2006: je ca. 230; 2002 bis 2004: je ca. 210). 
Die hierdurch entstandenen Bürokratiekosten können ange- 
sichts dieser geringen Zahl in einem vereinfachten Verfahren 
ennittelt werden. Die Informationspflicht ist der Kostenklas- 
se „Meldungen bestimmter Tätigkeiten und Berichterstat- 
tungspflichten, die ausgewählte Wirtschaftsbereiche betref- 
fen (hohe Komplexität)“ zuzuordnen. Der Kostenfaktor 
dieser Kostenklasse beträgt 26,06 Euro. Der Wegfall der 
Unterrichtungspflicht führt somit zu einer Entlastung von 
ca. 6 905,90 Euro (265 x 26,06 Euro). 

Zu Nummer 7 (Änderung des § 1 1 8 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

Nach geltendem Recht kann die Satzung oder Geschäftsord- 
nung die Übertragung der Hauptversammlung in Ton und 
Bild vorsehen. In Umsetzung von Artikel 8 der Aktionärs- 
rechterichtlinie wird nun Satzungsautonomie auch hinsicht- 
lich der aktiven Teilnahme an der Versammlung auf elektro- 
nischem Weg gewährt. Eine solche Teilnahme soll nicht 
zwingend vorgeschrieben werden, darf aber auch gesetzlich 
nicht untersagt werden (Verhinderungsverbot); vielmehr 
muss es den Gesellschaften gesetzlich ermöglicht werden, 
entsprechende Verfahren einzurichten. Sie bleiben freilich 
völlig frei, ob sie von dieser Möglichkeit Gebrauch machen 
wollen. 

Durch die Einführung der neuen Medien soll die Mifwir- 
kungsmöglichkeit der Aktionäre am Entscheidungsprozess 
der Hauptversammlung verbessert werden. Ein wirksames 
Mittel, um auf die weltweite Streuung der Aktien und die In- 
temationalisierung der Aktionärs Struktur zu reagieren, kann 
die Onlinehauptversammlung sein, bei der Aktionäre nicht 
nur passiv über das Internet zuschauen, sondern bei der die 
Onlinezuschaltung als echte aktienrechtliche Teilnahme gilt 
und die Ausübung von Aktionärsrechten - vor allem des 
Stimmrechts - in Echtzeit möglich ist. Dabei geht es aber 
nicht um die Einführung der sog. virtuellen Hauptversamm- 
lung, also der Versammlung, die in keinem physischen Raum 
mehr stattfindet und deren Versammlungsort der Cyberspace 
ist, denn eine Präsenzhauptversammlung ist zunächst immer 
noch als die Basis gedacht, an der Aktionäre online zuge- 
schaltet teilnehmen. Da theoretisch auch alle Aktionäre zuge- 
schaltet sein können, kommt die Regelung im Ergebnis der 
„virtuellen Hauptversammlung“ aber nahe. 

Die Aktionärsrechterichtlinie sieht ,oede Form der Teilnah- 
me an der Hauptversammlung auf elektronischem Wege“ vor 
(Artikel 8 Abs. 1). Sie nennt die Direkt- oder Liveübertra- 
gung der Versammlung, so dass der Aktionär die Verhandlun- 
gen etwa auf einem Monitor verfolgen karm. Diese Möglich- 
keit findet sich bereits im bisherigen § 118 Abs. 3 AktG 
(künftig Absatz 4). Die bestehende Regelung genügt der 
Richtlinienvorgabe. Die Richtlinie verlangt ferner die Er- 
möglichung einer „Zweiweg-Direktverbindung, die dem Ak- 
tionär die Möglichkeit gibt, sich von einem entfernten Ort aus 
an die Hauptversammlung zu wenden“ - gefordert ist hier al- 


so die Zulassung der Onlinezuschaltung des Aktionärs und 
zwar nicht nur einseitig als passiver Zuschauer der Debatte in 
der Versammlung, sondern als Zwei- Wege- Verbindung in 
Echtzeit von einem entfernten Ort aus mit der Möglichkeit ei- 
gener Intervention. Solche Rechte online zugeschalteter Ak- 
tionäre kennt das deutsche Recht bisher nicht. 

Dem online in der Hauptversammlung zugeschalteten und 
rechtlich teilnehmenden Aktionär kann neben der Teilnahme 
durch Fragen und Redebeiträge auch die Abstimmung in 
Echtzeit ermöglicht werden. Insbesondere können Stimm- 
rechte direkt als einseitige Willenserklärungen gegenüber der 
Gesellschaft abgegeben werden und nicht nur über den Um- 
weg eines Stimmrechtsvertreters. 

Freilich zwingt die Richtlinie nur den Gesetzgeber zur Ein- 
räumung solcher Möglichkeiten, nicht aber die Gesellschaf- 
ten zur Annahme dieses Angebots. Deshalb ist die Einräu- 
mung der Satzungsautonomie in Absatz 1 sehr weit ausge- 
staltet und kann die Hauptversammlung alle denkbaren Zwi- 
schenstufen bestimmen. Sie kann die Ausübung nur 
einzelner Rechte online eröffnen (z. B. nur Stimmrecht), sie 
kann die Rechte auch nur teilweise für die Onlinefeilnahme 
eröffnen (z. B. Fragerecht ohne Recht auf Antwort, Stimm- 
recht ohne Recht zur Onlineabgabe eines Widerspruchs zur 
Niederschrift). Die Möglichkeit zur Differenzierung zwi- 
schen physisch präsenten und online zugeschalteten Aktio- 
nären ist ausdrücklich gesetzlich eröffnet und steht folglich 
nicht im Widerspruch zu § 53a AktG. 

Die Einzelheiten und die Reichweite der Onlineteilnahme 
kann die Satzung regeln. Dem steht Artikel 8 Abs. 2 der Ak- 
tionärsrechterichtlinie nicht entgegen, wo es alleine um den 
„Einsatz technischer Mittel“ geht. Nur deren Einsatz darf 
nicht ungebührlich erschwert werden. 

Nach § 118 Abs. 1 AktG muss die Satzung die Möglichkeit 
der Onlineteilnahme an der Hauptversammlung nicht unmit- 
telbar regeln, sondern kann auch den Vorstand dazu ermäch- 
tigen, solche Regelungen zu treffen. Eine Kompetenzverla- 
gerung auf den Vorstand erscheint schon deshalb sinnvoll, 
weil die Eröffnung der Möglichkeit zur Onlineteilnahme im 
Einzelfall auch maßgeblich davon abhängig sein wird, wel- 
che technischen Lösungen zu ihrer Realisierung auf dem 
Markt angeboten werden (zu denken ist hier etwa an Lösun- 
gen zur sicheren Identifizierung des online teilnehmenden 
Aktionärs, zur automatischen Aufzeichnung seiner Teil- 
nahme im Teilnehmerverzeichnis oder zur laufenden auto- 
matischen Überprüfung des Bestehens einer störungsfreien 
Verbindung zu ihm). Starre Satzungsregelungen könnten hier 
hinderlich sein. 

Möglich ist auch eine Zwischenlösung, nach der die Satzung 
nur einige grundlegende Vorgaben macht und den Vorstand 
ermächtigt, nähere Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. 
Angesichts der weitgehenden Möglichkeit zur Kompetenz- 
übertragung auf den Vorstand musste diese weniger weitge- 
hende Möglichkeit nicht ausdrücklich im Gesetz geregelt 
werden. 

Online teilnehmende Aktionäre sind „erschienen“ und zäh- 
len zur Präsenz. Soweit den online teilnehmenden Aktionä- 
ren das Stimmrecht gewährt wird, ist es daher auch künftig 
möglich, das Subtraktionsverfahren anzuwenden, indem 
man die Gegenstimmen und die Enthaltungen der physisch 
anwesenden und der online teilnehmenden Aktionäre von der 
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Gesamtpräsenz abzieht. Im Einzelnen obliegt die Ausgestal- 
tung des Verfahrens der Gesellschaft. 

Die Regelungen über die Onlineteilnahme an der Hauptver- 
sammlung werden durch einen Anfechtungsausschluss in 
§ 243 Abs. 3 Nr. 1 AktG ergänzt, der die Gefahren techni- 
scher Störungen berücksichtigt. Auf die dortige Begründung 
wird verwiesen. 

Die Anfechtungsbefugnis aus § 245 AktG ist ungeachtet der 
Form der Teilnahme grundsätzlich gegeben. Eine ausdrückli- 
che Änderung des § 245 AktG ist nicht notwendig, denn nach 
dem Verständnis des Umsetzungsentwurfs ist der online zu- 
geschaltete Aktionär „in der Hauptversammlung erschie- 
nen“. Dies ergibt sich nicht nur aus der Austauschbarkeit der 
Rechtsbegriffe, sondern auch aus dem Zusamiuenspiel der 
Regelungen in § 243 Abs. 3 Nr. 1 (neu) und § 245 Nr. 1 
AktG: Der Ausschluss der Beschlussanfechtung für techni- 
sche Störungen in bestimmten Fällen bedeutet gleichzeitig, 
dass die Anfechtung in anderen Fällen der Onlineteilnahme 
möglich ist. Zur Anfechtung befugt ist aber nur, wer gegen 
den Beschluss Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat. Der 
online teilnehmende Aktionär ist also als erschienener Aktio- 
när anzusehen und die Satzung kann ihm die Möglichkeit 
einräumen, online Widerspruch zur Niederschrift zu erklä- 
ren. 

Dieses Verständnis der Onlineteilnahme als „Erscheinen“ be- 
schränkt sich nicht auf die §§ 243 und 245 AktG, sondern gilt 
beispielsweise auch bei § 121 Abs. 6, § 129 Abs. lSatz2und 
§ 132 Abs. 2 AktG. 

Die Aktionärsrechterichtlinie beinhaltet keine Vorgaben für 
das Entscheidungsverfahren, mit dem die Onlineteilnahme 
eingeführt wird. Der Entwurf sieht insofern einen satzungs- 
ändemden Beschluss oder einen Basisbeschluss und eine 
weitgehende Ermächtigung des Vorstands zur Regelung in 
der Sache und im Verfahren vor. 

Der Vorstand hat unter Beachtung und als Ausprägung der 
allgemeinen Sorgfaltspflicht nach § 93 AktG der Online- 
teilnahiue und Onlineausübung von Rechten von Aktionären 
an der Versammlung sowie bei allen in diesem Gesetz vor- 
gesehenen Mitteilungen, Bekanntmachungen und Veröffent- 
lichungen und bei der Entgegennahiue von Anträgen oder 
Stimmrechtsvollmachten auf elektronischem Wege die 
Sicherheit der eingesetzten technischen Systeme mit Maß- 
nahmen zu gewähren, die dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechen. Die Verwendung elektronischer Signaturen 
nach dem Signaturgesetz ist nicht erforderlich. 

Zu Buchstabe b (Einfügung eines neuen Absatzes 2) 

Eine Briefwahl kennt das deutsche Recht bisher nicht. Arti- 
kel 1 2 der Aktionärsrechterichtlinie zwingt dazu, eine solche 
gesetzlich zu ermöglichen. Der entscheidende Unterschied 
zur Stimmabgabe des online zugeschalteten Aktionärs be- 
steht darin, dass der Erklärende bei der Briefwahl rechtlich 
nicht als „Teilnehmer“, als „anwesend“, als „in der Hauptver- 
sammlung erschienen“ qualifiziert wird. Die über einen Bild- 
schirmdialog abgegebene Stimme wäre also Briefwahl, die 
im Rahmen einer Onlinezuschaltung in gleicher Weise abge- 
gebene Stimme wäre die Stimmabgabe unter Anwesenden. 
Anders als bei der Onlinezuschaltung kann die Stimme schon 
einige Zeit vor der Versammlung abgegeben werden. Für den 
Nutzer ähnelt dieser Vorgang der vor der Versammlung er- 


teilten Stimmrechtsvolhuacht mit Einzelweisungen, wie sie 
unser bisheriges Recht bereits kennt. Bei vielen Gesellschaf- 
ten sind die technischen Einrichtungen für die Online- 
weisungserteilung bereits vorhanden und könnten auch für 
die Onlineteilnahme genutzt werden. 

Eine Beschlussanfechtung ist im Falle der Briefwahl nicht 
möglich, da der Aktionär nicht an der Hauptversammlung 
teilnimmt, nicht als „Teilnehmer“ qualifiziert wird und folg- 
lich auch keinen Widerspruch zur Niederschrift erklären 
karm. 

Briefwahlstimmen sind „abgegebene Stimmen“ im Sinne 
von § 1 33 AktG; auch sie gehören zu dem bei der Beschluss- 
fassung vertretenen Grundkapital. Die Stiiumabgabe per 
Briefwahl schließt die Anwendung des Subtraktionsprinzips 
nicht aus. Die Zahl der Ja-Stimmen aus den Briefwahlstim- 
men muss dem Ergebnis der Ja-Stimmen der teilnehmenden 
Aktionäre, welches ggf im Subtraktionsverfahren emiittelt 
wird, hinzugerechnet werden. Zu den Einzelheiten kann die 
Gesellschaft Verfahrensvorkehrungen treffen. 

Zu Buchstabe c (Änderung des bisherigen Absatzes 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung des 
neuen Absatzes 2. 

Zu Buchstabe d (Änderung des bisherigen Absatzes 3) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung des 
neuen Absatzes 2 sowie um eine Angleichung an die Rege- 
lungsmöglichkeiten der Satzung in den Absätzen 1 und 2. 
Auch hier erscheint die Möglichkeit sinnvoll, die Entschei- 
dungsbefugnis dem Vorstand zu übertragen. 

Zu Nummer 8 (Änderung des § 120 AktG) 

Die Bestimmungen können aufgehoben werden, weil sie be- 
reits in § 1 75 (für die Zeit von der Einberufung bis zur Haupt- 
versammlung) und § 176 AktG (für die Versammlung) ent- 
halten sind. 

Zu Nummer 9 (Änderung des § 121 AktG) 

Die Regelungen zur Einberufung der Hauptversammlung 
werden neu strukturiert: § 121 Abs. 3 AktG betrifft künftig 
den Inhalt der Einberufung, während die bisher auf die 
Absätze 3 und 4 verteilten Regelungen zur Art und Weise der 
Bekanntmachung in Absatz 4 zusammengefasst werden, für 
börsennotierte Gesellschaften ergänzt um eine Verbreitungs- 
pflicht nach dem neu eingefügten Absatz 4a. Das Fristenre- 
gime im Vorfeld der Hauptversammlung wird neu geordnet 
und vereinfacht, ln einem neu angefügten Absatz 7 sind all- 
gemeine Berechnungsregeln für Fristen und Termine vorge- 
sehen. 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 3) 

Absatz 3 wird auf Regelungen zum Inhalt der Einberufung 
beschränkt. Neu vorgesehen ist dabei, dass die Tagesordnung 
nicht mehr, wie derzeit in § 124 Abs. 1 Satz 1 AktG vorgese- 
hen, „bei der Einberufung“, sondern zwingend als integrier- 
ter Bestandteil der Einberufung selbst bekannt zu machen ist. 
Diese Vorgabe ergibt sich für börsermotierte Gesellschaften 
aus Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe a der Aktionärsrechtericht- 
linie. Im Ergebnis handelt es sich hierbei aber nur um eine 
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sprachliche Anpassung, da Einberufung und Tagesordnung 
bereits heute regelmäßig in einem Text bekannt gemacht wer- 
den. Daher kann die Änderung ohne zusätzliche Belastung 
auch auf nichtbörsermotierte Gesellschaften ausgedehnt wer- 
den. 

Nichtbörsennotierte Gesellschaften werden zudem entlastet, 
indem die bisher alle Gesellschaften treffende Verpflichtung, 
in der Einberufung die Bedingungen für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts auf- 
zuführen, künftig nach Satz 3 Nr. 1 auf börsennotierte Gesell- 
schaften beschränkt wird. Eine solche Information ist gerade 
bei kleinen Aktiengesellschaften mit überschaubarem Aktio- 
närskreis häufig unnötig und soll daher - auch im Vergleich 
zur Gesellschaft mit beschränkter Haftung - nicht zwingend 
gefordert werden. 

Börsennotierte Gesellschaften müssen darüber hinaus nach 
Satz 3 folgende zusätzliche Inforaiationen in die Einberu- 
fung aufnehmen: 

Nach Nummer 1 ist das Datum des Nachweisstichtags nach 
§ 123 Abs. 3 AktG anzugeben (Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe c 
der Aktionärsrechterichtlinie). Die in der Richtlinie zusätz- 
lich geforderte (warnende) Erläuterung, dass nur Personen 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Stimm- 
abgabe berechtigt sind, die an dem Stichtag Aktionäre sind, 
wird bereits von der allgemeinen Formulierung in § 121 
Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 AktG („Voraussetzungen für die Teil- 
nahme“) erfasst und muss daher nicht ausdrücklich erwähnt 
werden. 

Nach Nummer 2 sind zudem Angaben zu bestimmten Ver- 
fahren bei der Stimmabgabe aufzunehmen, und zwar zum ei- 
nen für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 
(Buchstabe a), zum anderen - soweit nach der Satzung zuläs- 
sig - für den Fall der Stimmabgabe per Briefwahl oder im 
Wege elektronischer Kommunikation (Buchstabe b; vgl. 
hierzu die Änderung des § 1 18 AktG). Hinsichtlich der Stim- 
mabgabe durch einen Vertreter ist insbesondere ein Hinweis 
auf die Formulare für die Bestellung des Bevollmächtigten 
aufzunehmen (vgl. auch § 30a Abs. 1 Nr. 5 WpHG) sowie auf 
die Art und Weise, wie der Gesellschaft der Nachweis über 
die Bestellung des Bevollmächtigten elektronisch übermit- 
telt werden kann (vgl. hierzu die Änderung des § 134 Abs. 3 
AktG in Nummer 20). Bei der Satzungsregelung zur Abstim- 
mung durch Briefwahl kommt die Stimmabgabe auf einem 
Papiermedium oder auf elektronischem Wege, etwa per Bild- 
schirmdialog oder E-Mail, gleichermaßen in Betracht. 

Nummer 3 setzt Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe b Unterbuchstabe i 
der Aktionärsrechterichtlinie um. Nach dieser Richtlinien- 
vorgabe sind in der Einberufung Angaben zu dem Recht der 
Aktionäre aufzunehmen, die Tagesordnung um neue Punkte 
zu ergänzen oder Gegenanträge zu bereits in der Tagesord- 
nung vorgesehenen Punkten zu stellen. Weiter ist das Aus- 
kunftsrecht der Aktionäre zu erläutern. Bei beiden Punkten 
kann sich die Gesellschaft allerdings auf Angaben zu den je- 
weils einzuhaltenden Fristen beschränken, sofern auf der In- 
temetseite der Gesellschaft eine ausführliche Darstellung des 
jeweiligen Rechts enthalten ist und hierauf in der Einberu- 
fung hingewiesen wird. Fristen sollen konkret berechnet und 
angegeben werden. Der letzte Tag, an dem etwa ein Verlan- 
gen nach § 122 Abs. 2 AktG gestellt werden oder an dem ein 
Antrag nach § 126 AktG zugehen muss, ist mit Datum zu be- 
nennen. Internationale Anleger können mit Angaben wie 


„gemäß der gesetzlichen Frist“ zu wenig anfangen. Den 
Gesellschaften ist die Pflicht zu konkreten Angaben zuzu- 
muten, zumal das neue Fristenregime die Fristen- und 
Temiinberechnung erheblich vereinfacht und Anfechtungs- 
gefahren genommen sind. Ausreichend ist daneben die 
Nennung und gegebenenfalls allgemeinverständliche Dar- 
stellung des Regelungsgehalts der einschlägigen Rechts- 
vorschriften, ergänzt um gesellschaftsspezifische Angaben, 
etwa Adressangaben. Rechtsberatende Ausführungen fordert 
die Bestimmung nicht. Es liegt damit in der Hand der Gesell- 
schaften, den Umfang der Einberufung zu verringern. 

Nach Nummer 4 ist entsprechend der Vorgabe in Artikel 5 
Abs. 3 Buchstabe e der Aktionärsrechterichtlinie in der Ein- 
berufung zudem die Internetseite anzugeben, über die im 
Vorfeld der Hauptversammlung Informationen zugänglich 
gemacht werden (vgl. hierzu Nummer 13 - Einfügung von 
§ 124a AktG). 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 4) 

Absatz 4 fasst die bisherigen Bekarmtmachungsregelungen 
aus Absatz 3 Satz 1 (Bekanntmachung in den Gesellschafts- 
blättern) und Absatz 4 (Einberufung mit eingeschriebenem 
Brief) zusammen. 

Zu Buchstabe c (Einfügung eines Absatzes 4a) 

Ergänzend ist für börsennotierte Gesellschaften, die nicht 
ausschließlich Namensaktien ausgegeben haben und ihre 
Aktionäre unmittelbar über die Einberufung informieren, in 
dem neuen Absatz 4a eine Zuleitungspflicht zwecks Verbrei- 
tung der Information im Sinne von Artikel 5 Abs. 2 der Ak- 
tionärsrechterichtlinie zu regeln. Danach hat die Gesellschaft 
die Einberufung Medien zuzuleiten, bei denen davon ausge- 
gangen werden karm, dass sie die Infomiation an die Öffent- 
lichkeit in der gesamten Gemeinschaft weiterleiten. „Me- 
dien“ im Sinne des Absatzes 4a können dabei auch die Ge- 
sellschaftsblätter im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 sein, also 
insbesondere auch der Betreiber des elektronischen Bundes- 
anzeigers, sofern der vom Gesetz geforderte Verbreitungs- 
dienst von ihnen angeboten wird. 

Zu Buchstabe d (Anfügung eines Absatzes 7) 

Das neue Berechnungsinstrumentarium für Fristen und Ter- 
mine in Absatz 7 soll die Praxis entlasten und Auslegungs- 
spielräume beseitigen. Alle Fristen und Termine des Unter- 
abschnittes des § 121 ff. AktG werden nunmehr von der 
Hauptversammlung zurückberechnet. Das Gesetz stellt aus- 
drücklich klar, dass einheitlich weder der Tag der Versamm- 
lung noch der Tag mitzurechnen ist, an dem ein Erfolg be- 
wirkt oder eine Handlung vorgenommen werden muss. Eine 
Anmeldefrist von sechs Tagen ist danach z. B. so zu bemes- 
sen, dass sechs volle Kalendertage zwischen dem Tag der 
Anmeldung und dem der Versammlung liegen. 

Des Weiteren wird der Begriff des Termins im Sinne des 
Aktienrechts eingeführt. Diese Termine sind juristische 
Sekunden, die auf den Beginn des errechneten Tages, also 
0 Uhr fallen. Solche Termine sind für den Nachweis der Ak- 
tionärslegitimation nach § 123 Abs. 3 Satz 3 AktG und bei 
der Mitteilung nach § 125 Abs. 2 sowie nach § 128 Abs. 1 
AktG vorgesehen. 
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Ein weiterer Kernpunkt der Neuordnung ist die Aufgabe je- 
der Verlegung von einem Sonnabend, Sonntag oder Feiertag 
auf einen zeitlich vorausgehenden oder folgenden Werktag. 
Eine solche Verlegung kommt in Zukunft bei börsennotierten 
Gesellschaften unter keinem Umstand in Betracht, weder bei 
Fristen noch bei Terminen. Ein Feiertags- oder Freizeitschutz 
ist in einem modernen Aktienrecht, dessen Ziel es auch ist, 
die Rechte ausländischer Investoren zu stärken, nicht mehr 
zeitgemäß. Den weltweiten Investoren sind weder Nachfor- 
schungen zu deutschen Feiertagen noch zu den Einzelheiten 
eines zu komplex gewordenen Fristensystems zuzumuten. 
Da die notwendige Berechnungstechnik nunmehr vollstän- 
dig im Aktiengesetz geregelt ist, und um jede Verschiebung 
von Fristenden oder Terminen zu unterbinden, wird die An- 
wendung der §§187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(BGB) klarstellend ausgeschlossen. Nur nichtbörsennotierte 
Gesellschaften körmen abweichende Berechnungsregeln, 
etwa einen Feiertagsschutz oder eine Sonntagsruhe, in der 
Satzung vorsehen. 

Beispiel: Die Hauptversammlung ist am Samstag, dem 
29. April 2010, die sechs Tage Anmeldefrist sind der 28., 27., 
26., 25., 24. und Sormtag der 23. April. Die Anmeldung ist 
folglich spätestens am Samstag, dem 22. April vorzunehmen. 

Zu Nummer 10 (Änderung des § 122 AktG) 

Die Änderung des § 122 Abs. 2 AktG dient der Umsetzung 
von Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a und Abs. 3 Satz 1 der 
Aktionärsrechterichtlinie. Auch nach geltendem Recht hat 
die Minderheit das Recht auf Ergänzung der Tagesordnung. 
Ausdrücklich geregelt ist jedoch nur das Minderheitsrecht 
auf Bekaimtmachung von Gegenständen zur Beschlussfas- 
sung. Die Trennung zwischen Einreichung der Ergänzungs- 
anträge (§ 122 Abs. 2 AktG) und deren nachträglicher Be- 
kanntmachung, wenn die Hauptversammlung bereits einbe- 
rufen ist (§ 124 Abs. 1 Satz 2 AktG in der Fassung des Ent- 
wurfs), schafft Rechtsklarheit sowohl für die Aktionäre als 
auch für den Vorstand. Denn bislang gibt es keine klaren Re- 
geln, bis wann ein Minderheitsverlangen bei der Gesellschaft 
eingegangen sein muss, damit es noch innerhalb der Frist des 
§ 124 Abs. 1 Satz 2 AktG auf die Tagesordnung für die be- 
reits einberufene Versammlung gesetzt werden kann. 

Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften beträgt diese neue 
Einreichungsfrist mindestens 24 Tage. Bei der Berechnung 
der Frist wird nach § 121 Abs. 7, § 122 Abs. 2 Satz 3 Halb- 
satz 2 AktG weder der Tag der Versammlung noch der des 
Verlangens mitgerechnet. Ein Verlangen muss also spätes- 
tens am 25. Tag vor der Versammlung zugehen. Diese Be- 
rechnungsweise ist nunmehr bei allen rückwärts zu berech- 
nenden Fristen in dem Zweiten Unterabschnitt zur Einberu- 
fung der Hauptversammlung gleich. 

Bei börsermotierten Gesellschaften wird die Frist auf min- 
destens 30 Tage verlängert. Die Neufassung steht sicher, dass 
die Bekanntmachung noch vor dem Nachweisstichzeitpunkt 
für den Anteilsbesitz bei Inhaberaktien hegt. Es wird den Ak- 
tionären also ermöglicht, auf den Antrag zu reagieren und ih- 
ren Stimmanteil durch Hinzukauf oder Aktienleihe zu ver- 
größern. Vor allem aber haben die bestehenden Aktionäre 
noch Zeit, sich anzumelden und ihre Stimmabgabe im Hin- 
blick auf die geänderte Tagesordnung zu bedenken. Dem 
Minderheitsgesellschafter bleibt auch bei einer 30-Tage-Frist 
ausreichend Zeit zur Fassung seines Verlangens, selbst dann. 


wenn einmal mit der Mindestfrist nach § 123 Abs. 1 AktG 
einberufen werden sollte. Denn diese Frist wird bei börsen- 
notierten Gesellschaften in der Praxis stets nach § 123 Abs. 2 
Satz 4, Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 AktG um einen ausreichen- 
den Zeitraum (im gesetzlichen Regelfall sechs Tage) verlän- 
gert. 

Zu Nummer 11 (Änderung des § 123 AktG) 

Die Änderungen des § 123 AktG setzen das neue Berech- 
nungskonzept des § 121 Abs. 7 AktG konsequent fort. 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

Die Neuregelung beendet den Streit darüber, ob am 30. oder 
am 31. Tag einzuberufen ist. Da der Tag der Einberufung 
nach § 123 Abs. 1 Satz 2 AktG nicht mitzurechnen ist, muss 
die Einberufung vor dem Ende der Frist, also 0 Uhr des 
30. Tages vor der Versammlung, hegen. Umgekehrt foraiu- 
liert: Es kann nur bis zum Ablauf des 3 1 . Tages vor der Ver- 
sammlung einberufen werden. 

Zu Buchstabe b (Änderung der Absätze 2 bis 4) 

Die Änderungen der Absätze 2 und 3 betreffen die Frist für 
die Anmeldung zur Hauptversammlung und für den Nach- 
weis der Teilnahmeberechtigung sowie die Auswirkungen 
dieser Fristen auf die Einberufungsfrist des Absatzes 1 . 

Soweit in den Satzungen börsennotierter Gesellschaften vor- 
gesehen ist, dass die Frist für die Anmeldung oder den Nach- 
weis z. B. drei Werktage beträgt, sind diese Bestimmungen 
im Hinblick auf die neue Regelung in § 121 Abs. 7 AktG zu 
ändern und die Fristen in Kalendertagen zu bemessen. Auch 
dies gehört zu der Aufgabe des Freizeit- und Feiertagsschut- 
zes im Recht der Hauptversammlung. 

Einer Klarstellung im Gesetzeswortlaut, dass der Nachweis- 
stichpunkt des Absatzes 3 Satz 3 nicht z. B. von einem Sonn- 
tag auf einen Werktag verlegt wird, bedarf es angesichts der 
Neuregelung in § 121 Abs. 7 AktG nicht. Es bedarf daher 
auch keiner gesetzlichen Klarstellung mehr, dass der record 
date als Stichzeitpunkt schon nach bisherigem Recht keine 
Frist gewesen ist. 

Der bisherige Absatz 4 entfällt angesichts der N euregelung in 
§ 121 Abs. 7 AktG. 

Zu Nummer 12 (Änderung des § 124 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung der Überschrift) 

Die Überschrift ist zu ändern, da die Tagesordnung gemäß 
§121 Abs. 3 AktG künftig Bestandteil der Einberufung ist, 
deren Bekanntmachung nunmehr in § 121 Abs. 4 AktG gere- 
gelt ist. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 1) 

Der bisherige Satz 1 karm entfallen, da die Tagesordnung 
künftig Bestandteil der Einberufung ist (§121 Abs. 3 AktG), 
so dass es keiner gesonderten Regelung für ihre Bekaimtma- 
chung bedarf. 

Die Änderung des bisherigen § 124 Abs. 1 Satz 2 AktG ist 
eine Folgeänderung zur Änderung des § 122 Abs. 2 AktG. 
Sie soll gewährleisten, dass die nach § 124 Abs. 4 Satz 1 
AktG für eine Beschlussfassung erforderliche Bekannt- 
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machung der ergänzten Tagesordnungspunkte umgehend er- 
folgt. 

Dabei ist auf der einen Seite zu berücksichtigen, dass der Vor- 
stand eine Mindestfrist zur Prüfung des Ergänzungsantrags 
und Bekaimtmachung der geänderten Tagesordnung benö- 
tigt. Auf der anderen Seite müssen alle Aktionäre baldmög- 
lichst über die geänderte Tagesordnung informiert werden, so 
dass sie auf die Änderungen gegebenenfalls noch durch eine 
rechtzeitige Anmeldung zur Hauptversammlung bzw. Ab- 
stimmung per Brief oder Benennung eines Vertreters 
(vgl. Artikel 6 Abs. 4 Halbsatz 2 der Aktionärsrechtericht- 
linie) reagieren körmen. Soweit die Anträge auf Ergänzung 
der Tagesordnung nicht bereits mit der Einberufung bekarmt 
gemacht wurden, sind sie unverzüglich nach Zugang bei der 
Gesellschaft bekannt zu machen. Das schließt eine kurze 
Frist einer rechtlichen Überprüfung des Antrags nicht aus. 

Der neue Satz 3 dient der weiteren Umsetzung von Artikel 6 
Abs. 4 der Aktionärsrechterichtlinie. Danach müssen börsen- 
notierte Gesellschaften eine auf Antrag von Aktionären ge- 
änderte Tagesordnung „in derselben Weise verfügbar“ ma- 
chen wie die in der Einberufung vorgeschlagene Tagesord- 
nung. Diese Regelung bezieht sich sowohl auf die Art und 
Weise der Bekanntmachung (§ 121 Abs. 4 AktG) als auch auf 
die Zuleitungspflicht des neuen § 121 Abs. 4a AktG. 

Zu Buchstabe c (Änderung des Absatzes 3) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neuregelung von 
§ 121 Abs. 3 AktG, nach dem die Tagesordnung künftig Be- 
standteil der Einberufung ist. 

Zu Nummer 13 (Einfügung eines § 124a AktG) 

Die Einfügung des neuen § 124a AktG dient der Umsetzung 
von Artikel 5 Abs. 4 der Aktionärsrechterichtlinie. Die Rege- 
lung baut die Intemetseite börsennotierter Gesellschaften 
zum zentralen Medium des Informationsaustauschs zwi- 
schen Gesellschaft und Aktionär aus und dient der Erleichte- 
rung des Zugriffs auf die hauptversammlungsrelevanten In- 
formationen. Bislang existiert bereits eine Empfehlung in 
Nummer 2.3.1 des Corporate Governance Kodex, nach der 
die vom Gesetz für die Hauptversammlung verlangten Be- 
richte und Unterlagen einschließlich des Geschäftsberichts 
leicht zugänglich auf der Intemetseite der Gesellschaft zu- 
sammen mit der Tagesordnung veröffentlicht werden sollen. 
Künftig müssen börsennotierte Gesellschaften alsbald nach 
der Einbemfung einer Versammlung folgende Informationen 
über ihre Intemetseite zugänglich machen. „Alsbald“ bedeu- 
tet, dass diese Informationen nach der Bekanntmachung im 
elektronischen Bundesanzeiger auf die Untemehmensweb- 
site eingestellt werden müssen, was aber erfahmngsgemäß 
schon wegen der betriebsintemen Abläufe und der erforderli- 
chen Technik eine gewisse Zeit benötigt. 

Zu veröffentlichen sind nach § 124a Satz 1 Nr. 1 AktG zu- 
nächst der Inhalt der Einbemfung (§ 121 Abs. 3 AktG) und 
damit insbesondere die Tagesordnung einschließlich der zu 
den einzelnen Punkten bekanntzumachenden Beschlussvor- 
schläge (§ 124 Abs. 3 AktG). 

ln Umsetzung von Artikel 5 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe d der 
Aktionärsrechterichtlinie sind nach § 124a Satz 1 Nr. 2 AktG 
die Tagesordnungspunkte zu erläutern, hinsichtlich derer 


kein Beschluss der Hauptversammlung herbeigeführt wer- 
den soll. 

Nach § 124a Satz 1 Nr. 3 AktG sind sämtliche Unterlagen 
einzustellen, die in der Hauptversammlung zugänglich zu 
machen sind. Dies betrifft etwa die in § 52 Abs. 2, den 
§§ 176, 179a Abs. 2 oder § 293g AktG genannten Dokumen- 
te. 

Des Weiteren sind nach § 124a Satz 1 Nr. 4 AktG die Gesamt- 
zahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einbem- 
fung anzugeben. Eigene Aktien sind einzurechnen. 

Nach § 124a Satz 1 Nr. 5 AktG sind von der Gesellschaft ver- 
bindlich vorgegebene Formulare für die Stimmabgabe durch 
einen Bevollmächtigten oder für die Stimmabgabe durch 
Briefwahl einzustellen, sofern sie nicht bereits mit der Einbe- 
rufung allen Aktionären übermittelt worden sind. 

Die durch Artikel 5 Abs. 4 Satz 2 der Aktionärsrechterichtli- 
nie eröffnete Möglichkeit, bei technischen Schwierigkeiten 
die Bereitstellung der Formulare in Papierform ausreichen zu 
lassen, wird nicht wahrgenommen. Derartige Schwierigkei- 
ten sind in Anbetracht der bereits jetzt vorhandenen hohen 
Intemetpräsenz börsennotierter Gesellschaften in Deutsch- 
land kaum denkbar. Im Übrigen sind von der Gesellschaft 
nicht zu vertretende, vorübergehende Störungen des Inter- 
nets und kurzzeitige Unterbrechungen, die z. B. der System- 
wartung dienen, unschädlich. 

§ 124a Satz 2 AktG ergänzt Satz 1 um die Pflicht zur Bereit- 
stellung etwaiger Beschlussvorlagen von Aktionären, die 
nach Einberufung der Hauptversammlung eingebracht wur- 
den und damit nicht mit der ursprünglichen Tagesordnung 
bekarmt gemacht werden konnten (vgl. insoweit Artikel 5 
Abs. 4 Satz 1 Buchstabe d der Aktionärsrechterichtlinie). 

Ein Verstoß gegen § 124a AktG wird nach § 405 Abs. 3a 
Nr. 3 AktG als Ordnungswidrigkeit geahndet. Eine Anfech- 
tungsklage lässt sich aber auf einen solchen Verstoß nach 
§ 243 Nr. 2 AktG nicht stützen (siehe auch Begründung zu 
Nummer 37 Buchstabe b zur Änderung des § 243 Abs. 3 
AktG). 

Das Zugänglichmachen der Anträge nach § 126 Abs. 1 Satz 1 
und der Vorschläge nach § 127 AktG, ist wegen des Anfech- 
tungsausschlusses in § 243 Nr. 2 bewusst nicht in § 124a, 
sondern in den §§126 und 127 AktG gesondert geregelt. 

Zu Nummer 14 (Änderung des § 125 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1 ) 

Die Mitteilungsfrist nach § 125 Abs. 1 AktG soll, wie alle an- 
deren Fristen des zweiten Unterabschnitts zur Einberufung 
der Hauptversammlung, von der Versammlung zurückbe- 
rechnet werden. 

Der Zeitpunkt des 21. Tages vor der Versammlung lässt 
börsennotierten Gesellschaften hinreichend Zeit, Ergän- 
zungsverlangen (die nach der Neuregelung in § 122 Abs. 2 
AktG mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen 
müssen) in die mitzuteilende Tagesordnung aufzunehmen. 
Es wird durch die rückwärts laufende Frist sichergestellt, 
dass es zu keinem Doppelversand kommt, nur weil unmittel- 
bar vor Ablauf der Mitteilungsfrist noch ein Ergänzungsan- 
trag eingeht. Diese für die Gesellschaften mit unnötigen Kos- 
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ten verbundene Sachlage ist durch die neue Fristenregelung 
ausgeschlossen. 

Für die nichtbörsennotierten Gesellschaften gilt nach § 122 
Abs. 2 AktG für den Ergänzungsantrag nunmehr eine 
24-Tage-Frist. Geht ein Verlangen am 25. Tag vor der Ver- 
sammlung bei einer nichtbörsennotierten Gesellschaft ein, 
kann die vor dem 2 1 . Tag mitzuteilende Tagesordnung ggf. 
nicht mehr geändert werden, ln diesem Fall genügt deswegen 
nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG eine Bekanntmachung nach 
§ 124 Abs. 1 AktG, also unverzüglich nach Zugang des Ver- 
langens. Das ist bei der nichtbörsermotierten Gesellschaft 
ohne größeren Aufwand möglich, da sie in der Regel per ein- 
geschriebenem Brief einberuft (§ 124 Abs. 4 AktG). 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 2) 

ln technischer Hinsicht wird § 125 Abs. 2 AktG zunächst an 
die Berechnungsgrundsätze für Fristen und Termine des 
§121 Abs. 7 AktG angepasst. 

Nach dem neu angefügten § 125 Abs. 2 Satz 2 AktG kann die 
Satzung die Übermittlung auf den elektronischen Weg be- 
schränken. Sie kann dabei natürlich auch einen spezifischen 
Weg auswählen (z. B. elektronisches Postfach). Schon bisher 
kormte die Mitteilung elektronisch übermittelt werden, weil 
der Begriff „Mitteilung“ keine bestimmte Forai vorgab. Mit 
der Neuregelung soll den Gesellschaften nunmehr die Mög- 
lichkeit gegeben werden, die Übermittlung ganz oder teil- 
weise (etwa nur für den Nachversand oder nur für die Aktio- 
näre, die auf elektronischem Wege erreichbar sind, deren 
E-Mail-Adressen bekannt sind) auf Elektronik umzustellen. 
Ein kompletter Ausschluss des Papierversands wäre danach 
möglich, ist gegenwärtig mit Rücksicht auf Präsenzgesichts- 
punkte aber insbesondere bei Gesellschaften mit Inhaberak- 
tien noch nicht zu erwarten. Dennoch besteht kein Grund, 
diesen Weg nicht schon heute zu eröffnen. Bei einer solchen 
Umstellung auf elektronische Übermittlung sind die Voraus- 
setzungen des § 30b Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe d WpÜG zu be- 
achten. 

Zu Buchstabe c (Änderung des Absatzes 5) 

Bei der Änderung in Absatz 5 handelt es sich um eine redak- 
tionelle Korrektur. 

Zu Nummer 15 (Änderung des § 126 AktG) 

Nach dem geltenden § 126 Abs. 1 AktG hat die Gesellschaft 
form- und fristgerecht eingegangene Gegenanträge von Ak- 
tionären „zugänglich zu machen“. Dabei genügt neben ande- 
ren eher theoretischen Formen der „Zugänglichmachung“ 
schon nach geltendem Recht das Einstellen auf der Intemet- 
seite der Gesellschaft. Dieser Veröffentlichungsweg ist für 
börsennotierte Gesellschaften in Anpassung an den neuen 
§ 124a AktG bzw. Artikel 5 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe d der 
Aktionärsrechterichtlinie künftig verbindlich vorzugeben. 

Im Übrigen handelt es sich um eine rechtstechnische Anpas- 
sung an das neue Berechnungsmodell für Fristen und Ter- 
mine. 

Zu Nummer 16 (Änderung des § 127 AktG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des 
§ 125 Abs. 1 AktG, vgl. Nummer 14. 


Zu Nummer 17 (Änderung des § 128 AktG) 

In technischer Hinsicht wird § 128 Abs. 1 AktG zunächst an 
die Berechnungsgrundsätze für Fristen und Termine des 
§ 121 Abs. 7 AktG angepasst. Die Mitteilung hat an die Ak- 
tionäre zu erfolgen, die am Beginn des 2 1 . Tages vor der Ver- 
sammlung Aktionär sind. Dieser Stichzeitpunkt ist ein Ter- 
min im Sinne des Aktienrechts (0 Uhr des 21. Tages vor der 
Versammlung). 

Zu Buchstabe a (Änderung der Überschrift) 

Die Überschrift ist zu ändern, da der Abstimmungsvorschlag 
im Aktionärsinteresse künftig nicht mehr in § 128, sondern in 
§ 1 35 AktG geregelt sein wird. 

Zu Buchstabe b (Änderung der Absätze 1 bis 3) 

Die Verwendimg des Wortes „übermitteln“ im neuen Absatz 1 
bringt gegenüber der bisherigen Formulierung „weiterge- 
ben“ deutlicher zum Ausdruck, dass die Zuleitung der Mittei- 
lungen an die Aktionäre elektronisch erfolgen kann. Eine sol- 
che elektronische Übennittlung ist gegenüber der aufwändi- 
gen und zeitintensiven Versendung in Papierform deutlich 
kostengünstiger und effizienter. Sie kann beispielsweise per 
E-Mail oder durch Einstellen in das elektronische Postfach 
des Depotkunden beim Onlinebanking erfolgen. 

Da die Versendung der Mitteilungen insbesondere auch im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt und auf 
Grundlage der Verordnung über den Ersatz von Aufwendun- 
gen der Kreditinstitute die Gesellschaften bzw. letztlich die 
Aktionäre die Kosten für die Versendung tragen müssen, soll 
es künftig in der Hand der Aktionäre liegen, über eine ent- 
sprechende Regelung in der Satzung die Übermittlung aus- 
schließlich auf den elektronischen Versand zu beschränken. 
Vergleiche hierzu auch die Begründung zu Nummer 14 
Buchstabe b (Änderung des § 125 Abs. 2 AktG). Die Haupt- 
versammlung kann also entscheiden, ob die Versendung noch 
zwingend in Papierform erfolgen muss. Da bei den Inhaber- 
aktien die Versendung nicht unmittelbar, sondern mittels 
mindestens eines zwischengeschalteten Finanzdienstleisters 
erfolgt, muss die Regelung sich auch damit auseinanderset- 
zen, ob die Satzungsentscheidung nur das Verhältnis Gesell- 
schaft/Kreditinstitut oder auch das Verhältnis Kreditinstitut/ 
Aktionär betrifft. Die Regelung soll alle Glieder der Versen- 
dungskette erfassen. Hat die Gesellschaft den Anspruch auf 
Papierversendung eingeschränkt, so schlägt dies auf die Ver- 
sendungspflicht der Kreditinstitute an die Depotkunden 
durch. Die Regelung macht es unmissverständlich deutlich, 
dass in diesem Fall das Kreditinstitut nicht aus anderen 
Rechtsgründen (Auftragsrecht, Sonderbedingungen) ver- 
pflichtet ist, in Papierform zu versenden. 

Dies alles hindert die Beteiligten natürlich nicht, auf frei- 
williger Basis oder auf der Grundlage einzelvertraglicher 
Abreden eine Papierversendung vorzunehmen. Das kann in 
Absprache mit der Gesellschaft und gegen Kostenerstattung 
geschehen, dazu braucht das Gesetz nichts zu regeln. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden im Zuge der Deregu- 
lierung des Depotstimmrechts aufgehoben und in geänderter 
Form in den neu gefassten § 135 AktG übernommen (vgl. 
hierzu Nummer 21). 
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Zu den Buchstaben c bis f (Änderung der Absätze 4 bis 7) 

Die bisher in Absatz 5 enthaltene Verpflichtung der Aktio- 
närsvereinigungen zur Weitergabe von Mitteilungen wird 
aufgehoben. Da die Aktionäre heute über Bankdepots gebun- 
den sind, können sie die Übermittlung von ihrem Kreditinsti- 
tut verlangen. Einer zusätzlichen gesetzlichen Inpflichtnah- 
me der Aktionärsvereinigungen bedarf es nicht. Die Weiter- 
gabe durch Vereinigungen kann aber vertraglich vereinbart 
werden. 

Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen. 

Zu Nummer 18 (Änderung des § 129 AktG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neufassung des 
§135 AktG (vgl. hierzu Nummer 21). 

Zu Nummer 19 (Änderung des § 130 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 2) 

Die Änderung von § 130 Abs. 2 AktG dient der Umsetzung 
von Artikel 14 Abs. 1 der Aktionärsrechterichtlinie. Nach 
geltendem Recht verlangt § 1 30 Abs. 2 AktG die Protokollie- 
rung des durch den Vorsitzenden festgestellten Beschluss- 
ergebnisses. Nähere Angaben zur Feststellung dieses Ergeb- 
nisses verlangt das Gesetz bislang nicht. Die Änderung von 
§130 Abs. 2 AktG dürfte bei der börsennotierten Gesell- 
schaft jedoch kaum praktische Auswirkungen auf die Be- 
schlussfeststellung als solche haben. Derm bei den in Arti- 
kel 14 Abs. 1 der Aktionärsrechterichtlinie genannten Anga- 
ben handelt es sich um die Parameter, die für eine ordnungs- 
gemäße Beschlussfeststellung ohnehin erforderlich sind. Es 
wird allerdings zugunsten der Aktionäre mehr Transparenz 
im Hinblick auf das Abstimmungsergebnis geschaffen. 

Die Angabe der Gesamtzahl der abgegebenen gültigen Stim- 
men, die noch im Referentenentwurf gesondert genannt wor- 
den war (in der dortigen Nummer 3), wurde gestrichen, da 
sich diese Zahl bereits aus der Feststellung zu Nummer 1 er- 
mitteln lässt. 

In Nummer 2 wird klargestellt, dass sich der Anteil des durch 
gültige Stimmen vertretenen Kapitals auf das Grundkapital 
zu beziehen hat. Sollten eigene Aktien beim vertretenen 
Grundkapital mitgezählt werden, so empfiehlt es sich, dies 
kenntlich zu machen. 

In Nummer 3 ist nicht nochmals von gültigen Stimmen die 
Rede, denn es versteht sich von selbst, dass ungültige Stim- 
men bei der Abstimmung keine Ja-Stimmen sein können. 
Durch die Formulierung „und gegebenenfalls die Zahl der 
Enthaltungen“ soll klargestellt werden, dass Enthaltungen 
nur dann festgestellt werden müssen, wenn das Abstimm- 
ergebnis nach der Subtraktionsmethode festgestellt wird. Die 
Regelung soll nichts daran ändern, dass Enthaltungen nicht 
zu den abgegebenen Stimmen zählen und für die Ermittlung 
der Beschlussmehrheit nicht maßgebend sind. Ziel der über- 
arbeiteten Fassung des Regierungsentwurfs des ARUG ist es, 
dass die bisherige Hauptversammlungspraxis, insbesondere 
zum Subtraktionsverfahren, beibehalten werden kann. 

Zu Buchstabe b (Anfügung eines Absatzes 6) 

Der neue Absatz 6 des § 1 30 AktG verpflichtet in Umsetzung 
des Artikels 14 Abs. 2 der Aktionärsrechterichtlinie die bör- 


sennotierte Gesellschaft, die festgestellten Abstimmungser- 
gebnisse auf ihrer Intemetseite zu veröffentlichen. Eine Frist 
von sieben Tagen scheint dafür ausreichend, da es sich bei der 
Veröffentlichung im Internet im Wesentlichen nur um einen 
technischen Vorgang handelt. Dem Aktionär verbleibt da- 
durch immer noch genug Zeit, eine etwaige Anfechtungskla- 
ge vorzubereiten und innerhalb der Monatsfrist des § 246 
Abs. 1 AktG zu erheben. 

Zu Nummer 20 (Änderung des § 1 34 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Satzes 2) 

Die Neuregelung in Absatz 3 Satz 2 enuöglicht es, mehrere 
Bevollmächtigte zu benennen. Ein Verbot der Mehrfachbe- 
vollmächtigung wäre eine zu unflexible Regelung. Aller- 
dings kann die Gesellschaft einen oder mehrere der weiteren 
Bevollmächtigten zurückweisen und so nur einen oder einige 
wenige zur Teilnahme an der Versammlung und Ausübung 
des Stimmrechts zulassen. Sieht die Satzung hierzu Regelun- 
gen vor, so gibt dies der Gesellschaft Maßgaben zur Aus- 
übung des gesetzlich gegebenen Ermessensspielraums. Der 
neue Satz 2 geht auf Anregungen der Wirtschaft zurück, da zu 
der Frage bisher kein einheitliches Meinungsbild besteht. 

Die neuen Sätze 3 und 4 dienen der Vereinfachung der Ertei- 
lung von Stimmrechtsvollmachten und damit der Umsetzung 
eines der zentralen Ziele der Aktionärsrechterichtlinie. Künf- 
tig wird für eine Stimmrechtsvollmacht in Übereinstimmung 
mit Artikel 11 Abs. 1 Satz l,Abs. 2Satz 1 der Aktionärsrech- 
terichtlinie nicht mehr die schriftliche Form, sondern die 
Textform (§ 126b BGB) verlangt. Die Möglichkeit, das 
Formerfordemis durch Satzung noch weiter zu erleichtern, 
verwehrt die Richtlinie nicht, weil eine solche Erleichterung 
im Interesse der Aktionäre an einer noch einfacheren Voll- 
machtserteilung liegen kann. Zwar sind die bisher üblichen 
Methoden der Vollmachtserteilung (Bildschinnformulare, 
Intemetdialog) nach herrschender Meinung von der Text- 
form gedeckt. Um die gesetzliche Regelung aber für alle 
technischen Entwicklungen offenzuhalten, kann die Satzung 
nach § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG weitere Erleichterungen vor- 
sehen. 

Bei der nichtbörsennotierten Gesellschaft kann die Satzung 
auch ein strengeres Formerfordernis vorsehen. 

Nach dem neuen § 134 Abs. 3 Satz 4 AktG müssen nur bör- 
sennotierte Gesellschaften die Übenuittlung eines Nachwei- 
ses über die erteilte Vollmacht (durch den Aktionär oder den 
Bevollmächtigten) auf zumindest einem elektronischen Weg 
ermöglichen (vgl. Artikel 11 Abs. 1 Satz 2 der Aktionärsrech- 
terichtlinie). Eine Belastung insbesondere kleiner nichtbör- 
sennotierter Gesellschaften mit Aufwendungen etwa für eine 
Erweiterung ihrer EDV-Infrastruktur entsteht dadurch nicht. 
„Elektronischer Weg“ bedeutet dabei, dass die Gesellschaft 
in jedem Fall (auch) einen „PC“-gestützten Koiumunika- 
tionsweg anbieten muss und sich nicht etwa auf das Vorhalten 
eines Faxgerätes beschränken kann. 

Zu Buchstabe b (Änderung des bisherigen Satzes 3) 

Die Änderung in Satz 3 ist eine Folgeänderung. Sie bringt 
keine Änderung zu der Frage, dass dem Gesellschaftsvertre- 
ter nur Vollmacht mit Einzelweisung erteilt werden kann. 
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Zu Nummer 21 (Neufassung des § 135 AktG) 

Die Neufassung des § 135 AktG dient einer grundlegenden 
Deregulierung der Stimmrechtsvertretung durch Kreditinsti- 
tute (sog. Depotstimmrecht oder Auftragsstimmrecht der 
Banken). Gleichzeitig soll den Aktionären die Möglichkeit 
erhalten bleiben, durch eine Dauervollmacht über den jewei- 
ligen Inhalt ihres Depots einen unbürokratischen und einfa- 
chen Weg für die Ausübung ihrer Stimmrechte zu wählen. 
Auf Grundlage der geltenden Regelungen haben sich insbe- 
sondere die öffentlichen Banken massiv aus dem Depot- 
stimmrecht zurückgezogen. Hintergrund sind vor allem die 
Auflagen, mit denen das Depotstimmrecht im Zuge der Ban- 
kenmachtsdiskussion Ende der 90er Jahre (Gesetz zur Kon- 
trolle und Transparenz im Untemehmensbereich - KonTraG 
von 1998) versehen wurde. So wurde unter anderem die seit 
der Aktienrechtsreform 1965 bestehende Pflicht des bevoll- 
mächtigten Kreditinstituts, dem Aktionär eigene Abstim- 
mungsvorschläge zu den einzelnen Tagesordnungspunkten 
zu unterbreiten, durch organisatorische Vorkehrungen und 
Hinweispflichten ergänzt, um eine Beeinflussung durch Inte- 
ressen aus anderen Geschäftsbereichen des Kreditinstituts zu 
verhindern, ln einem weiteren Schritt (Gesetz zur Namens- 
aktie und zur Erleichterung der Stimmrechtsausübung - 
NaStraG von 2001) wurde das Depotstimmrecht bereits wie- 
der teilweise dereguliert: Das Schriftformerfordemis für die 
Vollmachtserteilung wurde ebenso wie die Zwangsbefris- 
tung auf längstens 15 Monate aufgegeben, die Vollmacht 
konnte nun also für das gesamte Depot durch einmalige Er- 
klärung bis auf Widerruf gegeben werden. Da jedoch auch 
die noch bestehenden Auflagen erheblichen administrativen 
Aufwand für die Kreditinstitute bedeuten, soll das Depot- 
stimmrecht noch weitergehend entbürokratisiert und auf die- 
se Weise eine Arbeits- und Kostenentlastung bewirkt wer- 
den. 

Zu Absatz 1 

Aus rechtspolitischen Gründen nicht umgesetzt wird der ver- 
schiedentlich geforderte vollständige Verzicht auf die Ertei- 
lung eigener Abstimmungsvorschläge zugunsten einer Rege- 
lung, nach der das Kreditinstitut bei Fehlen einer ausdrückli- 
chen Einzelweisung zu den Tagesordnungspunkten gemäß 
einer generellen Weisung nach dem Vorschlag der Verwal- 
tung abzustimmen hätte. Zum einen ist kein Grund ersicht- 
lich, den Kreditinstituten, die heute immer noch das Depot- 
stimmrecht ausüben, in Zukunft das Recht zu nehmen, ihren 
Kunden als vertrauten und geschätzten Service eigene Ab- 
stimmungsvorschläge anzubieten. Es kann aus Sicht der 
Kunden durchaus als vorzugswürdig angesehen werden, 
wenn die Stimmen nicht generell „wie Verwaltung“ ausgeübt 
werden, sondern wenn die Bank ihres Vertrauens noch ein- 
mal die Rechtmäßigkeit und Interessenmäßigkeit der Vor- 
schläge der Untemehmensverwaltung prüft. Zum anderen ist 
auch deshalb von einer solchen weitgehenden Regelung ab- 
gesehen worden, weil sie eine zu einseitige Machtverschie- 
bung zugunsten der Verwaltung bewirken würde: Da Privat- 
aktionäre in aller Regel keine Einzelweisung erteilen, wür- 
den sie künftig über die generelle Weisung die Vorschläge der 
Verwaltung unterstützen, bis sie aktiv die Vollmacht widerru- 
fen. Es ist fraglich, ob das Abstimmungsverhalten vor diesem 
Hintergrund noch dem wirklichen Willen des Aktionärs ent- 
spräche. Es ist auch denkbar, dass die Aktionäre sich auf die 
Erteilung einer solchen generellen Vollmacht nicht einlassen 


und im Ergebnis die Hauptversammlungspräsenzen sogar 
noch weiter zurückgehen würden. 

Zudem würde durch eine solche Änderung die derzeitige 
„Kontrollwirkung“ des Depotstimmrechts vollständig aufge- 
geben: Wenn Vorstand und Aufsichtsrat wissen, dass ihre Be- 
schlussvorschläge von den Banken vor Erstellung der Ab- 
stimmungsvorschläge kritisch im Aktionärsinteresse evalu- 
iert werden, dürfte sie das dazu anhalten, von vornherein kei- 
ne dem Aktionärsinteresse zuwiderlaufenden Vorschläge zu 
machen und auf die Gesetzmäßigkeit dieser Vorschläge be- 
sonders zu achten. Die Tatsache, dass die Banken, die eine 
Stimmrechtsvertretung anbieten, schon derzeit fast durch- 
weg mit den Verwaltungsvorschlägen übereinstimmende 
Abstimmungsvorschläge unterbreiten, wird häufig gerade als 
Beleg für eben diese verhaltenssteuemde Wirkung und für 
die Funktionsfähigkeit des geltenden Depotstimmrechts ge- 
wertet. 

Vor diesem Hintergrund sieht der Entwurf in § 135 Abs. 1 
Satz 4 AktG eine Lösung vor, nach der die Kreditinstitute 
künftig hinsichtlich der Gestaltung der Vollmacht zwei Mög- 
lichkeiten erhalten: 

• Das Kreditinstitut erarbeitet in Anlehnung an die geltende 
Rechtslage eigene Abstimmungsvorschläge und stimmt 
bei Fehlen einer Einzelweisung in diesem Sinne ab oder 

• das Kreditinstitut lässt sich (vorausgesetzt, der Aktionär 
will eine Einzelweisung nicht erteilen) eine generelle 
Weisung geben, nach der es im Sinne der Verwaltung bzw. 
bei abweichenden Verwaltungsvorschlägen im Sinne des 
Aufsichtsrats abstimmt. 

Das Kreditinstitut kann dem Aktionär auch beide Alternati- 
ven für die Stimmrechtsausübung anbieten. In jedem Fall 
aber ist das Kreditinstitut, das eine oder beide der genannten 
Alternativen wählt, verpflichtet, zugleich auch anzubieten, 
die zur Stimmrechtsausübung erforderlichen Unterlagen bis 
auf Widerruf an eine Aktionärsvereinigung oder an einen 
sonstigen Vertreter nach Wahl des Aktionärs weiterzuleiten. 
Es handelt sich dabei um eine Dienstleistung, die nicht neu 
ist, sondern von den Kreditinstituten bereits heute vielfach 
angeboten wird. Sie dient für Nummer 2 des Satzes 4 (Ab- 
stimmung immer „wie Verwaltung“) als ein fairer Inte- 
ressenausgleich und eine faire Wahlmöglichkeit für den Ak- 
tionär. Sinn der Regelung ist, dem Aktionär eine unbürokrati- 
sche und einfache Möglichkeit zu eröffnen, einem Vertreter 
seiner Wahl, insbesondere einer Aktionärsvereinigung, eine 
Vollmacht zur Stimmrechtsausübung über die jeweils in sei- 
nem Depot befindlichen Aktien zu erteilen. Der Aktionär 
könnte natürlich dem Vertreter auch unmittelbar eine Voll- 
macht erteilen, er müsste dann aber in einem zweiten Akt da- 
für sorgen, dass der Vertreter erfährt, welche Aktien sich je- 
weils im Depot des Aktionärs befinden und dass ihm Ein- 
trittskarten oder Berechtigungsnachweise vom Kreditinstitut 
jeweils zugeleitet werden. Die hier vorgesehene Regelung 
soll dies in einem Akt ermöglichen. Das Kreditinstitut soll 
dabei die für den Vertreter erforderlichen Legitimations- 
unterlagen weiterleiten, damit dieser das Stimmrecht aus- 
üben kann. Dabei geht die Regelung nicht nur von einer 
physischen Anwesenheit des Vertreters in der Hauptver- 
sammlung der Gesellschaft aus. Die Regelung geht davon 
aus, dass der Vertreter auch im Rahmen der Briefwahl, im 
Rahmen einer Onlineabstimmung oder einer Onlineteil- 
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nähme die Stimmrechte für den Aktionär ausüben können 
soll. Das Kreditinstitut wird also den Aktionär zur Versamm- 
lung anmelden, die Eintrittskarten bestellen und diese dem 
Vertreter zuleiten. Der Begriff Eintrittskarte steht dabei für 
die erforderlichen zum Nachweise der Legitimation erforder- 
lichen Unterlagen. Der Aktionär kann dem Dritten unmittel- 
bar eine Vollmacht erteilt haben. Es ist aber ebenso gut denk- 
bar, dass er dies unterlässt. In diesem Fall liegt in dem Dauer- 
auftrag an das Kreditinstitut konkludent eine Vollmacht an 
den Dritten und in den weitergeleiteten Legitimationsunter- 
lagen ebenso. 

Die Regelung gilt für Inhaberaktien. Bei Namensaktien wäre 
es sehr zu wünschen, dass die Kreditinstitute ebenfalls das 
Auftragsstimmrecht anbieten und damit auch den Weiterlei- 
tungsservice. Die technischen Details wird die Praxis entwi- 
ckeln. Die Regelung nimmt insoweit keine Differenzierung 
zwischen Inhaber- und Namensaktien vor. 

Der Aktionär karm die Vollmacht jedem beliebigen Dritten 
als Vertreter erteilen. Das Kreditinstitut hat hier weder eine 
Prüfung (etwa der Volljährigkeit, Zuverlässigkeit, Existenz 
des Vertreters) vorzunehmen noch trägt es Verantwortung für 
die Auswahl. Eine solche Verantwortung war bei der im Re- 
ferentenentwurf vorgeschlagenen Regelung von der Kredit- 
wirtschaft unterstellt worden, was zu Sorgen Anlass gegeben 
hatte. Besonders hervorgehoben sind in der Regelung als 
Vertreter Aktionärsvereinigungen. Das Kreditinstitut kann 
bei der Erleichterung der Vollmachtserteilung durch ein 
Formblatt oder Bildschirmformular nach seiner Wahl eine 
oder mehrere Aktionärsvereinigungen beispielhaft auffüh- 
ren, um den Vorgang der Vollmachtserteilung und der Adress- 
eingabe weniger fehleranfällig und einfacher zu gestalten. Es 
kann sich dabei etwa daran orientieren, welche Vereinigun- 
gen (eine oder mehrere) nach seiner Kenntnis besonders häu- 
fig benaimt werden. Zwingend ist dies nicht. Das Kreditinsti- 
tut braucht keine solchen Vorgaben zu machen. Der Aktionär 
hat dann den von ihm gewählten Vertreter in einer für das 
Kreditinstitut einwandfrei identifizierbaren Weise mit An- 
schrift, Kommunikationswegen etc. in das Formblatt oder 
Bildschinnformular einzutragen. Die Weiterleitung der Un- 
terlagen erfolgt nach der ausdrücklichen Formulierung des 
Satzes 6 nur im Rahmen des Zumutbaren. Diese gegebenen- 
falls durch die allgemeinen Geschäftsbedingungen der Ban- 
ken weiter zu konkretisierende Einschränkung soll etwa den 
Fall berücksichtigen, dass ein Vertreter mit Sitz im Ausland, 
der postalisch schwer zu erreichen ist, ein Vertreter mit un- 
vollständiger oder offensichtlich fehlerhafter Anschrift etc., 
ein ganz offensichtlich scherzhaft oder missbräuchlich be- 
nannter Vertreter genannt wird. In diesen Fällen braucht das 
Kreditinstitut die Unterlagen nicht weiterzuleiten. Das Voll- 
machtsstimmrecht nach § 135 AktG ist ein Massengeschäft. 
Es muss möglichst reibungslos und kostengünstig ablaufen. 
Ermittlungen und Nachfragen nach dem nicht korrekt oder 
undeutlich benaimten Bevollmächtigten sind vom Kreditin- 
stitut nicht zu verlangen und gehen stets zu Lasten des Aktio- 
närs. Der Auftrag des Aktionärs erfolgt bis auf Widerruf und 
für den jeweiligen Aktienbestand in seinem Depot. Freilich 
kann das Kreditinstitut seinerseits die Stimmrechtsausübung 
nach Satz 4 einschränken, so dass es sich etwa nur für die Ak- 
tien deutscher oder europäischer Aktiengesellschaften zur 
Stimmrechtsausübung bereiterklärt. Wünschenswert wäre 
freilich ein möglichst umfassender Service für die Aktionäre 
zur Erleichterung der Stimmrechtsausübung. 


Das Kreditinstitut hat den Aktionär jährlich einmal für das 
gesamte Depot daraufhinzuweisen, dass er die Vollmacht je- 
derzeit widerrufen und die Benennung seines Vertreters je- 
derzeit ändern kann. Die Vollmachtserklärung ist wie schon 
nach bisherigem Recht nachprüfbar festzuhalten, was für die 
Depotprüfung von Bedeutung ist. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Absätze 2 und 3 regeln in Anlehnung an die geltende 
Rechtslage (§§ 128, 135 AktG) die Einzelheiten zu der Voll- 
machtsvariante, bei der das Kreditinstitut eigene Abstim- 
mungsvorschläge zu den Tagesordnungspunkten erstellt. Da- 
bei wird zur Verringerung des Verwaltungsaufwands vorge- 
sehen, dass das Kreditinstitut die Vorschläge grundsätzlich 
nur zugänglich zu machen hat (in erster Linie also über seine 
Homepage). Eine ausdrückliche Pflicht, die Vorschläge ge- 
nerell oder auf individuelles Verlangen des Aktionärs auch in 
Papierform zuzuschicken oder zur Verfügung zu stellen, ist 
nicht im Entwurf vorgesehen. Beim Onlinebanking wäre es 
freilich denkbar, dem Kunden die Vorschläge in sein elektro- 
nisches Postfach zu legen. Dies mag den Beteiligten selbst 
überlassen bleiben. In diesem Zuge entfällt zugleich die bis- 
her in § 128 Abs. 3 AktG vorgesehene Ausnahme von der 
Mitteilung eigener Vorschläge bei vorheriger Weisung durch 
den Aktionär. Das Zugänglichmachen muss dabei „recht- 
zeitig“ vor der Hauptversammlung erfolgen, wobei zu be- 
rücksichtigen ist, dass der Aktionär noch die Möglichkeit der 
Kenntnisnahme und ggf. der Zuleitung eigener Weisungen an 
das Kreditinstitut haben sollte. Vollmachtsstimmrechte der 
Kreditinstitute werden von § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WpHG 
wie bisher nicht erfasst, da dem Kreditinstitut bei der Aus- 
übung der Stimmrechte kein eigenes Ermessen zusteht. 

In Absatz 3 Satz 4 wird zudem die bislang in § 135 Abs. 1 
Satz 3 AktG vorgesehene Beschränkung der Stimmrechts- 
ausübung bei Beteiligung des Kreditinstituts an der Gesell- 
schaft dahingehend dereguliert, dass eine ausdrückliche Wei- 
sung des Aktionärs bei unmittelbarer Beteiligung erst ab 
einer Beteiligungsquote von mehr als 20 Prozent und nicht 
mehr bereits von 5 Prozent eintreten soll. Eine Pflicht zur 
Offenlegung der Beteiligung besteht bereits ab 3 Prozent. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 bringt wenige zusätzliche Regelungen für den Fall, 
dass das Kreditinstitut das Stimmrecht aufgrund einer Voll- 
macht nach Absatz 1 Satz 4 Nr. 2, also generell „gemäß den 
Verwaltungsvorschlägen“ ausüben will. Das Zugänglichma- 
chen der Vorschläge des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
wird den Kreditinstituten nicht generell auferlegt, da die Ver- 
waltungsvorschläge dem Aktionär bereits über die Gesell- 
schaftswebsite oder über die Bekanntmachung im elektro- 
nischen Bundesanzeiger zugänglich sind. Die Regelung gilt 
also nur für den hypothetischen Fall, dass ein Kreditinstitut 
sich für die Ausübung der Stimmrechte an einer außereuro- 
päischen Gesellschaft bereiterklärt, die Vorschläge dieser 
Gesellschaft aber in keiner Weise anderweitig „zur Verfü- 
gung gestellt“ werden. Sie betrifft gegenwärtig also nur einen 
extremen Ausnahmefall. 

Zu Absatz 5 

In Absatz 5 ist geregelt, dass das Kreditinstitut auch Personen 
unterbevollmächtigen darf, die nicht seine Angestellten sind, 
wenn die Vollmacht dies gestattet. Dies erleichtert es den 
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Kreditinstituten, die Vertretung bei einer Vielzahl von Haupt- 
versammlungen zu organisieren. Es wird ferner klargestellt, 
dass das Kreditinstitut, das sich zur Stimmrechtsausübung 
selbst bereiterklärt, also als Vertreter gemäß Einzelweisun- 
gen des Aktionärs das Stimmrecht ausüben möchte oder ent- 
sprechend Absatz 1 Satz 4 Nr. 1 entsprechend eigenen Ab- 
stimmungsvorschlägen, dies nicht unbedingt durch einen in 
der Versammlung physisch anwesenden Vertreter zu tun 
braucht, sondern sich hierzu auch der Briefwahl bedienen 
darf, wenn diese bei der betreffenden Gesellschaft zugelas- 
sen worden ist. Absatz 5 Satz 3 betrifft die bisher in Absatz 4 
geregelten Fragen der Form der Vollmachtsausübung und der 
Legitimation gegenüber der Gesellschaft. Entsprechend der 
Praxis soll künftig die Vollmachtsausübung im Namen des- 
sen, den es angeht, zum Regelfall bestimmt werden. Der bis- 
herige Satz, dass die Stimmrechtsausübung im Namen des 
Aktionärs erfolgen karm, ist überflüssig, da dies geltendem 
Vertretungsrecht nach bürgerlichem Recht entspricht. Hin- 
sichtlich des Nachweises der Stimmberechtigung wird ferner 
klargestellt (Satz 4), dass bei börsermotierten Gesellschaften 
in jedem Fall die Vorlage des Berechtigungsnachweises (wie 
bisher) ohne Namensnennung des Aktionärs im Sinne des 
§ 123 Abs. 3 AktG genügt. 

Zu Absatz 6 

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 135 Abs. 7 AktG. 

Zu Absatz 7 

In Absatz 7 wird die bisher in Absatz 6 enthaltene Regelung 
zur Unwirksamkeit der Stimmabgabe übernommen. Verstö- 
ße gegen die genannten Regelungen des § 135 AktG führen 
nicht zur Unwirksamkeit der Stimmabgabe und damit zu- 
gleich nicht zur Anfechtbarkeit der Hauptversammlungsbe- 
schlüsse. Die Wirksamkeit der Hauptversammlungsbe- 
schlüsse muss abgeschottet sein gegenüber Fehlem auf der 
Ebene des Bevollmächtigten und im Irmenverhältnis zwi- 
schen Aktionär und Bevollmächtigtem. Aus diesem Gmnd 
ist es auch nicht erforderlich, die Regelung in § 243 Abs. 3 
Nr. 2 AktG in der Fassung des Entwurfs, nach der eine An- 
fechtung nicht auf eine Verletzung des § 128 gestützt werden 
karm, auf die aus § 128 in den neuen § 135 AktG verschobene 
Regelung zu erstrecken. Künftig soll dabei ein Verstoß gegen 
die zusätzlichen Hinweispflichten bei eigener Beteiligung 
des Kreditinstituts an der Gesellschaft (bisher Absatz 1 
Satz 3) nicht mehr zur Unwirksamkeit führen. Auch soll die 
Gesellschaft nicht für einen Regelverstoß des Kreditinstituts, 
der außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegt, mit der 
Gefahr der Anfechtbarkeit der Hauptversammlungsbe- 
schlüsse belegt werden. Gleiches gilt hinsichtlich eines Ver- 
stoßes gegen die künftig in Absatz 5 geregelte äußere Form 
der Ausübung des Stimmrechts. 

Zu Absatz 8 

In Absatz 8 wird angeordnet, dass die Absätze 1 bis 7 sinnge- 
mäß für Aktionärsvereinigungen und für Personen, die sich 
geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung erbieten, gelten sol- 
len. Damit werden geschäftsmäßige Aktionärsvertreter, die 
die Stimmrechtsausübung für Aktionäre als Geschäftszweck 
haben und dafür in der Regel auch ein Entgelt erhalten, gene- 
rell den Aktionärsvereinigungen gleichgestellt. Eine Besser- 


stellung wäre nicht begründbar. Gänzlich ausgenommen von 
der Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 7 sind alle Vertreter, die 
dies aus Gefälligkeit, aus Freundschaft etc. tun wie auch ge- 
schäftsmäßige Stimmrechtsvertreter, die mit dem Aktionär 
allerdings im bezeichneten Sinne verwandt sind. 

Zu den Absätzen 9 und 10 

Die Absätze 9 und 10 entsprechen den bisherigen Absät- 
zen 1 1 und 12 des insgesamt etwas verkürzten Paragraphen. 

Zu Nummer 22 (Änderung des § 175 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 2) 

Die Pflicht börsermotierter Gesellschaften, einen erläutern- 
den Bericht zu den Angaben nach § 289 Abs. 4, § 315 Abs. 4 
des Handelsgesetzbuchs (HGB) auszulegen, wird aus § 175 
Abs. 2 Satz 1 AktG herausgenommen. Börsennotierte Ge- 
sellschaften sind künftig nach § 124a Satz 1 Nr. 3 in Verbin- 
dung mit § 176 AktG verpflichtet, den Jahresabschluss und 
die sonstigen in der ordentlichen Hauptversammlung zu- 
gänglich zu machenden Vorlagen alsbald ab der Einberufung 
über ihre Intemetseite zu veröffentlichen. Sie körmen eine 
Auslegung in den Geschäftsräumen nach § 175 Abs. 2 Satz 1 
AktG daher nicht mehr alternativ, sondern nur „freiwillig“ 
und zusätzlich anbieten. Einer gesetzlichen Regelung in 
§ 175 Abs. 2 Satz 1 AktG bedarf es hierzu nicht. Für die Ver- 
sammlung selber ist dann allerdings eine Regelung in § 176 
AktG erforderlich. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 3) 

Statt „Auslegung“ soll der allgemeiner gehaltene Begriff 
„Zugänglichmachen“ verwendet werden. Es handelt sich 
hierbei um eine sprachliche Anpassung an Absatz 2, der nicht 
mehr nur die „Auslegung“ im Geschäftsraum, sondern auch 
eine Veröffentlichung über die Intemetseite vorsieht. 

Zu Nummer 23 (Änderang des § 176 AktG) 

Zur Einfügung der Pflicht börsennotierter Gesellschaften, 
einen erläuternden Bericht zu den Angaben nach § 289 
Abs. 4, § 315 Abs. 4 HGB zugänglich zu machen vgl. die 
Begründung zu Nummer 22 Buchstabe a (Ändemng des 
§ 175 AktG). 

Der Entwurf verwendet wie stets im Aktiengesetz den Be- 
griff „börsermotierte Gesellschaft“ (§ 3 Abs. 2 AktG), ob- 
wohl § 289 Abs. 4 und § 3 1 5 Abs. 4 HGB nicht alle börsen- 
notierten Gesellschaften betreffen, sondern nur solche, die ei- 
nen organisierten Markt durch von ihnen ausgegebene 
stimmberechtigte Aktien in Ansprach nehmen. Bei Gesell- 
schaften, bei denen nach dem Handelsgesetzbuch im Lagebe- 
richt keine Angaben nach § 289 Abs. 4, § 315 Abs. 4 HGB zu 
machen sind, weil keine stimmberechtigten Aktien ausgege- 
ben worden sind, erübrigt sich natürlich auch das Zugäng- 
lichmachen eines erläuternden Berichts nach § 176 AktG. 

Vergleiche im Übrigen die Begründung zu Nummer 5 Buch- 
stabe a Doppelbuchstabe bb (Änderung des § 52 Abs. 2 
Satz 4 AktG). 

Zu Nummer 24 (Änderang des § 179a AktG) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe a 
(Änderung des § 52 Abs. 2 AktG). 
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Zu Nummer 25 (Änderung des § 1 83 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

Da künftig die Bekanntmachung der ursprünglichen Tages- 
ordnung in § 121 Abs. 3 AktG und die Bekanntmachung der 
geänderten Tagesordnung nur in § 124 Abs. 1 AktG geregelt 
und zudem der Verweis auf die Bekarmtmachungsvorschrif- 
ten nicht zwingend erforderlich sind, soll er gestrichen wer- 
den. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 3) 

Gemäß § 1 83 Abs. 3 Satz 1 AktG unterliegen Sacheinlagen 
bei einer Kapitalerhöhung der externen Prüfung. Für die 
Durchführung der Prüfung wird in § 183 Abs. 3 Satz 2 AktG 
auf § 33 Abs. 3 bis 5, § 34 Abs. 2 und 3, § 35 AktG verwie- 
sen. § 1 83 Abs. 3 Satz 3 AktG in der geltenden Fassung regelt 
die Befugnis des Registergerichts, die Eintragung zu versa- 
gen, wenn die Werthaltigkeit der Sacheinlage nicht feststell- 
bar ist. 

Zu Doppelbuchstabe aa (Änderung des Satzes 2) 

Die Verweisungskette in § 183 Abs. 3 Satz 2 AktG wird in 
der Weise klarstellend ergänzt, dass nunmehr auch auf § 34 
AktG verwiesen wird. Der Inhalt der Prüfung bei einer Sach- 
kapitalerhöhung weicht von der Prüfung bei einer Sachgrün- 
dung sirmgemäß nicht ab. Eine Verweisung auf § 34 AktG 
fehlte bisher in § 183 Abs. 3 Satz 2 AktG ohne erkennbaren 
Grund. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Aufhebung des Satzes 3) 

Die Vorschrift in § 183 Abs. 3 Satz 3 AktG, wonach das Re- 
gistergericht die Eintragung ablehnen kann, wenn der Wert 
der Sacheinlage nicht unwesentlich hinter dem geringsten 
Ausgabebetrag der dafür zu gewährenden Aktien zurück- 
bleibt, regelt das materielle Prüfungsrecht des Registerge- 
richts und gehört systematisch zum registergerichtlichen Ver- 
fahren. Sie setzt die erst in § 184 AktG geregelte Anmeldung 
zum Handelsregister voraus. Die Vorschrift wird deshalb in 
§183 Abs. 3 gestrichen und in § 184 AktG eingefügt. 

Zu Nummer 26 (Einfügung eines § 1 83a AktG) 

§183 Abs. 3 Satz 1 AktG ordnet bei einer Kapitalerhöhung 
mit Sacheinlage (zwingend) eine Prüfung durch einen oder 
mehrere Prüfer an. § 183 Abs. 3 Satz 2 AktG neuer Fassung 
soll künftig für das Verfahren auf die Vorschriften über die 
Gründungsprüfung verweisen (§ 33 Abs. 3 bis 5, §§ 34, 35 
AktG; vgl. Begründung zu Nummer 25). 

Der neu eingefügte § 183a AktG regelt davon abweichend 
die Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen ohne obligatorische 
Gründungsprüfung. Absatz 1 entbindet unter bestimmten 
Voraussetzungen von der Pflicht zur Gründungsprüfung. Ab- 
satz 2 bestimmt, dass der Beschluss über die Kapitalerhö- 
hung vor Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung 
in das Handelsregister bekannt zu machen ist. Absatz 3 sieht 
vor, dass eine qualifizierte Minderheit von Aktionären eine 
sachverständige Neubewertung des Einlagegegenstands ge- 
richtlich erzwingen kann. Absatz 4 regelt das weitere Verfah- 
ren durch Verweisung. Mit § 183a AktG wird Artikel 1 Nr. 8 
der Änderungsrichtlinie umgesetzt. 


Zu Absatz 1 

Nach § 1 83 Abs. 3 Satz 1 AktG findet bei einer Kapitalerhö- 
hung mit Sacheinlagen zwingend eine Prüfung durch einen 
oder mehrere Prüfer statt. § 183a Abs. 1 AktG erlaubt, hier- 
von abzusehen, soweit (im Fall der Gründung) das verein- 
fachte Eintragungsverfahren gewählt werden konnte (§ 33a 
AktG). 

Zu Absatz 2 

Um eine qualifizierte Aktionärsminderheit effektiv in die 
Lage zu versetzen, den Antrag auf Neubewertung rechtzeitig 
vor Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung zu 
stellen, muss das Datum des Beschlusses über die Kapital- 
erhöhung vorab bekarmt gemacht werden. Die Veröffent- 
lichung ist erforderlich, weil die Aktionäre ansonsten von der 
Anwendung des vereinfachten Verfahrens nicht rechtzeitig 
erfahren würden. Insbesondere der Beschluss über die Kapi- 
talerhöhung ist insofern neutral. In ihm muss zwar der Ge- 
genstand der Sacheinlage festgesetzt werden (§ 1 83 Abs. 1 
Satz 1 AktG). Die Hauptversammlung hat jedoch nicht expli- 
zit darüber zu beschließen, ob bei der Eintragung eine externe 
Wertprüfung stattfmden wird. Darauf müssen die Aktionäre 
deshalb gesondert hingewiesen werden. Zu diesem Zweck 
genügt eine Veröffentlichung in den Gesellschaftsblättem. 
Offenzulegen sind das Datum des Beschlusses über die 
Kapitalerhöhung sowie die Angaben, die in der Anmeldung 
gemäß § 37a Abs. 1 und 2 AktG enthalten sein müssen. Vor 
allem aus diesen Angaben können die Aktionäre ersehen, 
dass eine vereinfachte Eintragung beabsichtigt ist und wie 
der Einlagegegenstand bewertet werden soll. Ein der Bewer- 
tung zugrunde liegendes Sachverständigengutachten muss 
zu diesem Zeitpunkt allerdings noch nicht bei dem Register- 
gericht eingereicht werden. Die Aktionäre müssen deshalb 
ggf. von der Gesellschaft Einsicht in die Bewertungsunterla- 
gen verlangen. 

Die Veröffentlichung ist stets (also bezüglich beider Fall- 
gruppen: Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente einerseits, 
andere sachverständig bewertete Gegenstände andererseits) 
erforderlich, wenn eine Sachkapitalerhöhung unter verein- 
fachten Voraussetzungen in das Handelsregister eingetragen 
werden soll. 

Satz 2 ordnet - für die Eintragung der Durchführung der 
Kapitalerhöhung - eine Registersperre von vier Wochen 
Dauer an. Da das Gericht die Veröffentlichung in den Gesell- 
schaftsblättem nicht selbst veranlasst und auch nicht über- 
wacht, wird es mit der Eintragung der Durchfühmng der 
Kapitalerhöhung so lange warten müssen, bis ihm der Nach- 
weis über die Veröffentlichung des Datums des Beschlusses 
der Kapitalerhöhung in geeigneter Form beigebracht wird. 

Zu Absatz 3 

Ist der Antrag begründet, muss vor der Eintragung in das 
Handelsregister eine Prüfung durch unabhängige Sachver- 
ständige stattfmden. Der Entwurf bestimmt, dass für die Ent- 
scheidung über den Antrag das Amtsgericht zuständig ist. 
Das Verfahren zur Erzwingung einer Neubewertung ist - wie 
das Verfahren zur Benennung von Prüfern - nicht Bestandteil 
des Eintragungsverfahrens. Zuständig ist deshalb nicht das 
Registergericht. 

Der Antrag ist darauf gerichtet, einen oder mehrere externe 
Prüfer zu bestellen. Das Verfahren geht über das Verfahren in 
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§ 33 Abs. 3 Satz 2 AktG zur Benennung von Prüfern insofern 
hinaus, als das Gericht auch darüber entscheiden muss, ob 
überhaupt eine externe Prüfung stattfinden muss, weil die 
Voraussetzungen des § 33a Abs. 2 AktG vorliegen. Nur in 
diesem besonderen Verfahren und nur auf einen zulässigen 
Antrag hin darf das Gericht prüfen, ob es die Eintragung ohne 
externe Prüfung vornehmen darf. Die Beteiligungsverhält- 
nisse der Antragsteller sind glaubhaft zu machen. 

Gegen die Bestellung der Prüfer (Stattgabe des Antrags) 
kann der Vorstand, gegen die Ablehnung des Antrags können 
die Antragsteller Beschwerde einlegen. 

Zu Absatz 4 

Ist der Antrag begründet, hat das Gericht einen oder mehrere 
Prüfer zu bestellen. Für das weitere gerichtliche und außerge- 
richtliche Verfahren der externen Prüfung gelten § 33 Abs. 4 
und 5, die §§ 34, 35 AktG. 

Zu Nummer 27 (Neufassung des § 1 84 AktG) 

Nach § 184 AktG ist der Beschluss über die Erhöhung des 
Grundkapitals zur Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden. § 1 84 AktG wird systematisch neu geordnet und im 
Hinblick auf das vereinfachte Eintragungsverfahren gering- 
fügig ergänzt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt den Inhalt der Anmeldung im herkömmlichen 
sowie im vereinfachten Eintragungsverfahren. Der bisherige 
Absatz 1 Satz 1 bleibt unverändert erhalten. Nach dem gel- 
tenden § 1 84 Abs. 2 AktG ist zudem in der Anmeldung anzu- 
geben, welche Einlagen auf das bisherige Grundkapital noch 
nicht geleistet sind und warum sie nicht erlangt werden kön- 
nen. Die Vorschrift betrifft ebenfalls den Inhalt der Anmel- 
dung. Sie wird deshalb unverändert in Absatz 1 Satz 2 über- 
nommen. 

Absatz 1 Satz 3 ist neu eingefügt worden. Er betrifft das ver- 
einfachte Eintragungsverfahren. Damit wird Artikel 10b 
Abs. 2 Satz 2 der Kapitalrichtlinie umgesetzt. Sind gemäß 
§ 183a Abs. 2 AktG das Datum des Kapitalerhöhungsbe- 
schlusses sowie die Angaben nach § 37a Abs. 1 und 2 AktG 
offengelegt worden (was Voraussetzung für einen Verzicht 
auf eine externe Prüfung ist und vor der Anmeldung gesche- 
hen muss, weil der Anmeldung sonst der Prüfbericht beige- 
fügt werden müsste), muss der Vorstand in der Anmeldung 
nur noch (ergänzend) erklären, dass ihm seit dieser Offenle- 
gung keine Umstände im Sinne von § 33a Abs. 2 AktG be- 
kannt geworden sind. Für die Richtigkeit und Vollständigkeit 
auch dieser Erklärung müssen die Anmeldenden zivilrecht- 
lich wie strafrechtlich einstehen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält Regelungen darüber, welche Unterlagen der 
Anmeldung im herkömmlichen (erste Alternative) sowie im 
vereinfachten Eintragungsverfahren (zweite Alternative) 
beizufügen sind. Der bisherige Absatz 1 Satz 2 wird inhalts- 
gleich in Absatz 2 übernommen und ergänzt. Danach muss 
nun entweder der Bericht über die externe Prüfung mit der 
Anmeldung vorgelegt werden oder es sind die in § 37a Abs. 3 
AktG bezeichneten Anlagen der Anmeldung beizufügen. 
Findet das vereinfachte Eintragungsverfahren statt (§§ 33a, 
37a, 38 Abs. 3 AktG), sind die dort erforderlichen Anlagen 


auch bei der Kapitalerhöhung mit der Anmeldung vorzule- 
gen. Auf diese Weise stehen der Öffentlichkeit auch diejeni- 
gen Unterlagen zur Verfügung, aus denen sich im Einzelnen 
die Bewertung der Sacheinlagen ergibt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt in Ausschnitten die gerichtliche Prüfungs- 
und Entscheidungsbefugnis. In Absatz 3 Satz 1 wird zunächst 
die bisher in § 183 Abs. 3 Satz 3 AktG geregelte und dort ge- 
strichene Ablehnungsbefugnis des Gerichts unverändert wie- 
der eingefügt (vgl. dazu Begründung zu Nummer 25 Buch- 
stabe b - Änderung des § 1 83 Abs. 3 AktG). Danach prüft das 
Gericht iiu Grundfall auch bei der Kapitalerhöhung die Wert- 
haltigkeit von Sacheinlagen von Amts wegen. Eine Ausnah- 
me gilt jedoch für das vereinfachte Eintragungsverfahren. 
Absatz 3 Satz 2 verweist deshalb insoweit auf § 38 Abs. 3 
AktG. Die Erklärung nach § 37a Abs. 1 Satz 1 AktG findet 
sich in diesem Fall nicht in der Anmeldung, sondern in der 
Bekanntmachung. Von dieser Bekanntmachung hat das Ge- 
richt nach § 1 83a Abs. 2 AktG Kenntnis (vgl. Begründung zu 
Nummer 26 zur Einfügung von § 183a AktG). Im verein- 
fachten Eintragungsverfahren prüft das Gericht nicht, ob die 
Sacheinlagen werthaltig sind, sondern nur, ob die besondere 
Erklärung vorliegt und ob sie nach Inhalt und Form den ge- 
setzlichen Bestiiumungen entspricht. Lediglich bei offen- 
kundiger und erheblicher Überbewertung kann das Gericht 
die Eintragung ablehnen. 

Zu Nummer 28 (Änderung des § 186 AktG) 

Vergleiche zu Buchstabe a die Begründung zu Nummer 25 
Buchstabe a (Änderung des § 183 Abs. 1 AktG). 

Vergleiche zu Buchstabe b die Begründung zu Nummer 5 
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (Änderung des § 52 Abs. 2 
Satz 4 AktG). 

Zu Nummer 29 (Änderung des § 193 AktG) 

Die Änderung des § 193 Abs. 2 Nr. 3 AktG dient der Anpas- 
sung einer seit dem Inkrafttreten des Aktiengesetzes unver- 
änderten Regelung an die Bedürfnisse des modernen Kapital- 
marktes. Sie entspricht einer seit längerem in der Praxis er- 
probten und bewährten Gestaltung bei der Ausgabe von Wan- 
delschuldverschreibungen, nämlich der Ennittlung des 
Ausgabepreises für die jungen Aktien im Rahmen des sog. 
Bookbuilding-Verfahrens. In letzter Zeit ist jedoch wegen 
des überkommenen Wortlauts zunehmend Rechtsunsicher- 
heit eingetreten, die hier beseitigt werden soll. 

Wandelschuldverschreibungen haben sich zu einem wichti- 
gen Instrument moderner Untemehmensfmanzierung entwi- 
ckelt. Im Wege einer Ermächtigung des Vorstands durch die 
Hauptversammlung zur Begebung von Wandelschuldver- 
schreibungen nach § 221 Abs. 2 AktG kann die Wandel- 
schuldverschreibung bei Bedarf schnell am Markt platziert 
werden. Die Gesellschaft strebt dabei eine optimale Preisge- 
staltung an (u. a. Verhältnis Zins zu Wandlungskurs). Dies ist 
nur darm möglich, wenn der Wandlungskurs erst unmittelbar 
vor der Ausgabe der Schuldverschreibungen unter Berück- 
sichtigung der dann gegebenen Marktverhältnisse festgelegt 
wird. Das ist kaum möglich, wenn die Hauptversammlung 
selbst den Preis - gegebenenfalls lange vor der Ausgabe der 
Anleihe — festsetzen müsste. Daher soll der Hauptversamm- 
lung nun die Möglichkeit gegeben werden, wie bei der Kapi- 
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talerhöhung gegen Einlagen (§ 182 Abs. 3, § 186 Abs. 2 
AktG) nur darüber zu entscheiden, welcher Betrag der Ge- 
sellschaft mindestens zufließen soll. Dafür genügt die Be- 
stimmung eines festen Mindestausgabebetrags für die Aktien 
oder der Grundlagen für dessen Festsetzung. Die Vermögens- 
interessen der Aktionäre sind dadurch geschützt. Denn der 
Vorstand kann bei der Ermittlung des endgültigen Preises nur 
nach oben abweichen, der Gesellschaft fließt also gegebe- 
nenfalls ein höherer Betrag zu. 

Da für die Ermächtigung des Vorstands sowohl ein Beschluss 
nach § 193 als auch nach § 221 AktG erforderlich ist, spielt 
es keine Rolle, in welchem von beiden die Angaben zum 
Ausgabebetrag enthalten sind. 

Zu Nummer 30 (Änderung des § 194 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 25 Buchstabe a 
(Änderung des § 183 AktG). 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 4) 

Unter den Voraussetzungen des § 194 AktG ist eine bedingte 
Kapitalerhöhung (§ 192 Abs. 1 AktG) mit Sacheinlagen 
möglich. Die Kapitalrichtlinie enthält keine Vorgaben für be- 
dingtes Kapital; die Vorschriften über Kapitalerhöhungen 
sind jedoch sinngemäß auch auf bedingte Kapitalerhöhungen 
anwendbar. 

Bedingtes Kapital darf nur zu den in § 192 Abs. 2 AktG ge- 
setzlich vorgesehen Zwecken gebildet werden. Eine Sachein- 
lage im Sinne des § 33a Abs. 1 AktG, auf die das vereinfachte 
Eintragungsverfahren Anwendung findet, kommt bei einer 
bedingten Kapitalerhöhung vor allem in Betracht zur Vorbe- 
reitung des Zusammenschlusses mehrerer Unternehmen 
(§ 192 Abs. 2 Nr. 2 AktG), insbesondere wenn die an einem 
geregelten Markt gehandelten Aktien eines anderen Unter- 
nehmens gegen Gewährung von Bezugsaktien erworben 
werden sollen (share for share exchange). § 194 AktG wird 
insoweit klargestellt, teilweise neu geordnet und im Hinblick 
auf das vereinfachte Eintragungsverfahren ergänzt. 

Zu Doppelbuchstabe aa (Änderung des Satzes 2) 

Nach § 194 Abs. 4 Satz 1 AktG findet bei der Kapitalerhö- 
hung mit Sacheinlagen eine externe Prüfung durch einen 
oder mehrere Prüfer statt, ln Absatz 4 Satz 2 fehlt bislang eine 
Verweisung auf § 34 Abs. 1 AktG (vgl. Begründung zu Num- 
mer 25 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa zur Änderung von 
§183 Abs. 3 Satz 2 AktG). Durch die klarstellende Neufas- 
sung von Satz 2 wird diese Lücke geschlossen. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Aufhebung des Satzes 3) 

Satz 3 wird gestrichen und an systematisch passender Stelle 
in § 195 Abs. 2 Satz 2 AktG wieder eingefügt (vgl. Begrün- 
dung zu den Nummern 25 und 27 zur Änderung von § 183 
Abs. 3 Satz 3 und § 184 Abs. 3 AktG). 

Zu Buchstabe c (Anfügung eines Absatzes 5) 

Für die Fälle des vereinfachten Eintragungsverfahrens 
(§§ 33a, 37a, 38 Abs. 3 AktG) verweist Absatz 5 auf § 183a 
AktG. Von einer externen Prüfung (Absatz 4 Satz 1) kann ab- 
gesehen werden, ln diesem Fall tritt an ihre Stelle sinngemäß 
das in § 183a AktG geregelte Verfahren. 


Zu Nummer 31 (Änderung des § 195 AktG) 

Gemäß § 1 95 AktG ist der Beschluss über die bedingte Kapi- 
talerhöhung zur Eintragung in das Handelsregister anzumel- 
den. Die Vorschrift orientiert sich an § 184 AktG. Sie ist neu 
geordnet und geringfügig ergänzt worden. 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1 ) 

Nach Absatz 1 haben der Vorstand und der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats den Beschluss über die bedingte Kapitalerhö- 
hung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Der 
Inhalt der Anmeldung ist in § 195 AktG nicht geregelt. Die 
Vorschrift wird insoweit um einen Hinweis auf § 1 84 Abs. 1 
Satz 2 AktG ergänzt. Hat der Vorstand das Datum des Be- 
schlusses über die Kapitalerhöhung und die Angaben nach 
§ 37a AktG bereits vorab gemäß § 194 Abs. 5 AktG (§ 183a 
AktG) veröffentlicht, bedarf es in der Anmeldung des Be- 
schlusses nur noch einer ergänzenden Erklärung. Auf die Be- 
gründung zu Nummer 27 (Änderung von § 1 84 Abs. 1 AktG) 
wird insoweit Bezug genommen. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 2) 

Absatz 2 regelt, welche Anlagen der Anmeldung beizufügen 
sind. Absatz 2 Nr. 1 wird in Anlehnung an § 184 Abs. 2 AktG 
ergänzt mit der Maßgabe, dass entweder der Prüfungsbericht 
oder die in § 37a Abs. 3 AktG bezeichneten Anlagen mit der 
Anmeldung einzureichen sind. Auf die Begründung zu Num- 
mer 27 (Änderung von § 1 84 Abs. 2 AktG) wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu Buchstabe c (Anfügung eines Absatzes 3) 

Die in § 194 Abs. 4 Satz 3 AktG gestrichene Vorschrift wird 
als Absatz 3 an systematisch passender Stelle wortgleich 
wieder eingefügt und um die Anordnung der entsprechenden 
Geltung von § 38 Abs. 3 AktG ergänzt. § 1 84 Abs. 3 AktG ist 
entsprechend geändert worden; auf die dortige Begründung 
(zu Nummer 27) wird Bezug genommen. 

Zu Nummer 32 (Änderung des § 205 AktG) 

§ 205 AktG regelt die Ausgabe von neuen Aktien aus geneh- 
migtem Kapital (§ 202 Abs. 1 AktG) gegen Sacheinlage. Die 
Vorschrift wird zur Klarstellung neu geordnet und teilweise 
ergänzt. 

Zu den Buchstaben a und b (Änderung der Absätze 3 bis 5) 

Der bisherige Absatz 4 regelt die Rechtsfolgen bei Verstößen 
gegen die in Absatz 2 angeordneten Festsetzungen. Er wird 
deshalb Absatz 3. Das entspricht auch der ursprünglichen 
Reihenfolge im Gesetz. Auch der bisherige Absatz 5 ist sys- 
tematisch vorrangig vor dem - an unpassender Stelle in das 
Gesetz eingefügten - geltenden Absatz 3 . Dass sich Absatz 5 
seinem Wortlaut nach auf die Absätze 2 und 3 bezieht (statt 
auf die derzeitigen Absätze 2 und 4), ist ein Redaktionsverse- 
hen des Gesetzgebers, das durch die nunmehr vorgenomme- 
ne Änderung der Reihenfolge korrigiert wird. 

Zu Buchstabe c (Anfügung der Absätze 5 bis 7) 

Zu Absatz 5 

Nach Absatz 5 Satz 1 findet - wortgleich dem bisherigen Ab- 
satz 3 Satz 1 - bei der Ausgabe neuer Aktien gegen Sachein- 
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läge eine externe Prüfung durch einen oder mehrere Prüfer 
statt. In dem bisherigen Absatz 3 Satz 2 fehlt bislang eine 
Verweisung auf § 34 Abs. 1 AktG (Inhalt der Prüfung). 
Durch die klarstellende Neufassung wird diese Lücke ge- 
schlossen. § 183Abs.3und§ 194 Abs. 4 Satz 2 AktG werden 
entsprechend geändert; auf die Begründungen zu § 183 
Abs. 3 und § 194 Abs. 4 Satz 2 AktG (zu den Nummern 25 
und 30) wird ergänzend Bezug genommen. 

Der neu eingefügte Satz 2 regelt die Ausnahme: Von einer ex- 
ternen Prüfung kann abgesehen werden, wenn Vermögensge- 
genstände im Sinne des § 33a Abs. 1 AktG eingebracht wer- 
den sollen. § 183a AktG wird deshalb für entsprechend an- 
wendbar erklärt. 

Satz 3 dient der Klarstellung. Die Verweisung ist insgesamt 
wie folgt zu verstehen: Das Eintragungsverfahren bei Kapital- 
erhöhungen verläuft nach dem gesetzlichen Leitbild in zwei 
Schritten. Zuerst wird der Beschluss über die Kapitalerhö- 
hung zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet 
(§ 183 Abs. 1 AktG). Danach wird die Kapitalerhöhung 
durchgeführt und die Durchführung ebenfalls zur Eintragung 
in das Handelsregister angemeldet (§188 AktG). Erst mit der 
Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung ist das 
Grundkapital erhöht. Die externe Prüfung von Sacheinlagen 
ist in § 183 Abs. 3 AktG geregelt und knüpft somit bereits an 
die Eintragung des Erhöhungsbeschlusses und nicht erst an 
die Durchführung der Kapitalerhöhung an. Bei der Ausgabe 
neuer Aktien aufgrund genehmigten Kapitals entfallt der ers- 
te Schritt. Die Ermächtigung des Vorstands muss in der Sat- 
zung geregelt werden (§ 202 Abs. 1 und 2 AktG). Bei der 
Eintragung der Satzungsänderung in das Handelsregister 
(§181 AktG) findet eine Werthaltigkeitsprüfung (der festge- 
setzten zukünftigen Sacheinlagen) jedoch nicht statt. § 205 
AktG betrifft folglich den zweiten Schritt, nämlich die 
Durchführung der Kapitalerhöhung (Ausgabe neuer Aktien 
gegen Sacheinlagen). 

Auch in diesem Fall muss das Recht einer qualifizierten Ak- 
tionärsminderheit, eine Neubewertung der Sacheinlage ver- 
langen zu können, effektiv garantiert werden. Zu diesem 
Zweck wird der Vorstand in entsprechender Anwendung von 
§183 Abs. 2 AktG verpflichtet, seine Entscheidung über die 
Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage, zusammen mit 
den Angaben nach § 37a Abs. 1 und 2 AktG, vorab zu veröf- 
fentlichen. Dadurch werden die Aktionäre in die Lage ver- 
setzt, den Antrag auf Neubewertung rechtzeitig zu stellen, 
wenn sie der Meinung sind, dass auf eine externe Prüfung 
nicht hätte verzichtet werden dürfen (§ 33a Abs. 2 AktG). 
Die ausdrückliche Klarstellung im Gesetz erscheint erforder- 
lich, weil die Ausübung der Ermächtigung durch den Vor- 
stand eine Maßnahme der Geschäftsführung ist, die norma- 
lerweise weder eintragungsbedürftig noch eintragungsfähig 
wäre. 

Zu Absatz 6 

Der neue Absatz 6 regelt Besonderheiten bei der Anmeldung 
der Durchführung der Kapitalerhöhung. Für die Anmeldung 
galten bisher § 203 Abs. 1 Satz 1 und § 188 AktG. Sind Sach- 
einlagen ohne Wertprüfüng zugelassen, haben die Anmel- 
denden zusätzlich zu den sonstigen Anforderungen in der 
Anmeldung bestimmte Angaben zur Werthaltigkeit der Sach- 
einlagen zu machen und für die Richtigkeit und Vollständig- 
keit der Erklärung einzustehen. Das gilt auch bei der Ausgabe 


neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital gegen nicht 
extern geprüfte Sacheinlagen. Die Anmeldenden (Vorstand 
und Vorsitzender des Aufsichtsrats) haben deshalb die Erklä- 
rung gemäß § 1 84 Abs. 1 Satz 3 AktG mit der Anmeldung ab- 
zugeben und der Anmeldung die in § 184 Abs. 2 Alternative 2 
AktG geregelten Anlagen beizufügen. 

Zu Absatz 7 

Der neue Absatz 7 regelt die Prüfüngsbefugnis des Register- 
gerichts. § 184 Abs. 3 und § 194 Abs. 3 AktG sind entspre- 
chend geändert worden. Auf die Begründung zu diesen Vor- 
schriften (zu den Nummern 27 und 30) wird Bezug genom- 
men. 

Zu Nummer 33 (Änderung des § 206 AktG) 

§ 206 AktG ordnet die sinngemäße Anwendung von Grün- 
dungsvorschriften an, wenn bereits vor Eintragung der Ge- 
sellschaft in das Handelsregister (§ 39 AktG) Vereinbarun- 
gen getroffen worden sind, nach denen auf das genehmigte 
Kapital eine Sacheinlage zu leisten ist. Die Vorschrift dient 
dem Schutz vor Umgehung der Sachgründungsregeln. Eine 
externe Wertprüfüng ist jedoch dann nicht erforderlich, wenn 
sie auch bei Gründung nicht erforderlich wäre. Die Aufzäh- 
lung der Vorschriften, auf die in § 206 Satz 2 AktG verwiesen 
wird, ist deshalb ausdrücklich ergänzt um die neu eingefüg- 
ten §§ 37a, 38 Abs. 3 AktG. Von der Verweisung auf die 
§§ 32 bis 35 wird auch der neu eingefügte § 33a AktG erfasst. 

Zu Nummer 34 (Änderung des § 209 AktG) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 22 Buchstabe b 
(Änderung von § 175 Abs. 3 AktG). 

Zu Nummer 35 (Änderung des § 24 1 AktG) 

Zu Buehstabe a (Änderung der Nummer 1 ) 

Die bisher in § 241 Nr. 1 AktG vorgesehene Zitierung des 
§ 121 AktG („und . . . oder“) erklärt sich durch die derzeitige 
Verteilung der Bekarmtmachungsformen auf Absatz 3 (Ge- 
sellschaftsblätter) und Absatz 4 (eingeschriebener Brief). 

Verstöße gegen § 1 2 1 Abs. 3 Satz 2 AktG (Angabe der Tages- 
ordnung in der Einberufung) werden nicht der Nichtigkeits- 
folge unterworfen: Hier gilt weiterhin § 124 Abs. 4 Satz 1 
AktG als Sonderregelung. Auch eine Erstreckung der Nich- 
tigkeitsfolge auf einen Verstoß gegen die künftig bei börsen- 
notierten Gesellschaften bestehenden Veröffentlichungs- 
pflichten nach Absatz 3 Satz 3 oder die Zuleitungspflicht 
nach § 121 Abs. 4a AktG ist nicht geboten; insofern genügt 
ein Ordnungswidrigkeitstatbestand (vgl. hierzu die unter 
Nummer 52 vorgeschlagene Erweiterung von § 405 AktG). 

Zu Buchstabe b (Änderung der Nummer 2) 

Durch die Schaffung des neuen § 130 Abs. 2 Satz 2 AktG 
wird für börsennotierte Gesellschaften konkretisiert, welche 
Informationen die Feststellung über die Beschlussfassung 
mindestens umfassen und die Niederschrift enthalten muss 
(vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 19 - Änderung des 
§ 130 AktG). Während der Versammlungsleiter nach § 130 
Abs. 2 Satz 1 AktG als Ergebnis der Beschlussfassung nur 
feststellen muss, ob der Beschluss gefasst wurde oder nicht, 
sind nach Satz 2 weitere, konkretere Feststellungen erforder- 
lich. Unterläuft dem Versammlungsleiter hierbei ein Fehler 
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und wird die fehlerhafte Feststellung entsprechend in die 
Niederschrift aufgenommen, so hätte dies - im Gegensatz zur 
bisherigen Rechtslage, nach der nur Anfechtbarkeit vorläge - 
Nichtigkeit nach § 241 Nr. 2 AktG zur Folge. Um eine solche 
Sanktionsverschärfung bei einer Regelung zu vermeiden, 
deren vorrangiges Ziel es ist, die Transparenz für die Aktio- 
näre zu erhöhen, ist § 130 Abs. 2 Satz 2 AktG aus der Nich- 
tigkeitsfolge des § 241 Nr. 2 AktG herauszunehmen. 

Zu Nummer 36 (Änderung des § 242 AktG) 

Zu Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung von 
§ 241 Nr. 2 AktG. Da nach dieser Regelung nur ein Verstoß 
gegen § 130 Abs. 2 Satz 1 AktG der Nichtigkeitsfolge unter- 
liegt, braucht sich auch die Heilungsvorschrift des § 242 
Abs. 1 AktG nur daraufzu beziehen. 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 2) 

Der in § 242 Abs. 2 Satz 4 AktG enthaltene Verweis auf § 1 2 1 
Abs. 4 AktG betrifft allein Fehler bei der Einberufung der 
Hauptversammlung mit eingeschriebenem Brief und ist da- 
her infolge der vorgesehenen Neuordnung der Einberufungs- 
vorschriften künftig auf § 121 Abs. 4 Satz 2 AktG zu be- 
schränken. 

Zu Nummer 37 (Änderung des § 243 AktG) 

Zu Buchstabe a (Einfügung einer neuen Nummer 1 ) 

Um bei der neugeschaffenen Möglichkeit, an der Hauptver- 
sammlung online teilzunehmen und Rechte auszuüben 
(§118 Abs. 1 Satz 2 AktG), die Anfechtbarkeit wegen tech- 
nischer Störungen zu vermeiden, wird die Anfechtbarkeit 
ausgeschlossen, wenn die Rechtsverletzung durch eine tech- 
nische Störung verursacht wurde (§ 243 Abs. 3 Nr. 1 AktG). 
Dies gilt nicht, wenn der Gesellschaft Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit vorzuwerfen ist. Durch die Formulierung „es 
sei denn“ wird klargestellt, dass die Beweislast für das Vor- 
liegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beim Anfech- 
tungskläger liegt. Der für die Gesellschaft geltende Verschul- 
densmaßstab kann durch die Satzung verschärft werden. Da- 
mit soll es Gesellsehaften, die dies wünschen, ennöglicht 
werden, die elektronischen Kommunikationswege als voll- 
wertige Wege der Rechtswahrnehmung anzubieten, indem 
den Aktionären auch die uneingeschränkte Möglichkeit der 
Beschlussanfechtung eröffnet wird. 

Zu Buchstabe b (Änderung der bisherigen Nummer 1 ) 

Ein Verstoß gegen die künftig in § 121 Abs . 4a AktG geregel- 
te Zuleitungspflicht an Medien zwecks Verbreitung der Ein- 
berufung soll nicht nur keine Nichtigkeit, sondern auch in 
keinem Fall eine Anfechtbarkeit der Hauptversammlungsbe- 
schlüsse nach sich ziehen. Aus diesem Grund wird § 243 
Abs. 3 Nr. 1 AktG entsprechend ergänzt. Die in § 405 AktG 
künftig vorgesehene Ordnungswidrigkeit ist insofern eine 
ausreichende Sanktion. 

Gleiches gilt für Verstöße gegen § 124a AktG. Die Sanktion 
erfolgt nicht im Wege der Beschlussmängelklage, sondern 
nach Ordnungswidrigkeitenrecht (§ 405 Abs. 3a Nr. 3 AktG). 


Zu Buchstabe c (Änderung der bisherigen Nummer 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a. 

Zu den Nummern 38 und 39 (Änderung der §§246 und 

246a AktG) 

Es war eines der Ziele des UMAG aus dem Jahr 2005, miss- 
bräuchliche Aktionärsklagen einzudämmen. Dazu ist eine 
ganze Reihe von Einzeländerungen in das Aktiengesetz ein- 
gefügt worden, u. a. ist auch ein Freigabeverfahren in § 246a 
Abs. 2 AktG aufgenommen worden, das dem bisherigen kon- 
zem- und umwandlungsrechtlichen Freigabeverfahren ent- 
sprach. 

ln Anbetracht nach wie vor auftretender Missbrauchsfälle 
und eines sogar zahlenmäßig noch größer gewordenen Klä- 
gerfeldes besteht jedoch weiterer Refonnbedarf. 

Zu Nummer 38 (Änderung des Absatzes 3 AktG) und 
Nummer 39 Buchstabe a (Änderung des Absatzes 1) 

ln jüngerer Zeit war zu beobachten, dass Anfechtungskläger 
versuchen, Freigabeverfahren in die Länge zu ziehen. Dies 
ist verständlich, denn es ist der Zeitfaktor, der die Aktienge- 
sellschaften selbst bei aussichtslosen Anfechtungsklagen 
zum Vergleichsschluss bewegt. Das Freigabeverfahren ist für 
Kapitalmaßnahmen und Unternehmens vertrüge in § 246a, 
für Eingliederungen in § 319 Abs. 6, für das sogenannte 
Squeeze Out in § 327e Abs. 2 - der auf § 319 Abs. 6 AktG 
verweist - und für Umwandlungen in § 16 Abs. 3 des Um- 
wandlungsgesetzes (UmwG) geregelt. Die Regelungen sind 
weitgehend wortgleich und sollen als Eilverfahren die zu- 
meist lange Verfahrensdauer der Anfechtungsverfahren aus- 
gleichen. Mit der Verschleppung der Freigabeverfahren be- 
zwecken die Anfechtungskläger, den gesetzgeberischen Wil- 
len, wonach das Freigabeverfahren ein Eilverfahren ist, zu 
unterlaufen. 

Die Verzögerung des Freigabeverfahrens wird unter anderem 
dadurch betrieben, dass einzelne Anfechtungskläger sich 
- oftmals nur zu diesem Zweck gegründeter - Unternehmen 
mit Sitz im Ausland bedienen, denen sie ihren Aktienbesitz 
übertragen. Für das Freigabeverfahren benennen diese An- 
fechtungskläger dann, anders als für das Anfechtungsverfah- 
ren, keinen deutschen Prozessbevollmächtigten. Die Zustel- 
lung geriehtlicher Schriftstücke erfolgt dann grundsätzlich 
an die Partei selbst (vgl. § 172 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Ist der 
Kläger eine GmbH, werden hier schon die neuen Zustel- 
lungsregelungen nach der GmbH-Reform (MoMiG) helfen 
können. Bei Privatpersonen ist eine Zustellung im Ausland 
erforderlich, was nach Maßgabe des § 183 Abs. 1 ZPO regel- 
mäßig durch die Behörden des Sitzstaates zu erfolgen hat. 
Dies führt teilweise zu sehr erheblichen Verzögerungen; mitt- 
lerweile sind Fälle von Zustelladressen in Dubai und der 
Volksrepublik China bekannt. 

Zur Vermeidung derartiger Verzögerungen des jeweiligen 
Freigabeverfahrens ist es angezeigt, die Wirkung der Pro- 
zessvollmacht für das Anfechtungsverfahren auch auf die un- 
terschiedlichen Freigabeverfahren zu erstrecken. Daher wird 
in den jeweiligen Vorschriften des Aktiengesetzes und des 
Umwandlungsgesetzes die entsprechende Anwendung des 
§ 82 ZPO vorgesehen. Zusätzlich wird die entsprechende 
Anwendung des § 83 Abs. 1 ZPO, wonach § 82 ZPO im 
Außenverhältnis nicht abdingbar ist, und des § 84 ZPO, nach 
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dem § 82 ZPO auch bei mehreren Prozessbevollmächtigten 
gilt, geregelt. 

Nach § 82 ZPO umfasst die Vollmacht für den Hauptprozess 
auch „die Vollmacht für das eine Hauptintervention, einen 
Arrest oder eine einstweilige Verfügung betreffende Verfah- 
ren.“ Betrachtet man das Anfechtungsverfahren als Haupt- 
verfahren, ist ein Freigabeverfahren vom Wortlaut des § 82 
ZPO nicht erfasst. 

Die entsprechende Anwendung des § 82 ZPO ist bereits von 
einigen Gerichten angenommen worden. Zur Klarstellung 
der Anwendung des § 82 ZPO auf das Freigabeverfahren soll 
nunmehr eine gesetzliche Regelung vorgesehen werden. 
Gleiches gilt für § 83 Abs. 1 und § 84 ZPO. 

Noch ein zweiter Umstand zögert die Freigabe unnötig hin- 
aus. Der Anfechtungskläger kann den Zustellungszeitpunkt 
der Klage auf anderem Wege, etwa durch spätes oder unvoll- 
ständiges Einzahlen des Prozesskostenvorschusses, beein- 
flussen. Bis dahin kann die Gesellschaft den Freigabeantrag 
nur unvollständig vorbereiten. Denn das Recht zur Aktenein- 
sicht besteht nach § 299 ZPO erst nach Zustellung der An- 
fechtungsklage. In der Praxis haben bereits einige Gerichte 
den Gesellschaften eine solche Einsicht vor Zustellung ge- 
währt. Der Entwurf will nunmehr allen Gesellschaften die 
Möglichkeit eröffnen, bereits nach Ablauf der Anfechtungs- 
frist die Klageschriften einzusehen. 

Für das Freigabeverfahren und für das Beschwerdeverfahren 
wird künftig jeweils eine Wertgebühr erhoben (vgl. Arti- 
kel 12 dieses Gesetzentwurfs - Änderung des Gerichtskos- 
tengesetzes). 

Sowohl für das Freigabeverfahren als auch für das Beschwer- 
deverfahren wird für die Festsetzung des Regelstreitwerts 
und die Streitwertspaltung die entsprechende Anwendung 
des § 247 AktG angeordnet. Der Regelungszweck des § 247 
AktG, der in der Sicherstellung angemessener Regelstreit- 
werte sowie dem Schutz der wirtschaftlich schwächeren 
Prozesspartei besteht, gilt beim Freigabeverfahren und beim 
Beschwerdeverfahren ebenso wie bei der Anfechtungsklage. 

Zu Nummer 39 

Zu Buchstabe b (Änderung des Absatzes 2) 

Die amtliche Begründung des UMAG hatte einige gewichti- 
ge Hinweise zur Auslegung der Interessenabwägungsklausel 
nach § 246a Abs. 2 AktG und der Parallelvorschriften gege- 
ben. Diese sind in der Folgezeit von vielen Gerichten bei der 
Anwendung des Freigabeverfahrens fruchtbar gemacht wor- 
den. Es ist aber gleichwohl immer noch eine gewisse Unsi- 
cherheit über das Verständnis der Interessenabwägungsklau- 
sel geblieben. Es ist deshalb vielfach gefordert worden, die 
Grundgedanken der genannten amtlichen Begründung in das 
positive Recht zu übernehmen und zwar nicht nur in die neue 
Freigabeverfahrensregelung in § 246a Abs. 2 AktG, sondern 
ebenso in die Parallelvorschriften in § 319 AktG und § 16 
UmwG. Dem soll mit diesem Gesetzentwurf entsprochen 
werden. Danach darf ein Freigabebeschluss nur ergehen, 
wenn das „alsbaldige Wirksamwerden des Hauptversamm- 
lungsbeschlusses vorrangig erscheint, weil die vom Antrag- 
steller dargelegten wesentlichen Nachteile für die Gesell- 
schaft und ihre Aktionäre nach freier Überzeugung des Ge- 
richts die Nachteile für den Antragsgegner überwiegen, es sei 
denn, es liegt eine besondere Schwere des Rechtsverstoßes 


vor.“ Der Vorteil dieser Klarstellung ist, dass unzweifelhaft 
eine Abwägung zwischen dem Interesse des Klägers einer- 
seits und den wirtschaftlichen Interessen der Gesellschaft 
und ihrer übrigen Aktionäre andererseits vorzunehmen ist. 
Die Formulierung macht aber zugleich klar, dass eine Freiga- 
be selbst bei überwiegendem Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre dann dennoch nicht erfolgen darf, wenn der 
mit der Klage geltend gemachte Rechtsverstoß besonders 
schwer ist. Dabei ist abzustellen auf die Bedeutung der ver- 
letzten Norm und das Ausmaß der Rechtsverletzung. Für die 
Bedeutung der Norm ist die Unterscheidung des Gesetzge- 
bers zwischen nichtigen, anfechtbaren, durch Eintragung 
heilbaren und bestätigungsfahigen Beschlüssen zu beachten 
(§§ 241, 242 Abs. 1, §§ 243, 244 AktG). Für das Ausmaß des 
Verstoßes ist etwa zu fragen, ob es sich um einen gezielten 
Verstoß handelt, der den Kläger im Vergleich zu der Mehrheit 
ungleich trifft. Zu denken ist auch daran, ob der Kläger 
schwerwiegende wirtschaftliche Nachteile erleidet, die sich 
nicht auf andere Weise, etwa durch Schadenersatzansprüche 
ausgleichen lassen. Ganz allgemein kann es sich auch um ei- 
nen Verstoß handeln, der so krass rechtswidrig ist, dass eine 
Eintragung und damit Durchführung „unerträglich“ wäre. 
Umgekehrt kann eine besondere Schwere des Verstoßes auch 
darm abzulehnen sein, wenn ein Nichtigkeitsgrund nach 
§ 241 AktG anzunehmen ist. Nicht jeder Nichtigkeitsgrund 
wegen eines kleinen formalen Fehlers führt zu einer besonde- 
ren Schwere des Verstoßes. Die Darlegungslast für die beson- 
dere Schwere des Verstoßes trägt der Antragsgegner. 

Durch diese abgestufte Regelung kann verhindert werden, 
dass Aktionäre mit sehr geringer Beteiligung durch den Vor- 
trag von weniger bedeutenden Verstößen wichtige untemeh- 
mensstrukturelle Maßnahmen der Gesellschaft blockieren 
können. Diese Aktionäre, die mit ihrem Vorgehen auch kei- 
nen Rückhalt bei den übrigen Aktionären haben, da der Be- 
schluss ansonsten nicht von der Hauptversammlung gefasst 
worden wäre, werden dadurch aber nicht rechtlos gestellt, 
sondern können die Rechtswidrigkeit des Hauptversamm- 
lungsbeschlusses weiter verfolgen, aber nur noch mit dem 
Ziel auf Schadenersatz. Diese Regelung ist daher sehr viel 
schonender als eine Versagung des Anfechtungsrechts insge- 
samt. Zugleich aber bietet diese gestufte Regelung auch 
Kleinaktionären, die jedenfalls die Bagatellschwelle über- 
schreiten, weiterhin die Möglichkeit, bei schweren Verlet- 
zungen des Rechts oder der Satzung doch eine Anfechtungs- 
klage zu erheben und die Umsetzung eines Beschlusses zu 
verhindern. Dies entspricht dem Gedanken des § 148 Abs. 1 
Nr. 3 AktG, der ebenfalls durch das UMAG eingeführt wor- 
den war. Auch dort wird für das Klagezulassungsverfahren 
gegen Organe sichergestellt, das eine Aktionärsminderheit 
die Möglichkeit hat, eine Haftungsklage durchzusetzen, 
wenn Tatsachen vorliegen, „die den Verdacht rechtfertigen, 
dass der Gesellschaft durch Unredlichkeit oder grobe Verlet- 
zung des Gesetzes oder der Satzung ein Schaden entstanden 
ist“. 

Zugleich wird vorgeschlagen, in das Freigabeverfahren ein 
Bagatellquorum einzuführen. Dieses Quorum schneidet 
nicht die Klagebefügnis der Aktionäre ab, sondern be- 
schränkt lediglich die Möglichkeit des Kleinstaktionärs, eine 
Freigabe zu verhindern. Der Entwurf spricht sich zugleich 
gegen die Forderung nach einem spürbaren Quorum aus, das 
z. B. eine Schwelle von einem Prozent Beteiligung oder 
100 000 Euro Nennbetrag vorsehen sollte. Die Einführung 
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eines solchen Quorums erschiene rechtlich und rechtspoli- 
tisch fragwürdig. Sie würde die Anfechtungsklage als Instru- 
ment des Aktionärsschutzes weitgehend beseitigen, ohne ein 
anderes Schutzinstrument (verschärfte Organhaftung, Ak- 
tienamt) an deren Stelle zu setzen. Es würde zugleich auch 
die Tätigkeit von Aktionärsvereinigungen beschädigen, die 
über solche hohen Quoren in der Regel nicht verfügen und 
deren Wirken zur Abstellung von Rechtsverstößen aber auch 
zur Fortentwicklung des Rechts sirmvoll sein kann. Eine 
Bagatellschwelle, wie hier vorgeschlagen, erscheint aber 
nicht nur vertretbar, sondern sogar angeraten. Es ist zu be- 
rücksichtigen, dass im Laufe der Zeit aus Rücksicht auf die 
Gepflogenheiten an den internationalen Kapitalmärkten die 
Mindestnennbeträge der Aktien immer weiter abgesenkt 
worden sind, zuletzt auf einen Euro. Dabei ist nicht berück- 
sichtigt worden, dass die „Atomisierung“ der Nennbeträge 
der Aktien zugleich zu einer „Atomisierung“ der Klagebe- 
fugnis geführt hat. Dies hat heute zum Ergebnis, dass Aktio- 
näre mit einer einzigen Aktie zum Nennbetrag von einem 
Euro und also mit einem ökonomisch betrachtet nicht siim- 
vollen Investment in der Gesellschaft das Recht haben, unter- 
nehmensstrukturelle Maßnahmen von größter Bedeutung für 
hunderttausende andere Aktionäre und die Gesellschaft 
durch eine Anfechtungsklage aufzuhalten. Dies führt wiede- 
rum zu der Möglichkeit, dass Personen, die lediglich auf die 
Erhebung von Anfechtungsklagen aus sind, von allen oder 
einer großen Zahl deutscher Aktiengesellschaften jeweils 
eine Aktie erwerben und so überall agieren können, wo sie 
aufgrund der bekannt gemachten Tagesordnung Ansatzpunk- 
te sehen. Dieses Geschäftsmodell wird zumindest erschwert. 
Es wird vom Entwurf erwartet, dass ein Aktionär zumindest 
seit der Bekanntmachung der Einberufung Aktien mit einem 
anteiligen Betrag von 100 Euro hält, um eine Freigabe auf- 
halten zu können. Er hat diese Legitimation binnen einer 
Woche nach Zustellung des Freigabeantrags nachzuweisen. 

Der anteilige Betrag von 1 00 Euro entspricht bei normalen 
Börsenwerten im Mittelmaß und ohne Berücksichtigung von 
Extremfällen etwa 1 000 bis 2 000 Euro und befindet sich da- 
mit am unteren Ende eines aus sich heraus ökonomisch sinn- 
vollen Investments in eine Gesellschaft. 

Mit einer solchen Regelung würde zugleich verhindert, dass 
sich substantiierten Anfechtungsklagen zahlreiche Klagen 
von Kleinstaktionären als „Trittbrettfahrer“ ohne eigenstän- 
digen Vortrag anschließen und dadurch die Gerichte und ihre 
Geschäftsstellen in unnötiger Weise belasten. 

Zu Buchstabe c (Änderung des Absatzes 3) 

Der Erfolg der Anfechtungskläger ist dem Umstand zuzu- 
schreiben, dass die Freigabeverfahren zu lang sind. Während 
dieser Zeit wird nicht eingetragen und die Maßnahme wird 
nicht wirksam. Das ist der entscheidende Hebel, der verkürzt 
werden muss. Andernfalls wäre weiter zu befürchten, dass 
die Gesellschaften selbst bei unbegründeten Klagen die 
Flucht in den Vergleich suchen. Die Verfahrenslänge wird 
derzeit neben dem strategischen Verhalten der Anfechtungs- 
kläger durch die Gewährung eines Instanzenzuges bewirkt. 
Es ist oft gefordert worden, die Beschwerde aus diesem 
Grund auszuschließen. Aus Sicht des Verfassungsrechts ga- 
rantiert der Justizgewährungsanspruch keinen Instanzenzug 
(vgl. BVerfG, NJW 2003, 1924). Der Entwurf wählt aber 
einen anderen Weg, der systemkonform und weniger ein- 


schneidend ist: In Anlehnung an eine Parallelregelung in 
§132 Abs. 3 AktG kann das Landgericht nur noch bei 
grundsätzlicher Bedeutung der Sache die sofortige Be- 
schwerde zulassen. Damit wird der Hebel der Verfahrenslän- 
ge für den Regelfall ganz erheblich verkürzt. Das Beschwer- 
degericht ist an die Entscheidung gebunden. Eine Nichtzulas- 
sungsbeschwerde sieht der Entwurf konsequenterweise und 
ganz bewusst nicht vor. Das entspricht zum einen der Regel 
in § 132 Abs. 3 AktG. Zum andern würde die Nichtzulas- 
sungsbeschwerde das Ziel, die Verfahrensdauer zu verkür- 
zen, weitgehend wieder vereiteln. Des Weiteren wird der An- 
fechtungskläger durch eine Freigabe keineswegs rechtlos ge- 
stellt. Es wird ihm lediglich verwehrt, einen Beschluss der 
Hauptversammlung zu blockieren. Es bleibt ihm aber unbe- 
nommen, seine Anfechtungsklage im Hauptsacheverfahren 
weiter zu betreiben, Schadensersatz zu erlangen und implizit 
die Rechtsverletzung der Gesellschaft feststellen zu lassen. 

Eine Änderung des § 132 AktG im Hinblick auf die Fonnu- 
lierung „Es soll sie nur zulassen“ mag sich anbieten, kann 
aber bei späterer Gelegenheit erfolgen. 

Im Beschwerdeverfahren wird anstelle der bisher gelten- 
den Festgebühr künftig eine Wertgebühr erhoben (vgl. Arti- 
kel 12 - Änderung des Gerichtskostengesetzes). Für die Fest- 
setzung des Regelstreitwerts und die Streitwertspaltung im 
Beschwerdeverfahren wird die entsprechende Anwendung 
des § 247 AktG angeordnet. Die Regelungszwecke des § 247 
AktG, die in der Sicherstellung angemessener Regelstreit- 
werte sowie dem Schutz der wirtschaftlich schwächeren Pro- 
zesspartei bestehen, sind beim Beschwerdeverfahren im sel- 
ben Maße zu verfolgen wie bei der Anfechtungsklage. 

Zu Nummer 40 (Änderung des § 249 AktG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 38 (Än- 
derung des § 246 AktG). Da es bei der Klage auf Feststellung 
der Nichtigkeit eine Monatsfrist bisher nicht gibt, bezieht 
sich die entsprechende Anwendung von § 246 Abs. 3 Satz 5 
AktG lediglich auf die Akteneinsicht vor Zustellung. 

Zu Nummer 41 (Änderung des § 256 AktG) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 35 (Änderung des 
§ 241 AktG). 

Zu den Nummern 42 und 43 (Änderung der §§ 293f und 

293g AktG) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe a 
(Änderung des § 52 Abs. 2 AktG). 

Zu Nummer 44 (Änderung des § 305 AktG) 

Die anlässlich der Konzembildung, Umwandlung oder ande- 
rer Strukturmaßnahmen im Spruchverfahren zu bestimmen- 
de Zuzahlung bzw. Abfindung ist bislang mit jährlich zwei 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. Dem- 
gegenüber sieht die allgemeine Regelung über Verzugs- und 
Prozesszinsen einen Wert von fünf Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz vor (§ 288 Abs. 1 Satz 2, § 291 Satz 2 BGB). 
Eine solche Differenzierung ist nicht mehr sach- und zeitge- 
mäß. Die Anpassung der Verzinsung im Aktiengesetz, im 
Umwandlungsgesetz, im SE-Ausführungsgesetz sowie im 
SCE-Ausführungsgesetz an die allgemeine Regelung soll da- 
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zu beitragen, dass das Spruchverfahren unter finanziellen 
Gesichtspunkten nicht übermäßig verzögert wird. 

Im Übrigen sollen alle Parallelvorschriften soweit möglich 
sprachlich vereinheitlicht werden. 

Zu Nummer 45 (Änderung des § 3 19 AktG) 

Vergleiche die Begründungen zu Nummer 5 Buchstabe a 
(Änderung des § 52 Abs. 2 AktG) und zu Nummer 39 (Ände- 
rung des § 246a AktG). 

Durch Buchstabe b Doppelbuchstabe dd wird die Regelung 
des § 3 1 9 AktG an die Regelung in § 246a Abs. 4 AktG ange- 
passt. Dies dient dem Gleichlauf sämtlicher Freigabeverfah- 
ren. 

Zu Nummer 46 (Änderung des § 320 AktG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des 
§ 3 19 AktG (Nummer 45). 

Zu den Nummern 47 und 48 (Änderung der §§ 320b und 

327b AktG) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 44 (Änderung des 
§ 305 Abs. 3 AktG). 

Zu den Nummern 49 und 50 (Änderung der §§ 327c und 

327dAktG) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe a 
(Änderung des § 52 Abs. 2 AktG). 

Zu Nummer 51 (Änderung des § 399 AktG) 

Die Ergänzung von § 399 Abs. 1 AktG stellt sicher, dass die 
bei einer Sacheinbringung ohne externe Werthaltigkeitsprü- 
fung abzugebenden besonderen Erklärungen und Versiche- 
rungen ebenfalls strafbewehrt sind. 

Im Fall der Sachgründung ohne externe Prüfung haben die 
zur Anmeldung Verpflichteten (§36 Abs. 1 AktG) in der An- 
meldung auch Angaben zu jedem Gegenstand einer Sachein- 
lage, seinem Wert, der Quelle seiner Bewertung sowie der 
Bewertungsmethode zu machen (§ 37a Abs. 1 AktG). Diese 
Angaben beziehen sich unmittelbar auf die Sacheinlagen und 
werden deshalb vom bereits geltenden Wortlaut des § 399 
Abs. 1 Nr. 1 AktG erfasst („über Sacheinlagen“). Eine Ergän- 
zung der Strafnorm ist insofern entbehrlich. Darüber hinaus 
haben die zur Anmeldung verpflichteten in der Anmeldung 
zu versichern, dass ihnen keine Umstände im Sinne von 
§ 37a Abs. 2 AktG bekarmt geworden sind, aus denen sich 
Anhaltungspunkte für die Unrichtigkeit der Bewertung der 
Einlagengegenstände ergeben körmten. Diese Erklärung geht 
über die bisher - auch in Fällen der Sacheinbringung - erfor- 
derlichen Angaben hinaus und bedarf deshalb der ergänzen- 
den Erwähnung in Nummer 1 . Dies geschieht durch Verwei- 
sung auf die nach § 37a Abs. 2 AktG abzugebende Versiche- 
rung. Der Wortlaut der in der Anmeldung abzugebenden Ver- 
sicherung wird durch die Formulierung des § 37a Abs. 2 
AktG weitgehend konkretisiert und vorgegeben. 

Bei Kapitalerhöhungen (§§ 182 bis 206 AktG) mit Sachein- 
lagen ohne externe Prüfung hat der Vorstand das Datum des 
Beschlusses über die Kapitalerhöhung sowie die Angaben 
nach § 37a Abs. 1 und 2 AktG in den Gesellschaftsblättern 


bekarmt zu machen (§ 183a Abs. 1 AktG). Dadurch werden 
die Aktionäre in die Lage versetzt, ihr Recht zur notfalls ge- 
richtlichen Erzwingung einer Neubewertung (§ 183a Abs. 3 
AktG) effektiv geltend zu machen. Sind die Angaben nach 
§ 37a Abs. 2 AktG auf diese Weise veröffentlicht worden, ha- 
ben die zur Anmeldung Verpflichteten in der Anmeldung nur 
noch zu versichern, dass ihnen seitdem keine Umstände im 
Sinne von § 37a Abs. 2 AktG bekannt geworden sind (§ 184 
Abs. 1 Satz2 AktG). Falsche oder unvollständige Angaben in 
der Veröffentlichung nach § 183a Abs. 1 AktG oder in der 
Versicherung nach § 184 Abs. 1 Satz 2 AktG müssen durch 
Erweiterung des Wortlauts des § 399 Abs. 1 Nr. 4 AktG unter 
Strafe gestellt werden, um eine strafrechtlich nicht gewollte 
Privilegierung gegenüber der Kapitalerhöhung mit Sachein- 
lagen im Regelfall zu vermeiden. Dies geschieht durch Er- 
gänzung von § 399 Abs. 1 Nr. 4 AktG um Verweisungen auf 
die Bekarmtmachung nach § 1 83a Abs. 2 Satz 1 und die nach 
§ 184 Abs. 1 Satz 3 AktG abzugebende Versicherung. Davon 
werden auch die bei der bedingten Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen (§ 194 Abs. 5, § 195 Abs. 1 Satz 2 AktG) und 
die bei der Kapitalerhöhung durch genehmigtes Kapital 
(§ 205 Abs. 5 Satz 2 und 3, Abs. 6, § 206 Satz 2 AktG) in den 
entsprechenden Bekarmtmachungen oder Versicherungen 
gegenüber dem Registergericht zu machenden Angaben er- 
fasst. 

Zu Nummer 52 (Änderung des § 405 AktG) 

Der neu vorgesehene Bußgeldtatbestand sanktioniert bei bör- 
sennotierten Gesellschaften Verstöße gegen die Pflicht zur 
Zuleitung der Einberufung bzw. der ergänzten Tagesordnung 
an Medien, bei denen von einer gemeinschaftsweiten Ver- 
breitung ausgegangen werden kann. Die ordnungswidrigkei- 
tenrechtliche Verfolgung eines Verstoßes gegen diese Ver- 
breitungspflicht ist in § 405 AktG zu regeln, weil das Wert- 
papierhandelsgesetz die Pflicht zur Verbreitung der Einberu- 
fung über die genannten Medien nicht vorsieht. 

Selbstverständlich berühren Unterbrechungen des Intemet- 
zugangs, die nicht vorsätzlich oder grob fährlässig von der 
Gesellschaft herbeigeführt worden sind, und Unterbrechun- 
gen, die z. B. der Systemwartung dienen, die Erfüllung der 
Offenlegungspflicht nach § 124a AktG nicht. 

Zu Nummer 53 (Aufhebung des § 406 AktG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 6 Buch- 
stabe b (Aufhebung des § 71 Abs. 3 Satz 3 AktG). Mit dem 
Wegfall der Informationspflicht nach § 71 Abs. 3 Satz 3 
AktG wird der entsprechende Bußgeldtatbestand gegen- 
standslos. 

Zu Nummer 54 (Änderung des § 407 AktG) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 5 Buchsta- 
be a (Änderung des § 52 Abs. 2 AktG) und Nummer 24 (Än- 
derung des § 179a Abs. 2 AktG). 

Zu Artikel 2 (Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Aktiengesetz) 

Die bisherige Regelung in § 20 EGAktG hat sich durch Zeit- 
ablauf überholt. Aus diesem Grund karm die Vorschrift neu 
besetzt werden. 
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Zu Absatz 1 

Der neue § 20 Abs. 1 EGAktG schafft eine Übergangsfrist, 
damit durch das Inkrafttreten des Gesetzes nicht in bereits 
laufende Vorbereitungen für Hauptversammlungen einge- 
griffen wird. Die Regelung orientiert sich an der Übergangs- 
regelung zum UMAG in § 16 EGAktG. Übergangsregelun- 
gen sind insbesondere bei Vorschriften erforderlich, durch 
die im Vergleich zur bisherigen Rechtslage Fristen geändert 
oder neue Pflichten geschaffen werden. Bis zur Anwendbar- 
keit der geänderten Vorschriften gilt die bisherige Rechtslage 
fort. 

Eine Übergangsregelung bezüglich des Nachweisstich- 
punkts in § 123 Abs. 3 Satz 3 AktG wird nicht geschaffen. 
Bei diesem Stichpunkt handelt es sich um einen Termin, der 
weder entsprechend § 193 BGB noch nach § 123 Abs. 4 
AktG a. F. auf einen Werktag verlegt werden kann. Der Stich- 
punkt kann also auch auf einen Sormabend, Feiertag oder 
Sormtag fallen. Dies ist bereits geltende Rechtslage. Trotz be- 
stehender Auslegungsstreitigkeiten, welche die Praxis verun- 
sichert haben, erscheint eine Übergangsregelung nicht erfor- 
derlich, zumal sie lediglich klarstellenden Charakter hätte. 

Zu Absatz 2 

Die §§ 128 und 135 AktG beziehen sich jeweils auf das 
gesamte Depot eines Aktionärs bei seinem depotführenden 
Kreditinstitut. Für dieses Depot besteht regelmäßig eine 
generelle Vollmacht des Kunden. Da der Inhalt dieser Voll- 
macht und die diesbezüglichen Pflichten des Kreditinstituts 
nicht davon abhängen können, wann zu den Hauptversamm- 
lungen der einzelnen Gesellschaften des Depots einberufen 
wird, ist für die Anwendbarkeit dieser Vorschriften ein ein- 
heitlicher Termin erforderlich. Die Verschiebung der An- 
wendbarkeit auf den 1. November 2009 lässt den Banken 
ausreichend Zeit, sich auf die neue Rechtslage einzustellen. 
Bis zur Anwendbarkeit der geänderten Vorschriften gilt die 
bisherige Rechtslage fort. 

Zu Absatz 3 

Nach der bisherigen Rechtslage war es möglich, die Frist für 
die Anmeldung zur Hauptversammlung oder für die Erbrin- 
gung des Nachweises der Teilnahmeberechtigung (§ 125 
Abs. 2 und 3 AktG) durch Satzung zu verkürzen und diese 
Frist beispielsweise in Werktagen anzugeben. In diesem Fall 
koimte es auch zu einer Veränderung des auf einen Sonn- 
abend, Feiertag oder Sonntag fallenden Fristendes kommen 
(§ 123 Abs. 4 AktG). Solche Satzungsregelungen sind nach 
der Neuregelung in § 123 Abs. 2 und 3 AktG unwirksam, da 
eine kürzere als die gesetzliche Frist in Kalendertagen zu be- 
messen ist. Um den Gesellschaften die Möglichkeit zu geben, 
ihre Satzungen an die neue Rechtslage anzupassen und um zu 
vermeiden, dass es infolge der Neuregelung zu Einberu- 
fungsfehlem kommt, lässt Absatz 3 in diesen Fällen die bis- 
herige Rechtslage bis zur ersten Hauptversammlung nach der 
Rechtsänderung fortgelten. 

Zu Absatz 4 

Durch Absatz 4 wird sichergestellt, dass sich der Maßstab für 
die Begründetheit des Freigabeantrags nicht in einem laufen- 
den Freigabeverfahren bzw. Beschwerdeverfahren ändert. 


Zu Absatz 5 

Die Regelung in Absatz 5 bewirkt, dass der höhere Zinssatz 
erst ab dem Inkrafttreten des Gesetzes anzuwenden ist. Für 
die Zeit davor bleibt es bei der Verzinsung mit dem derzeiti- 
gen Zinssatz. 

Zu Absatz 6 

Die Regelung bezweckt, dass die Gesetzesänderung auf eine 
bereits erhobene Anfechtungsklage keine Auswirkungen hat. 
Unter den Voraussetzungen des § 20 Abs. 6 EGAktG ist es 
unschädlich, wenn eine eventuelle Schadenersatzklage ge- 
gen die Gesellschaft erst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erhoben worden ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Wertpapiererwerbs- 
und Übernahmegesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 16 WpÜG) 

Die Änderung des § 16 Abs. 4 Satz 1 und 3 WpÜG ist eine 
Folge der Neureglung von Fristen und Terminen im Aktien- 
recht. Es ist auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 9 zu verwei- 
sen (Änderung des § 121 AktG). 

Bei der Streichung des Satzes 7 handelt es sich um eine Fol- 
geänderung zu der unter Artikel 1 Nr. 1 7 und 2 1 vorgesehe- 
nen Änderung der §§128 und 135 AktG. Nach der Neurege- 
lung muss das Kreditinstitut auch nach dem Aktiengesetz 
eigene Abstimmungsvorschläge nur noch zugänglich ma- 
chen. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 68 WpÜG) 

Durch die Übergangsregelung wird sichergestellt, dass durch 
das Inkrafttreten des Gesetzes nicht in bereits laufende Vor- 
bereitungen für Hauptversammlungen eingegriffen wird. 

Zu Artikel 4 (Änderung des U mwandlungs- 

gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 15 UmwG) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 44 verwiesen 
(Änderung des § 305 Abs. 3 AktG). 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 16 UmwG) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 39 verwiesen 
(Änderung des § 246a AktG). 

Zu den Nummern 3 bis 5 (Änderung der §§ 62, 63 und 64 
UmwG) 

Wie im Aktiengesetz soll auch für Umwandlungen nach dem 
Umwandlungsgesetz, soweit daran Aktiengesellschaften be- 
teiligt sind, alternativ zu der bisher vorgesehenen Auslegung 
von Unterlagen im Vorfeld und während der Hauptversamm- 
lung auch die Intemetveröffentlichung ermöglicht werden 
(vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a - Ände- 
rung des § 52 Abs. 2 AktG). 

Zu Nummer 6 (Änderung des § 69 UmwG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der in Artikel 1 
Nr. 27 vorgesehenen Änderung des § 184 AktG. 
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Zu den Nummern 7 und 11 (Änderung der §§ 87 und 256 

UmwG) 

Es handelt sich um redaktionelle Korrekturen im Nachgang 
zu dem Gesetz zur Einführung der Europäischen Genossen- 
schaft und zur Änderung des Genossenschaftsrechts 
(SCEEG) vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 191 1). 

Zu den Nummern 8 bis 10 sowie 12 bis 14 

(Änderung der §§ 230, 232, 239, 251, 260, 274, 283 und 292 
UmwG) 

Vergleiche die Begründung zu den Nummern 3 bis 5. 

Zu Nummer 15 (Einfügung eines § 321 UmwG) 

Vergleiche zu Absatz 1 die Begründung zu Artikel 2 zu § 20 
Abs. 4 EGAktG und zu Absatz 2 die Begründung zu Artikel 2 
zu § 20 Abs. 5 EGAktG. 

Zu Artikel 5 (Änderung des § 3 der Aktionärs- 
forumsverordnung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 21 
(Neufassung des § 135 AktG). 

Zu Artikel 6 (Änderung des SE-Ausführungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5. 

Zu den Nummern 2 und 3 (Änderung der §§ 6 und 7 

SEAG) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 44 verwiesen 
(Änderung von § 305 Abs. 3 AktG). 

Zu Nummer 4 (Änderung des § 48 SEAG) 

In § 48 Abs. 2 Satz 2 SEAG ist künftig aufgrund der Ände- 
rung von § 175 Abs. 2 und § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG nicht 
mehr auf die in § 175 Abs. 2 AktG, sondern auf die in § 176 
Abs. 1 Satz 1 AktG bezeichneten Vorlagen zu verweisen 
(vgl. hierzu Artikel 1 Nr. 22 und 23 - Änderung der §§ 175 
und 176 AktG). Zudem wird auch hier der Begriff „vorzule- 
gen“ durch den Begriff „zugänglich zu machen“ ersetzt 
(vgl. hierzu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a - Änderung des § 52 
Abs. 2 AktG). 

Zu Nummer 5 (Änderung des § 53 SEAG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 53 
(Aufhebung des § 406 AktG). 

Zu Nummer 6 (Anfügung eines Abschnitts 7) 

Vergleiche die Begründung zu Artikel 2 zu § 20 Abs. 5 
EGAktG. 

Zu Artikel 7 (Änderung des SCE-Ausführungs- 
gesetzes) 

Zu den Nummern 1, 3 und 4 (Änderung der Inhaltsüber- 
sicht, der Überschrift zu Ab- 
schnitt 6 und Anfügung eines 
§ 37 SCEAG) 

Vergleiche die Begründung zu Artikel 2 zu § 20 Abs. 5 
EGAktG. 


Zu Nummer 2 (Änderung des § 7 SCEAG) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 44 verwiesen 
(Änderung von § 305 Abs. 3 AktG). 

Zu Artikel 8 (Änderung des § 74 der Prüflings- 
berichtsverordnung) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 1 Nr. 17 
und 21 (Änderung der §§ 128 und 135 AktG). 

Zu den Artikeln 9 bis 11 (Änderung von § 25 des 

Mitbestimmungsgesetzes, 

§ 1 des Drittelbeteiligungs- 
gesetzes und § 24 des Ge- 
setzes über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer bei 
einer grenzüberschreiten- 
den Verschmelzung) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 1 Nr. 7 (Än- 
derung des § 1 1 8 AktG). 

Zu Artikel 12 (Änderung des Gerichtskostengeset- 
zes— Nummer 3 (Anlage 1)) 

In Verfahren über die Beschwerde im Freigabeverfahren 
nach den §§ 246a, 3 19 Abs. 6 Satz 6 AktG, § 16 Abs. 3 Satz 6 
UmwG wird derzeit eine Festgebühr in Höhe von 50 Euro 
nach Nummer 1812 des Kostenverzeichnisses zum Gerichts- 
kostengesetz (GKG) erhoben. Dies korrespondiert in keiner 
Weise mit der großen Bedeutung dieses Verfahrens, insbe- 
sondere für das betroffene Unternehmen, und mit den hohen 
Streitwerten, die im Falle eines Vergleiches regelmäßig zu- 
grunde gelegt werden. Daher soll künftig eine Wertgebühr er- 
hoben werden. Der Gebührensatz entspricht dem für Be- 
schwerdeverfahren üblichen Gebührensatz für wertabhängi- 
ge Gebühren. Das Entstehen der Gebühr wird nicht daran ge- 
knüpft, ob die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen 
worden ist, weil es sich um ein kontradiktorisches Verfahren 
handelt und die unterlegene Partei die Kosten zu tragen hat. 
Wegen der Höhe des zugrande zu legenden Streitwerts wird 
auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c verwie- 
sen. Zur besseren technischen Darstellung ist eine Aufteilung 
der Verfahren in zwei Abschnitte (4 und 5) erfolgt, da es eine 
sofortige Beschwerde nur bei den umwandlungs- und aktien- 
rechtlichen Verfahren des neuen Abschnitts 5 gibt. 

Nachdem nunmehr für die Verfahren nach den §§ 246a, 319 
Abs. 6 und § 372e Abs. 2 AktG und § 16 Abs. 3 UmwG eine 
abschließende Regelung des Streitwerts durch eine Verwei- 
sung auf § 247 AktG vorgesehen ist, können die entsprechen- 
den Streitwertregelungen in § 53 GKG entfallen. Vergleiche 
hierzu auch die Begründung zu Artikel 1 Nr. 39 (Änderung 
des § 246a Abs. 1 AktG). 

Zu Artikel 13 (Änderung des Investmentgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 6 InvG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 7 
(Änderung des § 1 1 8 AktG). 
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Zu Nummer 2 (Änderung des § 32 InvG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 21 
(Änderung des § 135 AktG). 

Zu Artikel 14 (Änderung des § 285 des Handels- 
gesetzbuchs) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 14 
Buchstabe a (Änderung des § 125 AktG). 

Zu Artikel 15 (Änderung des § 1 der Verordnung 
über den Ersatz von Aufwendungen 
der Kreditinstitute) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 17 
(Änderung des § 128 AktG) und Nr. 21 (Änderung des § 135 
AktG). 

Zu Artikel 16 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes zu Be- 
ginn des Kalendermonats nach der Verkündung. 

Abweichend hiervon tritt Artikel 5 erst am 1 . November 2009 
in Kraft, weil sich die Änderung der Aktionärsforumsverord- 
nung auf die Änderung von § 135 AktG bezieht (Artikel 1 
Nr. 21 dieses Gesetzes) die gemäß § 20 Abs. 2 EGAktG (Ar- 
tikel 2 dieses Gesetzes) erst ab dem 1 . November 2009 an- 
wendbar sein wird. 

Gleiches gilt für Artikel 8. Die Änderungen der Prüfungsbe- 
richtsverordnung beziehen sich auf die § § 1 2 8 und 135 AktG 
(Artikel 1 Nr. 17 und 21 dieses Gesetzes), die gemäß § 20 
Abs. 2 EGAktG (Artikel 2 dieses Gesetzes) erst ab dem 
1 . November 2009 anwendbar sein werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begründet 
werden, geprüft. 

Mit dem Gesetz werden insgesamt über 20 Informations- 
pflichten für die Wirtschaft eingeführt, geändert oder aufge- 
hoben. Das Bundesministerium der Justiz hat von diesen In- 
formationspflichten nur zwei als Informationspflichten im 
Sinne von § 2 Abs. 1 NKR-Gesetz anerkannt und diese in der 
Gesetzesbegründung ausgewiesen. Diese beiden Infonna- 
tionspflichten haben nach Darstellung des BMJ nur margina- 
le Auswirkungen auf Bürokratiekosten der Wirtschaft. Für 
Bürgerinnen und Bürger sowie die Verwaltung werden keine 
Informationspflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Der Großteil der in dem Gesetzentwurf enthaltenen Infonna- 
tionspflichten betrifft das Verhältnis zwischen Unternehmen 
und deren Aktionären. So wird mit dem Entwurf u. a. der 
Prozess rund um die Einberufung der Hauptversammlung 
und die Mitteilung hierüber neu gestaltet. Da hier zukünftig 
in der Satzung des Unternehmens vorgesehen werden kann, 
dass das jeweilige Unternehmen bestimmte Informationen 
nicht mehr ausschließlich schriftlich sondern auch elektro- 
nisch an die Aktionäre versenden kann, reduziert sich der mit 
der Einberufung der Hauptversammlung entstehende Kos- 
tenaufwand. Das BMJ schätzt hier ein Einsparpotential von 
bis zu 50 Mio. Euro jährlich. 

Allerdings ist das BMJ der Ansicht, dass Informationspflich- 
ten zwischen Unternehmen und deren Aktionären keine In- 
formationspflichten im Sinne von § 2 Abs. 1 NKR-Gesetz 
darstellen. Es hat daher die Änderungen dieser Informations- 
pflichten nicht im Einzelnen dargestellt und die zu erwarten- 
den Kosteneinsparungen transparent dargelegt. Daher lässt 
sich für den Normenkontrollrat nicht nachprüfen, ob das im 


Entwurf angegebene Einsparpotential von 50 Mio. Euro jähr- 
lich plausibel ist. 

Der Normenkontrollrat hält auch Informationspflichten zwi- 
schen Unternehmen und deren Aktionären für Informations- 
pflichten im Sinne von § 2 Abs. 1 NKR-Gesetz. Wie bei allen 
anderen Informationspflichten besteht auch bei Informa- 
tionspflichten zwischen Unternehmen und deren Aktionären 
ein Bedürfnis zur Herstellung von Transparenz über die mit 
der Erfüllung der Informationspflicht einhergehenden Kos- 
ten, um unnötige Bürokratie zu verhindern. 

Bei Betrachtung der bislang erhobenen Ergebnisse aus der 
Bestandsmessung zum Aktiengesetz fällt auf, dass lediglich 
neun Informationspflichten für das Aktiengesetz erfasst wor- 
den sind, die zu einer Belastung von ca. 900 000 Euro jähr- 
lich führen. Informationspflichten zwischen Unternehmen 
und deren Aktionären sind bislang nicht erfasst und gemes- 
sen worden, so dass in diesem Rechtsbereich - in Anbetracht 
des vom BMJ selbst eingeschätzten Einsparpotentials - eine 
nicht zu vernachlässigende Lücke in der Bestandsmessung 
existiert. 

Anzuerkennen ist, dass das BMJ in dem Gesetzentwurf auf 
den Dissens in dieser Frage zwischen dem Nationalen Nor- 
menkontrollrat und dem BMJ hinweist und vorschlägt, nach 
Klärung dieser methodischen Frage die streitigen Informa- 
tionspflichten gegebenenfalls nachzuquantifizieren und die 
ermittelten Bürokratiekosten in den weiteren Rechtsetzungs- 
prozess einzubringen. 

Der Nationale Normenkontrollrat fordert die Bundesregie- 
rung auf, kurzfristig den Umgang mit Informationspflichten 
zwischen Unternehmen und deren Aktionären zu klären und 
die Bestandsmessung entsprechend zu ergänzen. 
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Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates 


Die Bundesregierung nimmt zu der Stellungnahme des Natio- 
nalen Normenkontrollrates wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass auch innerhalb 
von Schuldverhältnissen Informationspflichten im Sinne des 
NKR-Gesetzes bestehen können. Dagegen sind inhaltliche 
Erklärungen, Angaben und Fomierfordemisse keine Infor- 
mationspflichten nach dem Standardkosten-Modell (SKM). 

Keine Informationspflichten lösen also die Erklärungen und 
Angaben aus, die als für den Vertragsabschluss, seine Durch- 
führung oder seine Beendigung erforderlich vorgesehen sind, 
also insbesondere die korrespondierenden Willenserklärun- 
gen oder die Ausübung von Gestaltungsrechten, z. B. der ge- 
genseitige Austausch von Informationen über die wesentli- 
chen Vertragsinhalte, Erklärungen zur Vorbereitung oder 
Geltendmachung von Mängelansprüchen (z. B. Mängelan- 
zeige im Mietrecht, Minderungserklärung) oder zur Beendi- 
gung des Vertragsverhältnisses (Kündigung, Widerruf, 
Rücktritt). 

Dagegen ist von einer Informationspflicht im Sirme des SKM 
immer dann auszugehen, werm sie nicht nur erforderlich ist, 
um einen Vertrag sachgerecht abzuschließen, durchzuführen 
oder zu beenden, sondern ihre Erfüllung auch einem darüber 
hinausgehenden Interesse dient. Hierzu können Regelungen 
über den Verbraucherschutz gehören (z. B. Wamhinweise, 
Unterrichtungspflichten über die Rechtslage, die Begrün- 
dung von Vertragsablehnungen oder das Beifügen von Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen, bestimmte Informations- 
pflichten des Versicherers gegenüber dem Versicherten nach 
dem Verwaltungsverfahrensgesetz und der Verordnung über 
Informationspflichten bei Versicherungsverträgen) oder Re- 
gelungen zur ordnungsgemäßen Besteuerung. 

Bei der Behandlung solcher Informationspflichten ist zu 
trennen zwischen ihrer Erfassung und Identifizierung einer- 
seits und ihrer Quantifizierung andererseits. Bei letzterer ist 
zu bedenken, dass insbesondere im Zivilrecht gesetzlich vor- 
gesehene Datenanforderungen vielfach auch oder vor allem 
dem Interesse der Vertragsparteien dienen. Sie können im 
Einzelfall als sog. Sowieso-Kosten in Abzug zu bringen sein 
und mindern so das Belastungsergebnis ggf deutlich. 

Auf dieser Grundlage wird das Bundesministerium der Justiz 
die Infonnationspflichten des Gesetzentwurfs zeitnah unter 
Beteiligung des Nationalen Normenkontrollrates abschätzen 
und rechtzeitig ins parlamentarische Verfahren nachreichen. 
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Anlage 4 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 853. Sitzung am 19. Dezember 
2008 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 37a Abs. 2 AktG) 

ln Artikel 1 Nr. 3 sind in § 37a Abs. 2 jeweils die Wörter 
„ihrer tatsächlichen Einbringung“ durch die Wörter „der 
Anmeldung“ zu ersetzen. 

Begründung 

Zwischen dem Tag der tatsächlichen Einbringung und 
dem - zumeist späteren - Tag der Anmeldung können ne- 
gative Änderungen im Wert der Sacheinlage eingetreten 
sein. Zur Verbesserung des Schutzes der Kapitalaufbrin- 
gung muss sichergestellt werden, dass auch die Erklärung 
über das Fehlen solcher Veränderungen von der gemäß 
§ 37a Abs. 2 AktG-E von dem Anmeldenden abzugeben- 
den Versicherung umfasst wird. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b (§71 Abs. 3 Satz 3 

AktG) 

Artikel 1 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. ln § 71 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 und Nr. 8 Satz 1 wird je- 
weils die Angabe „18 Monate“ durch die Angabe 
„fünf Jahre“ ersetzt. ‘ 

Begründung 

Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b des Gesetzentwurfs der Bun- 
desregierung sieht eine ersatzlose Streichung des § 71 
Abs. 3 Satz 3 AktG vor. Nach dieser Vorschrift sind die 
Aktiengesellschaften verpflichtet, eine Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht mitzuteilen. 

Die Streichung dieser Vorschrift wird damit begründet, 
dass die Ermächtigung des Vorstands zum Rückkauf eige- 
ner Aktien keine erhebliche Kursrelevanz habe und daher 
kein Informationsbedürfnis der BaFin bestehe, da die Er- 
mächtigung keinen Anlass darstelle, eine Insideranalyse 
zu beginnen. Weiterhin wird damit argumentiert, dass die 
Meldepflicht sowohl für die Unternehmen als auch für die 
Bundesanstalt mit Kosten verbunden und daher aufzuhe- 
ben sei. 

Der Rückzug staatlicher Kontrolle aus diesem Bereich ist 
in der derzeitigen politischen und wirtschaftlichen Lage 
als unangemessen anzusehen. Gerade die vorgegebene 
Kostenentlastung von 6 905,90 Euro vermag dies nicht 
annähernd zu rechtfertigen. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass bereits vor dem tatsächlichen Start des Rückkaufpro- 
gramms, welcher wohl eine Pflicht zur Ad-hoc-Mittei- 
lung nach § 15 WpHG begründet, eine engmaschigere 
Überwachung des Marktes angezeigt ist. Die BaFin kann 
nur auf die derzeit im Gesetz verankerte Art und Weise 


bereits von der bestehenden Möglichkeit eines Rückkauf- 
programms Kenntnis erlangen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 1 1 8 AktG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob und inwieweit Mindest- 
standards für die Identifizierung des im Wege elektro- 
nischer Kommunikation teilnehmenden oder per Brief- 
wahl abstimmenden Aktionärs festzuschreiben sind. 

Begründung 

Durch die Änderung von § 1 1 8 AktG werden die Mög- 
lichkeit der Onlineteilnahme an einer Hauptversammlung 
sowie die Briefwahl in das Aktiengesetz eingeführt. We- 
niger deutlich als noch im Referentenentwurf scheint je- 
doch auch der Gesetzentwurf der Bundesregierung davon 
auszugehen, dass sowohl die Satzung das hierzu erforder- 
liche Verfahren festlegen als auch die Festlegung durch 
die Satzung an den Vorstand delegiert werden können. 

Es ist jedoch zweifelhaft, ob damit die Vorgaben von 
Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 2007/36/EG eingehalten 
werden. Dieser sieht vor, dass für den Fall, dass elektroni- 
sche Mittel eingesetzt werden, deren Einsatz nur solchen 
Anforderungen oder Beschränkungen unterworfen wer- 
den darf, die zur Feststellung der Identität der Aktionäre 
und zur Gewährleistung der Sicherheit elektronischer 
Kommunikation erforderlich sind, und dies nur in dem 
Maße, wie sie diesen Zwecken angemessen sind. Hier- 
nach steht es den Gesellschaften zwar grundsätzlich frei, 
Aktionären die Teilnahme an der Hauptversammlung auf 
elektronischem Wege anzubieten. Wenn sie dies aber tun, 
so sind sie an die Beschränkungen von Artikel 8 Abs. 2 
der Richtlinie bzw. deren richtlinienkonforme nationale 
Umsetzung gebunden. Die Gesellschaften dürfen deshalb 
auch nicht durch Satzung an die elektronische Teilnahme 
Anforderungen stellen, die über Artikel 8 Abs. 2 der 
Richtlinie hinausgehen, und damit Aktionärsrechte beein- 
trächtigen. Gerade eine Delegation an den Vorstand durch 
Satzungsermächtigung kann diese Absicht der Richtlinie 
ins Gegenteil verkehren. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die damit eröffneten Gestaltungsmöglichkeiten abstim- 
mungspolitisch ausgenutzt werden, was der Richtlinie, 
deren Ziel die Stärkung der Aktionärsrechte ist, zuwider- 
liefe. 

Kehrseite völlig fehlender Vorgaben für das Verfahren ist, 
dass hierdurch eine weitgehende Anonymität der abstim- 
menden Personen ermöglicht und damit ein Rahmen für 
die missbräuchliche Verwendung falscher Identitäten 
(Identity Theft) geschaffen wird. Das Risiko fehlerhafter 
Hauptversammlungsbeschlüsse erhöht sich, da bei einer 
Abstimmung durch einfache E-Mail oder über das Inter- 
net nicht hinreichend beweiskräftig dokumentiert ist, dass 
tatsächlich der stimmberechtigte Aktionär seine Rechte 
ausübt. Die bloße Textform im Sinne des § 126b BGB ist 
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daher zur rechtssicheren Identifizierung der abstimmen- 
den Personen untauglich. 

Im Interesse der Rechtssicherheit, jedoch auch im Interes- 
se einer richtlinienkonformen Umsetzung ist daher da- 
rüber nachzudenken, die Standards für das elektronische 
Verfahren abschließend gesetzlich festzuschreiben. Ins- 
besondere sollte zumindest die elektronische Form nach 
§ 126a BGB vorgeschrieben werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a (§ 118 Abs. 1 Satz 3 

- neu - AktG) 

In Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a ist in § 118 Abs. 1 folgen- 
der Satz anzufugen: 

„Mit der Protokollierung der Teilnahme des Aktionärs im 
Wege der elektronischen Kommunikation gilt dieser als 
erschienen im Sinne dieses Gesetzes.“ 

Begründung 

Der derzeitige Wortlaut des § 118 Abs. 1 AktG-E lässt 
offen, ob der im Wege der elektronischen Kommunika- 
tion teilnehmende Aktionär als „erschienen“ im Sinne des 
Aktiengesetzes gilt. In der Begründung wird ausgeführt, 
dass der auf diese Weise teilnehmende Aktionär erschie- 
nen und zur Präsenz zu zählen ist. Dies lässt sich aus dem 
Wortlaut des beabsichtigten Gesetzes jedoch lediglich aus 
dem Zusammenspiel der Regelungen in § 243 Abs. 3 
Nr. 1 AktG-E und § 245 Nr. 1 AktG lesen: Der Aus- 
schluss der Beschlussanfechtung für technische Störun- 
gen in bestimmten Fällen bedeutet gleichzeitig, dass die 
Anfechtung in anderen Fällen der Onlineteilnahme mög- 
lich ist. Da der Begriff des „erschienenen“ Aktionärs je- 
doch auch in weiteren Normen des Aktienrechts von Be- 
deutung ist, ist eine gesetzliche Klarstellung in § 118 
Abs. 1 AktG geboten. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a (§121 Abs. 3 Satz 3 

Halbsatz 1 AktG) 

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a ist § 121 Abs. 3 Satz 3 Halb- 
satz 1 wie folgt zu fassen: 

„In der Einberufung sind ferner anzugeben“. 

Begründung 

Eine Beschränkung der de lege lata alle Gesellschaften 
treffenden Verpflichtung, in der Einberufung die Bedin- 
gungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und 
die Ausübung des Stimmrechts aufzuführen, auf börsen- 
notierte Gesellschaften ist nicht sachgerecht. Die Begrün- 
dung führt zwar zutreffend aus, dass die entsprechende 
Information bei kleinen Aktiengesellschaften mit über- 
schaubarem Aktionärskreis häufig unnötig sei. Hierbei 
wird jedoch verkannt, dass eine nicht börsennotierte Ak- 
tiengesellschaft nicht auch zwingend eine „kleine“ Ak- 
tiengesellschaft ist. Das in Frage stehende Informations- 
bedürfnis besteht gerade auch bei Aktionären nichtbör- 
sennotierter Aktiengesellschaften, solange diese nicht 
zumindest mittelbar in die Unternehmens Verwaltung ein- 
gebunden sind. 

Es erscheint insgesamt nicht sachgerecht, im Rahmen der 
Umsetzung einer Richtlinie, die auf Informations- und 
Transparenzsteigerung abzielt, die Information für be- 
stimmte Aktiengesellschaften - auch wenn diese nicht in 


den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen - gegen- 
über der geltenden Rechtslage zu verringern. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a (§121 Abs. 3 Satz 3 

Nr. 1 AktG) 

ln Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a sind in § 121 Abs. 3 Satz 3 
Nr. 1 nach der Angabe „§ 123 Abs. 3 Satz 3“ die Wörter 
„und dessen Bedeutung“ einzufügen. 

Begründung 

Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe c der Richtlinie 2007/36/EG 
fordert einen warnenden Hinweis auf die Bedeutung des 
Nachweisstichtags. Ein solcher Hinweis findet sich in der 
derzeitigen Umsetzung nicht. Die Entwurfsbegründung 
führt hierzu aus, dass dies bereits von der allgemeinen 
Formulierung in § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 AktG-E „Vor- 
aussetzungen für die Teilnahme“ erfasst und damit nicht 
ausdrücklich zu erwähnen sei. Die Richtlinie unterschei- 
det jedoch zwischen den Begrifflichkeiten, „klare und ge- 
naue Beschreibung der Verfahren, die die Aktionäre ein- 
halten müssen, um an der Hauptversammlung teilnehmen 
und ihr Stimmrecht ausüben zu können“ (Artikel 5 Abs. 3 
Buchstabe b der Richtlinie) und dem Nachweisstichtag, 
„Erläuterung, dass nur die Personen berechtigt sind, an 
der Hauptversammlung teilzunehmen und ihr Stimmrecht 
auszuüben, die an diesem Stichtag Aktionäre sind“ 
(Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe c der Richtlinie). Es ist daher 
davon auszugehen, dass die Richtlinie dem Nachweis- 
stichtag und dessen Bedeutung unter den allgemeinen 
Voraussetzungen zur Teilnahme und Abstimmung eine 
herausgehobene Bedeutung beimisst. Diese muss sich da- 
her auch in der Umsetzung im nationalen Recht wieder- 
fmden. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a (§121 Abs. 3 Satz 3 

Nr. 3 AktG) 

ln Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a ist in § 121 Abs. 3 Satz 3 
Nr. 3 nach der Angabe „131“ die Angabe „Abs. 1“ zu 
streichen. 

Begründung 

Die Auskunftsrechte des Aktionärs ergeben sich zwar 
dem Grunde nach nur aus § 131 Abs. 1 AktG. Das Aus- 
kunftsrecht wird jedoch durch die weiteren Absätze des 
§ 1 3 1 AktG konkretisiert bzw. eingeschränkt. Insoweit ist 
auf den gesamten § 1 3 1 AktG und nicht nur auf dessen 
Absatz 1 zu verweisen. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a (§121 Abs. 3 Satz 3 

Nr. 3 AktG) 

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a sind in § 121 Abs. 3 Satz 3 
Nr. 3 nach dem Wort „wenn“ die Wörter „in der Einberu- 
füng“ einzufügen, die Wörter „ein Hinweis“ zu streichen 
und das Wort „aufgenommen“ durch das Wort „hingewie- 
sen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Der bisherige Satz „wenn im Übrigen ein Hinweis auf 
weitergehende Erläuterungen auf der Intemetseite der Ge- 
sellschaft aufgenommen wird“ ist nicht eindeutig. Zum 
einen könnte es demnach als ausreichend angesehen wer- 
den, wenn der geforderte Hinweis auf der Intemetseite 
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aufgenommen wird. Richtlinienkonform muss der Satz 
aber so verstanden werden, dass der Hinweis auf die auf 
der Intemetseite der Gesellschaft aufgenommenen wei- 
teren Erläuterungen bereits in der Einberufung selbst er- 
folgen muss. Die vorgesehene Änderung stellt dies 
sprachlich klar. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a (§ 121 Abs. 3 Satz 3 

Nr. 4 AktG) 

ln Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a sind in § 121 Abs. 3 
Satz 3 Nr. 4 der abschließende Punkt durch ein Komma 
zu ersetzen und folgende Wörter anzufügen: „verbun- 
den mit dem Hinweis, dass dort die in § 124a genarmten 
Informationen abrufbar sind.“ 

Begründung 

Nach der derzeitigen Fassung des § 121 Abs. 3 Satz 3 
Nr. 4 AktG-E genügt eine Gesellschaft den Vorgaben, 
wenn sie die Intemetseite, auf welcher die Informatio- 
nen nach § 124a AktG abrafbar sind, lediglich benennt, 
ohne jedoch auf Sinn und Zweck der Benennung hinzu- 
weisen. Dies entspricht Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe e der 
Richtlinie 2007/36/EG, nicht jedoch den Vorgaben in 
deren Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe d, welcher verlangt, 
dass die Einberafling die Information enthalten muss, 
wo und wie der vollständige und ungekürzte Text der 
Unterlagen und Beschlussvorlagen nach Artikel 5 Abs. 4 
Buchstabe c und d erhältlich ist. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 122 Abs. 2 AktG), 

Nr. 12 (§ 124 Abs. 1 AktG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob § 122 Abs. 2 sowie § 124 
Abs. 1 AktG-E der Ergänzung bedürfen. 

Begründung 

Es ist fraglich, ob das Zusammenspiel von § 122 Abs. 2 
und § 124 Abs. 1 AktG-E richtlinienkonform ist. Ge- 
mäß dem umzusetzenden Artikel 6 Abs. 4 der Richtlinie 
2007/36/EG „stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die 
Gesellschaft eine geänderte Tagesordnung in derselben 
Weise verfügbar macht wie die vorherige Tagesordnung 
und dass dies vor dem geltenden Nachweisstichtag im 
Sinn des Artikels 7 Abs. 2 erfolgt“. 

Der in Bezug genommene Artikel 7 Abs. 2 der Richt- 
linie lautet: „Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die 
Rechte eines Aktionärs auf Teilnahme an der Hauptver- 
sammlung und auf Ausübung des Stimmrechts aus sei- 
nen Aktien sich nach den Aktien bestimmen, die er zu 
einem bestimmten Zeitpunkt vor der Hauptversamm- 
lung (nachstehend „Nachweisstichtag“ genannt) hält.“ 

Unter dem genannten Stichtag - der aufgrund des Wort- 
lauts in Artikel 6 Abs. 4 wie auch in Artikel 7 Abs. 2 der 
Richtlinie einheitlich zu sehen ist - ist auf nationaler 
Ebene der in § 123 Abs. 3 AktG derzeit bereits definierte 
Nachweisstichtag zu verstehen. Eine richtlinienkonfor- 
me Umsetzung muss daher sicherstellen, dass die geän- 
derte Tagesordnung vor diesem Nachweisstichtag, bei 
börsennotierten Gesellschaften also vor dem 2 1 . Tag vor 
der Hauptversammlung, verfügbar ist. Bei der derzei- 
tigen Fassung des Gesetzentwurfs ist dies jedoch nicht 


gewährleistet. Zwar mag man aus der Zusammenschau 
beider Vorschriften (Zugang des Verlangens mindestens 
30 Tage vor der Versammlung - Bekanntmachung un- 
verzüglich nach Zugang des Verlangens) herauslesen, 
dass in diesen Fällen regelmäßig die Zeitsparme „unver- 
züglich“ also „ohne schuldhaftes Zögern Handelns“ be- 
reits vor dem 2 1 . Tage vor der Hauptversammlung abge- 
laufen ist. Vollständig gewährleistet ist jedoch nicht, 
dass im Einzelfall, gerade bei der Erforderlichkeit einer 
umfangreicheren Prüfung des Ergänzungsantrages und 
der Bekanntmachung der geänderten Tagesordnung 
durch den Vorstand, dieser Zeitpunkt überschritten 
wird, auch ohne dass dadurch ein schuldhaftes Zögern, 
mithin ein „nicht unverzügliches Handeln“, gesehen 
werden könnte. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 134 Abs. 3 Satz 3 AktG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob hinsichtlich der Ertei- 
lung einer Stimmrechtsvollmacht nicht weiterhin die 
Schriftform vorgeschrieben werden sollte. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, dass 
für die Erteilung einer Stimmrechtsvollmacht gemäß 
§ 134 Abs. 3 Satz 3 AktG-E die Textform im Sinne des 
§ 126b BGB ausreicht. Im bisherigen Recht gilt das 
Schriftformerfordemis im Sinne des § 126 BGB. Durch 
die vorgesehene Änderung wird riskiert, dass die Identi- 
tät des Vollmachtgebers künftig nicht rechtssicher fest- 
gestellt werden kann. Insbesondere das Auftreten unter 
fremder Identität wird deutlich erleichtert. Für die Pra- 
xis bedeutet dies ein erhebliches Missbrauchspotenzial, 
das sich insbesondere Berufsopponenten zu Nutze 
machen körmten. Es ist nicht auszuschließen, dass in 
diesem Bereich bewusst die Situation herbeigeführt 
wird, aufgrund einer ungültigen Stimmrechtsvollmacht 
abzustimmen. Dem Ziel, missbräuchliche Aktio- 
närsklagen einzudämmen, liefe dies zuwider. 

Gemäß § 11 Abs. 2 der Riehtlinie 2007/36/EG hat der 
nationale Gesetzgeber die Möglichkeit, Vorkehrungen 
zu treffen, die die Identität von Aktionär und Vertreter 
gewährleisten. Dies könnte beispielsweise durch Beibe- 
haltung der Schriftform oder einer Schriftformäquiva- 
lenz, wie etwa der elektronischen Form im Sinn des 
§ 126a BGB erfolgen. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 135 Abs. 1 Satz 5 AktG) 

ln Artikel 1 Nr. 21 ist § 135 Abs. 1 Satz 5 wie folgt zu 
fassen: 

„Soweit das Kreditinstitut die Stimmrechtsausübung 
gemäß Satz 4 Nr. 1 oder Nr. 2 anbietet, hat es auf die 
alternative Möglichkeit hinzuweisen, bis auf Widerruf 
eine Aktionärsvereinigung oder einen sonstigen Vertre- 
ter nach Wahl des Aktionärs mit der Wahrnehmung der 
Stimmrechte zu beauftragen.“ 

Begründung 

Nach § 135 Abs. 1 Satz 5 AktG-E sollen Kreditinstitute 
alternativ zum Angebot der Stimmrechtsvertretung im 
Sinne der Verwaltung einer Aktionärsvereinigung oder 
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einem sonstigen Vertreter nach Wahl des Aktionärs auch 
die zur Stimmrechtsausübung erforderlichen Unterla- 
gen zusenden müssen. Im Fall von Namensaktien er- 
folgt die gesamte Kommunikation aber auf Basis der im 
Aktienregister vermerkten Angaben regelmäßig zwi- 
schen Gesellschaft und Aktionär. Kreditinstitute, die 
nicht als Inhaber der Namensaktien im Aktienregister 
eingetragen sind, sind in diesen Prozess nicht einbezo- 
gen. Auch der Versand der zur Abstimmung auf der 
Hauptversammlung erforderlichen Unterlagen erfolgt 
hier unmittelbar von der Gesellschaft an den Aktionär. 
Aufgrund dieses rechtlich gebotenen Verfahrens er- 
scheint eine Verpflichtung der Kreditinstitute zur Wei- 
terleitung der Abstimmungsunterlagen im Falle der in 
der Praxis häufig vorkommenden Namensaktien zu 
weitgehend und mit unverhältnismäßigen bürokrati- 
schen Belastungen für die Kreditinstitute verbunden. 

Im Hinblick darauf sollte stattdessen eine generelle Hin- 
weispflicht in § 135 Abs. 1 Satz 5 AktG-E aufgenom- 
men werden, die dem Aktionär die Beauftragung von 
Aktionärsvereinigungen oder Stimmrechtsberatem er- 
leichtert. Der Aktionär soll daher aufgrund des Ände- 
rungsvorschlags zusammen mit dem Angebot, das 
Depotstimmrecht im Sinne der Verwaltung auszuüben, 
explizit darauf hingewiesen werden, dass er alternativ 
auch eine Aktionärsvereinigung oder einen Stimm- 
rechtsberater mit der Wahrnehmung des Stimmrechts 
beauftragen kann. Damit wird ihm verdeutlicht, dass er 
seine Interessen auf unterschiedlichen Wegen wahmeh- 
men kann. Zudem wird ihm eine gut handhabbare Mög- 
lichkeit angeboten, die tatsächliche Vertretung seiner 
Stimmrechte sicherzustellen. Der Aktionär kann dann 
die von ihm ausgesuchte Aktionärsvereinigung mit der 
Wahrnehmung seines Stimmrechts im Wege einer Dau- 
ervollmacht beauftragen. 

Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 21 in § 135 Abs. 1 Satz 7 
die Wörter „eines Auftrags“ durch die Wörter „einer 
Beauftragung“ zu ersetzen. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 135 Abs. 8 und 9 AktG) 

In Artikel 1 Nr. 21 ist § 135 wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 9 wird zu Absatz 8. 

b) Absatz 8 wird zu Absatz 9. 

c) In dem neuen Absatz 9 ist die Angabe „7“ durch die 
Angabe „8“ zu ersetzen. 

Begründung 

Soweit es um den in § 135 Abs. 9 AktG-E geregelten 
Ausschluss bzw. die Beschränkung der Haftung geht, 
bestehen keine Gründe für eine unterschiedliche Be- 
handlung von Aktionärsvereinigungen bzw. Stimm- 
rechtsberatem und Depotbanken. Bereits jetzt wird des- 
halb in führenden Kommentaren zum Aktienrecht da- 
von ausgegangen, dass die entsprechende Bestimmung 
des § 135 Abs. 11 AktG auf Aktionärsvereinigungen 
analog anzuwenden ist, da keine Argumente ersichtlich 
sind, wamm hier geringere Anfordemngen für Aktio- 
närsvereinigungen im Vergleich zu Kreditinstituten gel- 
ten sollten. Im Interesse der Rechtssicherheit sollten 
deshalb durch eine Umkehrung der Reihenfolge der Ab- 


sätze 8 und 9 und der erforderlichen Korrektur der Ver- 
weisung in Absatz 9 (neu) eine entsprechende Klarstel- 
lung im Gesetz erfolgen. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 135 Abs. 1 1 - neu - AktG) 

In Artikel 1 Nr. 21 ist in § 135 folgender Absatz 11 anzu- 
fügen: 

„(11) Ein Kreditinstitut ist verpflichtet, den Auftrag 
eines Aktionärs zur Ausübung des Stimmrechts in einer 
Hauptversammlung anzunehmen, wenn es für den Ak- 
tionär Aktien der Gesellschaft verwahrt oder es an sei- 
ner Stelle im Aktienregister eingetragen ist und sich ge- 
genüber Aktionären der Gesellschaft zur Ausübung des 
Stimmrechts in derselben Hauptversammlung erboten 
hat. Die Verpflichtung besteht nicht, wenn das Kredit- 
institut am Ort der Hauptversammlung keine Nieder- 
lassung hat und der Aktionär die Übertragung der Voll- 
macht auf oder die Unterbevollmächtigung von Perso- 
nen, die nicht Angestellte des Kreditinstituts sind, nicht 
gestattet hat.“ 

Begründung 

Der vorgeschlagene Absatz 11 entspricht § 135 Abs. 10 
AktG in der derzeitigen Fassung. Die Aufhebung dieses 
bisher bestehenden Kontrahiemngszwangs eines Kredit- 
instituts, welches als Depotverwahrer agiert, steht im 
Widerspruch zum Anliegen des Gesetzentwurfs, den 
Rückzug der Banken aus dem Depotstimmrecht einzu- 
dämmen. Der Kontrahierungszwang ist daher beizube- 
halten. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 24a - neu - (§ 1 8 1 Abs. 1 Satz 3 AktG) 

Nach Artikel 1 Nr. 24 ist folgende Nummer 24a einzu- 
fügen: 

„24a. § 181 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.“ 
Begründung 

Durch Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung 
des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräu- 
chen am 1. November 2008 ist sowohl für GmbHs als 
auch für Aktiengesellschaften mit genehmigungsbe- 
dürftigem Unternehmensgegenstand die Erteilung der 
Genehmigung nicht mehr Eintragungsvoraussetzung 
beim Handelsregister. Anders als in § 37 Abs. 4 Nr. 5 
AktG wurde eine Streichung der entsprechenden Vor- 
schrift in § 181 Abs. 1 Satz 3 AktG wohl übersehen. Ein 
sachlicher Grund für eine unterschiedliche Behandlung 
bei der Gründung einerseits und der Satzungsänderung 
andererseits besteht nicht. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 35 Buchstabe a (§241 Nr. 1 AktG) 

In Artikel 1 Nr. 35 Buchstabe a ist nach der Angabe 
„Satz 1 oder Abs. 4“ die Angabe „oder § 123 Abs. 3“ 
einzufügen. 

Begründung 

Der Gesetzgeber sollte hier klarstellen, dass auch ein 
Verstoß gegen § 123 Abs. 3 AktG die Nichtigkeit eines 
Hauptversammlungsbeschlusses nach sich zieht. In der 
Literatur und der Rechtsprechung wird dies derzeit nicht 
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einheitlich beurteilt, eine Klarstellung bietet sich daher 
im Zuge des weiteren Gesetzgebungsverfahrens an. 

1 7. Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 243 Abs. 3 AktG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, inwieweit bei technischen 
Störungen, die eine Veröffentlichung von Dokumenten 
über das Internet behindern, das Anfechtungsrecht auch 
bei nichtbörsennotierten Gesellschaften ausgeschlossen 
werden kann. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf enthält in § 243 Abs. 3 AktG-E Re- 
gelungen zum Anfechtungsrecht im Falle technischer 
Störungen. Insbesondere schließt § 243 Abs. 3 Nr. 2 
AktG-E die Anfechtung bei Verstößen gegen den - nur 
börsennotierte Gesellschaften betreffenden - § 124a 
AktG-E aus. Das betrifft unter anderem den Fall, dass 
die der Versammlung zugänglich zu machenden Unter- 
lagen nicht über die Intemetseite der Gesellschaft zu- 
gänglich sind, wie dies § 124a Satz 1 Nr. 3 AktG-E ver- 
langt. Stattdessen kann ein solcher Verstoß gemäß § 405 
Abs. 3a Nr. 2 AktG-E als Ordnungswidrigkeit sanktio- 
niert werden. 

Vorschriften zu den Auswirkungen von IT- Ausfällen im 
Hinblick auf das Zugänglichmachen von Dokumenten 
über das Internet durch nichtbörsermotierte Gesell- 
schaften (vgl. § 52 Abs. 2, § 179a Abs. 2, § 3 19 Abs. 3, 
§ 327c Abs. 5 AktG-E, § 62 Abs. 3, § 63 Abs. 4, § 230 
Abs. 2 UmwG-E) finden sich im Entwurf aber nicht. 
Kommt es zu technischen Schwierigkeiten, die einen 
Zugriff auf diese Informationen über die Intemetseite 
der Gesellschaft verhindern, stellt sich aber bei Rele- 
vanz für das Ergebnis der Beschlussfassung die Frage 
nach einer Anfechtung des Beschlusses der Hauptver- 
sammlung. In der Entwurfsbegründung zu Artikel 1 
Nr. 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 52 Abs. 2 
Satz 4 AktG) heißt es in diesem Zusammenhang: 

„Zu der nunmehr an verschiedenen Stellen in das Gesetz 
eingefügten Möglichkeit bzw. Verpflichtung, Infonna- 
tionen über die Intemetseite der Gesellschaft zugäng- 
lich zu machen, ist allgemein anzumerken, dass Unter- 
brechungen des Intemetzugangs, die nicht vorsätzlich 
oder grobfahrlässig von der Gesellschaft herbeigeführt 
worden sind, und Unterbrechungen, die z. B. der Sys- 
temwartung dienen, selbstverständlich nicht die Erfül- 
lung der Offenlegungspflicht berühren.“ 

An welche Vorschriften diese Ausfühmngen für die 
nichtbörsennotierten Gesellschaften anknüpfen, ist un- 
klar. Eine eindeutige Regelung im Gesetz selbst er- 
scheint vor dem Hintergmnd der mit dem Gesetzent- 
wurfbeabsichtigten Bekämpfung missbräuchlicher Ak- 
tionärsklagen wünschenswert. 

18. Zu Artikel 1 Nr. 38 (§ 246 Abs. 3 AktG), 

Nr. 45 (§3 19 Abs. 6 AktG), 

Artikel 4 Nr. 2 (§16 Abs. 3 UmwG) 

Der Bundesrat bittet, die Regelungen zur Bekämpfung 
missbräuchlicher Anfechtungsklagen im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens um eine Verlagemng 
der Eingangszuständigkeit vom Landgericht zum Ober- 
landesgericht gemäß dem Gesetzentwurf des Bundes- 


rates zur Einfühmng erstinstanzlicher Zuständigkeiten 
des Oberlandesgerichts in aktienrechtlichen Streitigkei- 
ten - Bundesratsdmcksache 901/07 (Beschluss), Bun- 
destagsdracksache 16/9020 - zu ergänzen. 

Begründung 

Zutreffend stellt der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
mng fest, dass es weiterer Reformen zur Bekämpfung 
missbräuchlicher Aktionärsklagen bedarf. Rechtstat- 
sächliche Untersuchungen belegen, dass die Zahl der 
Bemfskläger, die sich die Sperrwirkung der Anfechtung 
von Hauptversammlungsbeschlüssen zur Erlangung un- 
gerechtfertigter Sondervorteile zunutze machen, in den 
vergangenen Jahren deutlich gestiegen ist (vgl. Baums 
u. a., ZIP 2007, 1629). Die Blockade unternehmerischer 
Entscheidungen durch Berufskläger schwächt die Wett- 
bewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland. Dies 
wurde zuletzt bei der Anfechtung der zur Rettung der 
angeschlagenen IKB Industriekreditbank AG beschlos- 
senen Kapitalerhöhungsmaßnahmen deutlich (vgl. FAZ 
vom 2 1 . Juli 2008 „Den Geldboten stoppen!“). 

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgeschla- 
genen Regelungen reichen nicht aus, um den Miss- 
brauch der Klagebefugnis durch Berufskläger einzu- 
dämmen. Das in § 246a Abs. 2 Nr. 2 AktG-E vorgesehe- 
ne Mindestquorum wird für Berufskläger angesichts 
seiner geringen Höhe keine nennenswerte Hürde dar- 
stellen. Die Anknüpfung an einen absoluten Wert führt 
außerdem zu dem Ergebnis, dass Aktionäre bei größe- 
ren Gesellschaften das Quorum mit einer prozentual 
viel geringeren Beteiligung erreichen als bei kleineren 
Gesellschaften. Die mit § 246a Abs. 2 Nr. 3 AktG-E be- 
zweckte Klarstellung der Interessenabwägungsklausel 
im Freigabeverfahren durch Übernahme der Entwurfs- 
begründung zum Gesetz zur Untemehmensintegrität 
und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG) 
wird missbräuchliche Aktionärsklagen nicht in größe- 
rem Umfang verhindern können als es bereits nach gel- 
tendem Recht der Fall ist. Gegen die Wurzeln der miss- 
bräuchlichen Beschlussanfechtung richten diese Maß- 
nahmen wenig aus. 

Für eine effektive Bekämpfung missbräuchlicher Ak- 
tionärsklagen durch Berufskläger ist eine erhebliche 
Verfahrensbeschleunigung unabdingbar. Das Ge- 
schäftsmodell der Berufskläger beruht auf dem Droh- 
potenzial der Sperrwirkung der Beschlussmängelklage 
(„hold-up-Situation“). Je schneller das Verfahren abge- 
schlossen werden karm, desto geringer ist dieses Droh- 
potenzial. Zwar beschränkt der Gesetzentwurf das Frei- 
gabeverfahren - von Fällen grundsätzlicher Bedeutung 
abgesehen - auf eine Instanz und erreicht so eine gewis- 
se Beschleunigung. Damit wird aber das schon jetzt zu 
Recht kritisierte Auseinanderfallen von Hauptsachever- 
fahren und Freigabeverfahren (vgl. Arbeitskreis Be- 
schlussmängelrecht, AG 2008, 617, 625) weiter ver- 
schärft. Dahingestellt bleiben kann, ob die vorgesehene 
Zulassungsbeschwerde bei Grundsatzbedeutung zur 
Wahrung der Rechtseinheit genügt; jedenfalls ist die 
einheitliche Beurteilung von Rechtsfragen in Freigabe- 
und Hauptsacheverfahren angesichts der nicht selten 
divergierenden Rechtsauffassungen von Landgericht 
und Oberlandesgericht nicht mehr gewährleistet. 
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Anstelle der Beschränkung der Rechtsmittel gegen die 
Entscheidung des Landgerichts im Freigabeverfahren 
sollte daher die Eingangsinstanz in Freigabe- und Haupt- 
sacheverfahren vom Landgericht zum Oberlandesge- 
richt verlagert werden. Der Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung sollte deshalb gemeinsam mit dem Gesetzent- 
wurf des Bundesrates zur Einführung erstinstanzlicher 
Zuständigkeiten des Oberlandesgerichts in aktienrecht- 
lichen Streitigkeiten (Bundesratsdrucksache 901/07, 
Bundestagsdrucksache 16/9020) beraten werden. 

Die Einwände der Bundesregierung gegen den Gesetz- 
entwurf des Bundesrates greifen nicht. Der Rechts- 
schutz der Aktionäre wird nicht reduziert, sondern beim 
Oberlandesgericht konzentriert; dies ist verfassungs- 
rechtlich unbedenklich (vgl. BVerfGE 1 07, 395 <408>). 
Die gebotene Verfahrensbeschleunigung kann weder 
durch die Möglichkeit der Zurückweisung substanzlo- 
ser Berufungen nach § 522 Abs. 2 ZPO noch durch eine 
vermehrte Konzentration der örtlichen Zuständigkeit 
erreicht werden, da sich Beschlussmängelklagen in der 
Regel für das Zurückweisungsverfahren nicht eignen 
und das Geschäftsmodell der Berufskläger nicht auf der 
fehlenden Bearbeitungsroutine der Landgerichte, son- 
dern auf der durch den Instanzenzug geprägten Verfah- 
rensdauer beruht. Der vom Bundesrat vorgeschlagene 
prozessuale Weg zur Bekämpfung der Berufskläger hat 
in Rechtswissenschaft und Praxis breite Zustimmung 
erfahren (vgl. DAV Handelsrechtsausschuss, NZG 
2008, 534, 542; Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, 
AG 2008, 617, 623; Vetter, AG 2008, 177, 192; Wacla- 
wik, ZIP 2008, 1141, 1147; Beschluss Nr. 17 der Abtei- 
lung Wirtschaftsrecht des 67. Deutschen Juristentags). 

19. Zu Artikel 1 Nr. 39 (§ 246a AktG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens eine Ausdehnung des Anwendungsbe- 
reichs des § 246a AktG auf alle eintragungspflichtigen 
Beschlüsse zu prüfen. 

Begründung 

§ 246a Abs. 1 AktG eröffnet die Möglichkeit eines Frei- 
gabeverfahrens lediglich für Beschlüsse über Maßnah- 
men der Kapitalbeschaffung oder -herabsetzung sowie 
für Beschlüsse über Untemehmensverträge. Durch die 
vorgesehene Verschärfung des § 246a AktG zu Lasten 
sogenannter Berufskläger stehen Ausweicheffekte auf 
solche eintragungspflichtigen Beschlüsse zu befürch- 
ten, die vom Anwendungsbereich des § 246a AktG 
nicht erfasst werden. Um Berufsklägern kein weiteres 
Spielfeld zu eröffnen, sollte der Anwendungsbereich 
des § 246a AktG auf alle eintragungsbedürftigen Be- 
schlüsse ausgedehnt werden. 

20. Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe b 

(§ 246a Abs. 2 Nr. 2 AktG), 

Nr. 45 Buchstabe b Doppebuchstabe aa 

(§ 3 19 Abs. 6 Satz 3 Nr. 2 AktG), 

Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b 

(§ 16 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 UmwG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob das derzeit vorgesehene 
Quorum von 100 Euro Nennbetrag zur Erleichterung 


der Freigabeverfahren ausreichend ist bzw. ob das Quo- 
rum statt als absolute Grenze nur als ein Element der 
Abwägung im Rahmen der Feststellung des vorrangi- 
gen Vollzugsinteresses ausgestaltet werden sollte. 

Begründung 

Es steht zu befürchten, dass das vorgesehene Quorum 
keinerlei beschränkende Wirkung zeigen wird. Soweit 
man diesen Weg beschreiten will, sollte man in diesem 
Bereich höhere Hürden aufbauen. Da das Quorum nicht 
als Voraussetzung für das Bestehen einer Klagebefugnis 
konzipiert ist, sondern das Unterschreiten lediglich zu 
einer generellen Freigabe des angefochtenen Beschlus- 
ses führt, wäre ein deutlich höheres Quorum wün- 
schenswert. Der Schadenersatzanspruch nach § 246a 
Abs. 4 AktG bleibt in jedem Falle bestehen, so dass man 
ein Quorum an der Grenze zwischen reinem Vermögens- 
interesse und unternehmerischer Beteiligung des Ak- 
tionärs ansiedeln kann. Hierfür ist es jedoch unerläss- 
lich, das Quorum in einem prozentualen Verhältnis zum 
Grundkapital und einem Absolutwert lediglich als Cap 
auszugestalten. 

Soweit sich die Entwurfsbegründung gegen ein höheres 
Quorum ausspricht, da dieses die Anfechtungsklage als 
Instrument des Aktionärsschutzes weitgehend beseiti- 
gen würde, ist fraglich, ob man mit dieser und der weite- 
ren Entwurfsbegründung nicht insgesamt von der Quo- 
rumslösung Abstand nehmen sollte. Gegebenenfalls 
bietet sich auch eine flexiblere Lösung dahingehend an, 
den Umfang des Aktienbesitzes statt als absolute Gren- 
ze als ein Element der Abwägung im Rahmen der Fest- 
stellung des vorrangigen Vollzugsinteresses in den Ge- 
setzestext aufzunehmen. Hierdurch würde auch vermie- 
den, dass eine Freigabe selbst bei offensichtlicher Be- 
gründetheit der Anfechtungsklage allein aufgrund des 
Unterschreitens des Quorums erfolgen müsste. Über- 
dies entspräche dies der Handhabung in der Praxis, wel- 
che den Anteilsbesitz bereits jetzt im Rahmen der Ab- 
wägung wertet, vor allem dann, wenn Verletzungen von 
Gesetzen eine Rolle spielen, die nicht im öffentlichen 
Interesse liegen. 

21. Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c 

(§ 246a Abs. 3 AktG), 

Nr. 45 Buchstabe b Doppelbuchstabe ec 

(§3 19 Abs. 6 AktG), 

Artikel 4 Nr. 2 (Artikel 16 Abs. 3 UmwG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob bei der Beschwerde ge- 
gen eine Freigabeentscheidung auf die Durchführung 
eines Abhilfeverfahrens beim Ausgangsgericht verzich- 
tet und überdies eine Einlegung des Rechtsmittels beim 
iudex ad quem vorgesehen werden kann. 

Begründung 

Im Rahmen der Bekämpfung räuberischer Aktio- 
närsklagen kommt der zeitlichen Dauer der Verfahren 
eine erhebliche Bedeutung zu. Zur Beschleunigung 
könnte man andenken, im Falle der Beschwerde gegen 
einen Freigabebeschluss des Landgerichts auf ein Ab- 
hilfeverfahren zu verzichten und überdies eine Einle- 
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gung der Beschwerde unmittelbar beim Oberlandesge- 
richt vorzusehen. 

Nach Auskunft der Praxis liegt hier ein erhebliches Be- 
schleunigungspotenzial ohne Einbuße an Rechtsschutz 
für die Parteien. 

22. Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c 

(§ 246a Abs. 3 Satz 3 AktG), 

Nr. 45 Buchstabe b Doppelbuchstabe ec 
(§ 319Abs.6Satz6AktG), 

Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe d 

(§ 16 Abs. 3 Satz 6 UmwG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob eine Einschränkung des 
missbräuchlichen Klagegewerbes durch eine Beschrän- 
kung der Möglichkeiten der Nebenintervention im Be- 
reich der Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage gegen 
Hauptversammlungsbeschlüsse zielführend ist. 

Begründung 

Es entspricht rechtstatsächlichen Erkenntnissen, dass 
bei Anfechtungsklagen gegen Hauptversammlungsbe- 
schlüsse besonders häufig eine große Zahl von Neben- 
intervenienten als weitere Verfahrensbeteiligte zu den 
Beschwerdeführern treten. Die durch diese „mutmaßli- 
che Trittbrettfahrerei“ bedingte beträchtliche Erhöhung 
der Verfahrensbeteiligten über zwei Instanzen führt zu 
einer erheblichen Zunahme des Verfahrensaufwandes. 
Es ist daher darüber nachzudenken, die Nebeninterven- 
tion von Aktionären bei Anfechtungsklagen auszu- 
schließen, dies insbesondere auch vor dem Hintergrund, 
dass die Rechtskraft der Entscheidung ohnehin inter 
omnes wirkt (§ 248 Abs. 1 Satz 1 AktG). 

23. Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c 

(§ 246a Abs. 3 Satz 3 AktG), 

Nr. 45 Buchstabe b Doppelbuchstabe ec 
(§3 19 Abs. 6 Satz 6 AktG), 

Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe d 

(§ 16 Abs. 3 Satz 6 UmwG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob eine Einschränkung 
missbräuchlicher Aktionärsklagen dadurch erfolgen 
kaim, dass auch Nichtigkeitsklagen gegen Hauptver- 
sammlungsbeschlüsse einer Klagefrist unterworfen 
werden bzw. alternativ hierzu in allen Fällen der Nich- 
tigkeit nach Ablauf einer bestimmten Frist Heilung ein- 
tritt. 

Begründung 

Dem häufig auftretenden Phänomen, dass nach dem Er- 
folg eines Freigabeantrages bezüglich einer Anfech- 
tungsklage zu gleichen oder ähnlichen vorgeblichen Be- 
schlus smängeln eine Nichtigkeitsklage „nachgescho- 
ben“ wird, könnte man dadurch begegnen, dass man für 
die Nichtigkeitsklage ähnlich der Anfechtungsklage 
(dort § 246 Abs. 1 AktG) eine Klagefrist von einem 
Monat einräumt. 

Der unterschiedlichen rechtlichen Wirkung der N ichtig- 
keit des Beschlusses einerseits und der Anfechtbarkeit 
und damit Vemichtbarkeit eines Beschlusses anderer- 
seits kann dadurch Rechnung getragen werden, dass 


man in Anlehnung an § 242 AktG eine Heilung eines 
nichtigen Hauptversammlungsbeschlusses nach einem 
Monat in jedem Falle eintreten lässt. Die sonstigen Hei- 
lungsgründe des § 242 AktG blieben daneben bestehen. 
Diese Lösung ist ungleich weiter als die Lösung über 
§ 246 Abs. 1 AktG, da bei einer Heilung auch einer inzi- 
denten Prüfung der Nichtigkeit eines Hauptversamm- 
lungsbeschlusses die Grundlage entzogen wäre, was an- 
gesichts der Schwere der zur Nichtigkeit des Beschlus- 
ses führenden Gründe wohl unangemessen wäre. 

24. Zu Artikel 6 Nr. 3a - neu - (§ 22 Abs. 5 Satz 2 SEAG) 

Nach Artikel 6 Nr. 3 ist folgende Nummer 3a einzufü- 
gen: 

,3a. In § 22 Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe „§ 92 Abs. 2 
gilt des Aktiengesetzes“ durch die Angabe „§ 92 
Abs. 2 des Aktiengesetzes gilt“ ersetzt.“ 

Begründung 

Es handelt sich um die Korrektur einer infolge des Ge- 
setzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur 
Bekämpfung von Missbräuchen vom 23. Oktober 2008 
(BGBl. I 2008 S. 2026 bis 2047) entstandenen sprach- 
lichen Unstimmigkeit. 

25. Zu Artikel 6a - neu - (§ 10 Abs. 2 Satz 1 GmbHG) 
Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6a einzufügen: 

, Artikel 6a 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

In § 10 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes betreffend die Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4123-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
. . . geändert worden ist, sind nach dem Wort „Gesell- 
schaft“ die Wörter „oder über das genehmigte Kapital“ 
einzufügen.“ 

Begründung 

Durch das Gesetz zur Modernisierung des GmbH- 
Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen wurde 
mit der Schaffung des § 55a GmbHG das genehmigte 
Kapital auch bei der Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung eingeführt. Anders als bei der Aktiengesellschaft 
fehlt jedoch bislang eine Vorschrift, die eine Eintragung 
des genehmigten Kapitals im Handelsregister sicher- 
stellt. Dies soll nunmehr nachvollzogen werden, um die 
nötige Publizität zu gewährleisten. 

26. Zu Artikel 6a- neu -(§ 55a Abs. 4 -neu — GmbHG) 
Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6a einzufügen: 

, Artikel 6a 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Dem § 55a des Gesetzes betreffend die Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4123-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch . . . geän- 
dert worden ist, ist folgender Absatz 4 anzufügen: 
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„(4) Werden aufgrund des genehmigten Kapitals neue 
Geschäftsanteile ausgegeben, bestätigt der Notar den 
genauen Inhalt der Satzungsänderung in der Satzungs- 
bescheinigung nach § 54 Abs. 1 Satz 2 anlässlich der 
Anmeldung der Erhöhung des Stammkapitals nach 
§ 57.‘“ 

Begründung 

Die durch das Gesetz zur Modernisierung des GmbH- 
Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen neu ein- 
geführte Vorschrift des § 55a GmbHG begründet für die 
GmbH erstmals die Möglichkeit einer Kapitalerhöhung 
in Fomi des genehmigten Kapitals. Der Gesetzestext 
lässt jedoch offen, ob und in welcher Forai eine im Hin- 
blick auf das durch die Geschäftsführung erhöhte 
Stammkapital angepasste Satzungsfassung zum Han- 
delsregister einzureichen ist, was bei Registergerichten 
und Notaren zu Unsicherheiten führt. 

Schon bei der ordentlichen Kapitalerhöhung muss der 
Kapitalerhöhungsbeschluss neben der Festlegung des 
Erhöhungsbetrags und der Definition der neuen Stamm- 
kapitalziffer nicht ausdrücklich den bisherigen Wortlaut 
der Satzung bezüglich der Stammkapitalziffer korrigie- 
ren, denn die Stammkapitalziffer ergibt sich als notwen- 
dige Folge der Durchführung der Kapitalerhöhung. Die- 
se Folge ist in der nach § 54 Abs. 1 Satz 2 GmbHG ein- 
zureichenden Fassung der Satzung zu berücksichtigen. 

Der Änderungsvorschlag schreibt dieses Verfahren für 
das genehmigte Kapital ausdrücklich vor und beseitigt 
insoweit die praktischen Anwendungsschwierigkeiten. 
Durch dieses Verfahren wird zudem klargestellt, dass 
der Notar auch bei Ausnutzung des genehmigten Kapi- 
tals an einer Veränderung bei den Personen der Gesell- 
schafter oder hinsichtlich des Umfangs ihrer Beteili- 
gung im Sirme des § 40 Abs. 1 Satz 1 GmbHG mitge- 
wirkt hat. Er hat folglich auch hier unverzüglich nach 
Wirksamwerden der Kapitalerhöhung eine notariell be- 
scheinigte Gesellschafterliste zum Handelsregister ein- 
zureichen (§ 40 Abs. 2 GmbHG). Hierdurch wird die 
Systemkonformität der Gesellschafterliste als Rechts- 


scheinträger für den gutgläubigen Erwerb von GmbH- 
Anteilen nach § 16 Abs. 3 sichergestellt. 

Durch die erforderliche Mitwirkung des Notars bei Er- 
teilung der Ermächtigung an die Geschäftsführer nach 
§ 55a GmbHG im Rahmen der Beurkundung des Ge- 
sellschafterbeschlusses und bei Erstellung der Sat- 
zungsbescheinigung wird gewährleistet, dass die ge- 
meinschaftsrechtlichen Vorgaben aus Artikel 2 Abs. 1 
Buchstabe c i. V. m. Artikel 3 Abs. 2 sowie Artikel 10 
der Richtlinie 68/151/EWG erfüllt werden. Denn auf 
diese Weise wird erreicht, dass die geltende Fassung der 
Satzung im Register offengelegt wird und die gemein- 
schaftsrechtlichen Anforderungen an die materielle 
Richtigkeitsgewähr gewahrt sind. 

27. Zu Artikel 7a - neu - (§ 3 Abs. 5 VWGmbHÜG) 

Nach Artikel 7 ist folgender Artikel 7a einzufügen: 

„Artikel 7 a 

Änderung des Gesetzes über die Überführung der 
Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung in private Hand 

§ 3 Abs. 5 des Gesetzes über die Überführung der An- 
teilsrechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung in private Hand vom 21. Juli 1960 
(BGBl. I S. 585), das zuletzt durch . . . geändert worden 
ist, wird aufgehoben.“ 

Begründung 

Im Zuge der Änderung des Gesetzes über die Überfüh- 
rung der Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung in private Hand nach 
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 
23. Oktober 2007 (RS C - 112/05) sind das sogenannte 
Entsenderecht und das Höchststimmrecht aus dem Ge- 
setz gestrichen worden. Dabei wurde übersehen, dass 
das Höchststimmrecht in § 3 Abs. 5 des Gesetzes noch- 
mals seinen Ausdruck gefunden hat. Die allein folge- 
richtige Entfernung dieser Bestimmung aus dem Gesetz 
wird hier nachgeholt. 
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Anlage 5 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 1 Nr. 3 [§ 37a Abs. 2 AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Auch Artikel 10b Abs. 1 und 2 der EU-Kapitalrichtlinie stellt 
für den Zeitpunkt des Vorliegens der außergewöhnlichen 
Umstände auf den Zeitpunkt der tatsächlichen Einbringung 
ab. Das Risiko des Wertverlustes geht mit der Einbringung 
der Sache auf die Gesellschaft über. Die Begründung stellt 
klar, dass die Anmeldenden von solchen (zur Zeit der Ein- 
bringung vorliegenden) Uiuständen bis zur Anmeldung kei- 
ne Kenntnis erlangt haben dürfen. Die entsprechende Erklä- 
rung - im Gesetzentwurf Versicherung genannt - der Anmel- 
denden tritt an die Stelle der externen Prüfung. Dieses Sys- 
tem ist in sich stimmig und sollte nicht geändert werden. 

Die Bundesregierung wird allerdings prüfen, ob in der Erklä- 
rung bei der Anmeldung darüber hinaus auch angegeben 
werden sollte, dass den Anmeldenden keine wesentliche 
Wertminderung zwischen dem Tag der Einbringung und dem 
Tag vor der Anmeldung bekannt geworden ist. 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b [§ 71 
Abs. 3 Satz 3 AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Grund für die Streichung des § 71 Abs. 3 Satz 3 AktG ist, 
dass die Ennächtigung des Vorstandes zum Rückkauf eigener 
Aktien keine erhebliche Kursrelevanz hat. Für die Markt- 
überwachung relevant ist allein der tatsächliche Start des 
Rückkaufprogramms. Die Ermächtigung zum Rückkauf 
eigener Aktien gibt für sich keinen Hinweis darauf, ob und 
wann es tatsächlich zu einem Aktienrückkauf kommt. Dies 
gilt vor dem Hintergrund der in Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe a 
des ARUG vorgesehenen Verlängerung der Ermächtigungs- 
frist von 1 8 Monaten auf fünf Jahre künftig noch mehr als 
bislang. Die Meldepflicht erfüllt also keinen sinnvollen 
Zweck und sollte daher aufgehoben werden. 

Zu Nummer 3 (Zu Artikel 1 Nr. 7 [§ 1 1 8 AktG]) 

Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf für die Festschrei- 
bung von Mindeststandards für die Identifizierung des im 
Wege elektronischer Kommunikation teilnehmenden oder 
per Briefwahl abstimmenden Aktionärs. 

Von der Festschreibung technischer Standards in Bundesge- 
setzen ist angesichts der raschen Entwicklung der Technik 
nur sehr zurückhaltend Gebrauch zu machen. Anderenfalls 
könnten die gesetzlichen Regelungen dem wünschenswerten 
Einsatz neuer Entwicklungen entgegenstehen oder es wären 
häufige Gesetzesänderungen erforderlich. 


Auch ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung ist es selbst- 
verständlich, dass die Anforderungen an die Identifikation im 
Falle der Onlineteilnahme und Briefwahl gemäß § 118 
Abs. 1 und 2 AktG-E denjenigen bei physischer Teilnahme 
entsprechen müssen. Wie dies im Einzelnen zu geschehen 
hat, kaim den Unternehmen genauso überlassen werden, wie 
die Identitätsfeststellung bei physischer Teilnahme. 

Anders als der Bundesrat sieht die Bundesregierung nicht die 
Gefahr, dass die Gesellschaften zwar die Onlineteilnahme er- 
möglichen, gleichzeitig aber so strenge, über Artikel 8 Abs. 2 
der Aktionärsrechterichtlinie hinausgehende technische An- 
forderungen stellen, dass hierdurch Aktionärsrechte beein- 
trächtigt werden. Die Eröffnung der Möglichkeit zur Online- 
teilnahme ist für die Gesellschaften aufwändig und mit nicht 
unerheblichen Kosten verbunden. Wenn sie sich dafür ent- 
scheiden, werden die Gesellschaften daher Interesse daran 
haben, dass die eröffneten Möglichkeiten von den Aktionä- 
ren breit genutzt und positiv beurteilt werden. Zu hohe tech- 
nische Anforderungen wären hier kontraproduktiv. 

Vor diesem Hintergrund sollte auch nicht die elektronische 
Form nach § 126a BGB gesetzlich vorgeschrieben werden. 
Angesichts der geringen Verbreitung der qualifizierten elek- 
tronischen Signatur in Deutschland würde dies schon für 
deutsche Aktionäre eine faktische Einschränkung der durch 
den Gesetzentwurf neu eröffneten Möglichkeiten bedeuten. 
Ausländische Aktionäre wären hier vor nahezu unlösbare 
Probleme gestellt. Dies würde dem Ziel des Gesetzentwurfs 
zuwiderlaufen, die grenzüberschreitende Ausübung von 
Aktionärsrechten zu erleichtern. Im Übrigen ist bei phy- 
sischer Teilnahme an der Hauptversammlung keine Schrift- 
form vorgesehen, so dass nicht ersichtlich ist, aus welchem 
Grund bei der Onlineteilnahme bzw. bei der Briefwahl die 
elektronische Fonn des § 126a BGB erforderlich sein sollte, 
die die gesetzlich vorgeschriebene Schriftfonn ersetzt. 

Zu Nummer 4 (Zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a [§ 118 
Abs. 1 Satz 3 - neu - AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Die vorgeschlagene Regelung ist nicht erforderlich. Die Be- 
gründung des Gesetzentwurfs zu § 118 AktG stellt ausdrück- 
lich klar, dass der im rechtlichen Sinne „teilnehmende“ Ak- 
tionär zugleich als im rechtlichen Sinne „erschienener“ Ak- 
tionär zu qualifizieren ist. 

Die vorgeschlagene Regelung ist zudem nicht eindeutig. Es 
ist nicht klar, was mit „Protokollierung der Teilnahme“ 
gemeint ist: Die Aufnahme in das Teilnehmerverzeichnis 
oder in die Verhandlungsniederschrift oder möglicherweise 
die Führung eines gesonderten Verzeichnisses für Online- 
teilnehmer? 

Im Übrigen ist die vorgeschlagene Regelung zu pauschal, da 
sie sich nur mit dem Zugang, nicht aber mit der Abmeldung 
des Aktionärs befasst. Meldet sich der online teilnehmende 
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Aktionär ab oder ist die Verbindung gestört, so kann er von da 
an auch nicht mehr als „erschienen“ gelten. 

Zu Nummer 5 (Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a [§ 121 
Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, Fonnalien zu verringern, wo 
sie nicht absolut zwingend sind. Die nichtbörsennotierten 
Aktiengesellschaften sind im Übrigen nicht daran gehindert, 
die Angaben freiwillig zu machen, auch wenn sie nicht ge- 
setzlich vorgeschrieben sind. 

Zu Nummer 6 (Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a [§ 121 
Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 AktG]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 7 (Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a [§ 121 
Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Es erscheint nicht sinnvoll, die Ausgestaltung des Frage- 
rechts bis ins letzte Detail in der Einberufung zu erläutern. Zu 
viele Informationen machen die Einberufung unübersichtlich 
und schwächen ihre Wirkung. Wesentlich ist vielmehr der 
grundsätzliche Hinweis darauf, dass es ein Fragerecht gibt, 
das ausgeübt werden kann, wenn der Aktionär in der Haupt- 
versammlung anwesend ist. Dies ergibt sich aus dem in § 121 
Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 genannten § 13 1 Abs. 1 AktG. 

Zu Nummer 8 (Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a [§ 121 
Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 9 (Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a [§ 121 
Abs. 3 Satz 3 Nr. 4 AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Die Foraiulierung des Entwurfs bringt das Gewollte bereits 
zum Ausdruck. Danach reicht es nicht aus, schlicht die Inter- 
netseite zu erwähnen, sondern es muss hinzugefügt werden, 
dass über diese Seite die Informationen nach § 124a AktG 
zugänglich sind. 

Zu Nummer 10 (Zu Artikel 1 Nr. 10 [§ 122 Abs. 2 AktG] 
und Nr. 12 (§ 124 Abs. 1 AktG]) 

Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf für die Ergänzung 
von § 122 Abs. 2 sowie § 124 Abs. 1 AktG. 

Verlangen von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung 
müssen börsennotierten Aktiengesellschaften nach der Neu- 
regelung des Gesetzentwurfs in § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG-E 
mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung zugehen. 
Die Zeit zwischen dem Fristende zur Einreichung des Ergän- 
zungsantrags und dem record date im Sinne der Richtlinie ist 
damit auch in komplexeren Fällen ausreichend. In der Praxis 
kann der Ergänzungsantrag zudem früher eingereicht wer- 
den, wodurch sich die Zeit bis zum record date verlängert. 


Zu Nummer 11 (Zu Artikel 1 Nr. 20 [§ 134 Abs. 3 Satz 3 
AktG]) 

Die Bundesregierung hat den Vorschlag bereits geprüft und 
ist zu dem Ergebnis gekommen, dass ausdrückliche Regelun- 
gen zum Fälschungsrisiko nicht erforderlich sind. 

Schon bisher konnte die Satzung gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 
AktG Formerleichterungen bestimmen, ohne dass Regelun- 
gen zum Fälschungsrisiko gefordert oder vermisst worden 
wären. 

Zu Nummer 12 (Zu Artikel 1 Nr. 21 [§ 135 Abs. 1 Satz 5 
AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Mit einer bloßen Hinweispflicht der depotführenden Kredit- 
institute, dass auch eine Aktionärsvereinigung oder ein sons- 
tiger Vertreter mit der Wahrnehmung der Stimmrechte beauf- 
tragt werden kaim, würde das Ziel des Gesetzentwurfs nicht 
erreicht, eine faire Alternative zum Vollmachtsstimmrecht 
(„immer wie Verwaltungsvorschlag“) zu gewähren. Denn 
durch eine generelle Vollmacht körmte ein Aktionär zwar 
veranlassen, dass sein Stimmrecht jedes Jahr entsprechend 
den Vorschlägen der Verwaltung ausgeübt wird, nicht jedoch, 
dass jedes Jahr eine Aktionärsvereinigung oder eine ge- 
schäftsmäßig handelnde Person das Stimmrecht ausübt. Für 
Letzteres müsste der Aktionär jedes Jahr gesondert tätig wer- 
den. Damit wäre das vom Gesetzentwurf rechtspolitisch Ge- 
wollte verfehlt. 

Im Übrigen sind die Kreditinstitute bei Namensaktien gesetz- 
lich nicht gezwungen, das Vollmachtsstimmrecht überhaupt 
anzubieten, auch wenn dies von der Gesetzesbegründung 
ausdrücklich als wünschenswert bezeichnet wird. 

Zu Nummer 13 (Zu Artikel 1 Nr. 21 [§ 135 Abs. 8 und 9 
AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Es besteht kein Anlass, Aktionärsvereinigungen und sonsti- 
gen Personen, die sich geschäftsmäßig zur Ausübung des 
Stimmrechts erbieten, Haftungsausschlüsse oder Haftungs- 
beschränkungen zu untersagen. Diese Vereinigungen verfü- 
gen regelmäßig über kein großes Vermögen und lassen sich 
die Stimmrechtsausübung regelmäßig auch nicht vergüten. 

Zu Nummer 14 (Zu Artikel 1 Nr. 21 [§ 135 Abs. 11 -neu - 
AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Es handelt sich um einen Sonderfall, dessen praktische Be- 
deutung nicht ersichtlich ist und der aus diesem Grund keiner 
gesetzlichen Regelung bedarf. Gedacht ist an den Fall, dass 
ein Kreditinstitut sich für einen oder mehrere Aktionäre zur 
Stimmrechtsausübung bereiterklärt, für einen oder mehrere 
andere aber ausdrücklich nicht. Es ist keine überzeugende 
Begründung ersichtlich, weshalb das Gesetz für diesen theo- 
retischen Fall eine zwingende Vorschrift vorsehen muss. 

Die Bundesregierung wird aber beobachten, ob es infolge der 
Streichung des Absatzes wider Erwarten zu rechtspolitisch 
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nicht erwünschten differenzierten Verfahrensweisen der Kre- 
ditinstitute kommt, und wird gegebenenfalls kurzfristig tätig 
werden. 

Zu Nummer 15 (Zu Artikel 1 Nr. 24a-neu-[§ 181 Abs. 1 
Satz 3 AktG]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 16 (Zu Artikel 1 Nr. 35 Buchstabe a [§241 
Nr. 1 AktG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Der Regelungsinhalt des § 1 23 Abs. 3 AktG enthält einerseits 
Kannbestimmungen, andererseits rechtliche Rahmenbedin- 
gungen. Eine pauschale Nichtigkeitsfolge bei Verstößen wür- 
de zu großer Rechtsunsicherheit führen. 

Die Aktienrechtspraxis ist ohnehin gerade mit Blick auf die 
Reichweite der Nichtigkeitsgründe verunsichert. Die Schärfe 
der Sanktion selbst für geringste Fomimängel verbietet eine 
weitere Ausweitung der Nichtigkeitsgründe und widersprä- 
che der erklärten Zielsetzung des Gesetzes. 

Zu Nummer 17 (Zu Artikel 1 Nr. 37 [§ 243 Abs. 3 AktG]) 

Die Bundesregierung hat die Frage bereits geprüft und ist 
nicht der Auffassung, dass bei technischen Störungen, die ei- 
ne Veröffentlichung von Dokumenten über das Internet be- 
hindern, das Anfechtungsrecht auch bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften ausgeschlossen werden sollte. 

Ein vollständiger Anfechtungsausschluss ginge sowohl bei 
börsennotierten als auch bei nichtbörsennotierten Aktienge- 
sellschaften zu weit, weil er auch Fälle beträfe, in denen die 
Gesellschaft bei der Veröffentlichung über das Internet nicht 
die erforderliche Sorgfalt anwenden oder die technische Stö- 
rung während der gesamten Auslegungsdauer andauem wür- 
de. 

Wie bereits in der Begründung zu § 124a des Gesetzentwurfs 
ausgeführt wird, sind von der Gesellschaft nicht zu vertreten- 
de, vorübergehende Störungen des Internets und kurzzeitige 
Unterbrechungen, die z. B. der Systemwartung dienen, un- 
schädlich. Dies ist selbstverständlich und bedarf keiner aus- 
drücklichen gesetzlichen Regelung. Sollten die Grenzen in 
Einzellfällen streitig sein, so erscheint eine Festlegung durch 
die Gerichte wünschenswert. 

Zu Nummer 18 (Zu Artikel 1 Nr. 38 [§ 246 Abs. 3 AktG], 
Nr. 45 [§ 3 19 Abs. 6 AktG] und Artikel 4 
Nr.2[§ 16Abs.3UmwG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Sie hat sich bereits im April 2008 in ihrer Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf des Bundesrates für ein Gesetz zur Einfüh- 
rung erstinstanzlicher Zuständigkeiten des Oberlandesge- 
richts in aktienrechtlichen Streitigkeiten gegen eine Verlage- 
rung der Eingangszuständigkeit für Anfechtungsklagen vom 
Landgericht zum Oberlandesgericht ausgesprochen (Bun- 
destagsdrucksache 16/9020). An dieser Einschätzung und an 
den Argumenten hat sich nichts geändert. Auf die damaligen 
Ausführungen wird verwiesen. 


Bevor das Rechtsschutzsystem verändert wird, sollten die 
Länder die bestehenden Möglichkeiten zur Zuständigkeits- 
konzentration in aktienrechtlichen Streitigkeiten ausschöp- 
fen. Es ist bedauerlich, dass dies bisher noch nicht überall ge- 
schehen ist. Qualifiziert besetzte und spezialisierte Kammern 
für Handelssachen sind für die Bescheidung aktienrecht- 
licher Streitigkeiten, in Sonderheit in Freigabeverfahren, 
zwingend erforderlich. Sie sind zugleich aber mindestens so 
gut für diese Aufgabe geeignet, wie Senate am Oberlandes- 
gericht. Dies spricht im Ergebnis auch gegen den Gedanken, 
lediglich die Freigabeverfahren auf das Oberlandesgericht 
als Eingangsinstanz zu verlagern und eine Zulassungsbe- 
schwerde zum Bundesgerichtshof zu eröffnen. 

Gegen die Einführung einer erstinstanzlichen Zuständigkeit 
der Oberlandesgerichte in den genannten aktienrechtlichen 
Streitigkeiten spricht schließlich die weitere Zersplitterung 
der sachlichen Zuständigkeit für erstinstanzliche Streitigkei- 
ten. Zudem würden sich erhebliche innere Widersprüche zu 
gleichgelagerten Streitfällen bei anderen Untemehmensfor- 
men ergeben (GmbH, Personenhandelsgesellschaften), wo- 
bei die betroffenen Unternehmen oder die im Streit stehenden 
Beträge oder die Komplexität der Rechtsfragen bedeutender 
sein können als bei der parallelen aktienrechtlichen Streitig- 
keit. 

Zu Nummer 19 (Zu Artikel 1 Nr. 39 [§ 246a AktG]) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 20 (Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe b [§ 246a 
Abs. 2 Nr. 2 AktG], Nr. 45 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa [§ 319 Abs. 6 Satz 3 
Nr. 2 AktG] und Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b 
[§ 16 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 UmwG]) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 21 (Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c [§ 246a 
Abs. 3 AktG], Nr. 45 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe cc [§ 319 Abs. 6 AktG] und Ar- 
tikel 4 Nr. 2 [ § 16 Abs. 3 UmwG]) 

Die Bundesregierung hat den Vorschlag geprüft und wird im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren auf eine entsprechende 
Änderung hinwirken. 

Zu Nummer 22 (Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c [§ 246a 
Abs. 3 Satz 3 AktG], Nr. 45 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc [§ 319 Abs. 6 Satz 6 
AktG] und Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe d 
[§ 16 Abs. 3 Satz 6 UmwG]) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 23 (Zu Artikel 1 Nr. 39 Buchstabe c [§ 246a 
Abs. 3 Satz 3 AktG], Nr. 45 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc [§ 319 Abs. 6 Satz 6 
AktG] und Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe d 
[§ 16 Abs. 3 Satz 6 UmwG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Die nachgeschobene Nichtigkeitsrüge vor dem Registerge- 
richt ist ein seltenes, aber ernst zu nehmendes Problem, da 
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der Missbrauch hier oft evident ist. Auch die Bundesregie- 
rung hält insoweit eine eingehende Prüfung für angezeigt, ob 
hier durch gesetzgeberische Maßnahmen Abhilfe geschaffen 
werden kann. Angesichts der Komplexität der Materie kann 
diese Prüfung allerdings nicht mehr im Rahmen des Gesetz- 
gebungsverfahrens zum ARUG erfolgen, sondern muss für 
die nächste Wahlperiode zurückgestellt werden. 

Zu Nummer 24 (Zu Artikel 6 Nr. 3a - neu - [§ 22 Abs. 5 
Satz 2 SEAG]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 25 (Zu Artikel 6a - neu - [§ 10 Abs. 2 Satz 1 
GmbHG]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 26 (Zu Artikel 6a - neu - [§ 55a Abs. 4 - neu - 
GmbHG]) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschlagene 
Änderung aus. 

Die Ergänzung des § 55a GmbHG ist nicht erforderlich. Sie 
ist bereits geltendes Recht. Aus der Anmeldung der Durch- 
führung der Kapitalerhöhung gemäß § 57 GmbHG, an wel- 
cher der Notar zwingend mitwirkt, ergibt sich, dass der Notar 
die aktualisierte Gesellschafterliste zum Handelsregister ein- 
reichen muss (§ 40 Abs. 2 GmbHG). Die Notarbescheini- 
gung gemäß § 54 Abs. 1 Satz 2 GmbHG ist erforderlich, weil 
nach Vollzug der Kapitalerhöhung die Stammkapitalziffer in 
der Satzung angepasst werden muss. 

Dieser satzungsändernde Beschluss selbst bedarf jedoch als 
reine Fassungsänderung wie bei Satzungsänderungen durch 
den Aufsichtsrat nach § 1 79 Abs. 1 Satz 2 AktG nicht der no- 
tariellen Beurkundung. Denn in der Ermächtigung des Ge- 
schäftsführers zur Durchführung der genehmigten Kapital- 
erhöhung liegt zugleich eine Ermächtigung zur redaktio- 
nellen Anpassung der Stammkapitalziffer in der Satzung. 
Anderenfalls müsste die Gesellschafterversammlung wieder 
einen notariell zu beurkundenden Beschluss über die Anpas- 
sung des Satzungswortlauts fassen. Damit wäre der Sinn des 
genehmigten Kapitals, nämlich die rasche und unkomplizier- 
te Kapitalerhöhung, wieder beseitigt. Selbstverständlich ist 
es auch möglich, die Ermächtigung ausdrücklich in die 
Satzung aufzunehmen. 

Eine ausdrückliche Regelung wie in § 179 Abs. 1 Satz 2 
AktG ist aufgrund der weitreichenden Satzungsautonomie in 
der GmbH nicht erforderlich. Da es sich bei der Fassungsän- 
derung aber um eine Satzungsänderung handelt, nur eben ei- 
ne nicht beurkundungspflichtige, muss der Notar der elektro- 
nisch beglaubigten Abschrift des aktuellen Satzungswort- 
lauts die Notarbestätigung beifügen (§ 54 Abs. 1 Satz 2 
GmbHG). 

Zu Nummer 27 (Zu Artikel 7a - neu - [§ 3 Abs. 5 
VWGmbHÜGJ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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